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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 30 Minuten 

Vorsitzende: Präsident Dr. ~aleta, Zweiter 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner, Dritter 
Präsident Wallner. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 
Krank gemeldet sind die Abgeordneten 

Robert Graf und Liwanec. 
Entschuldigt haben sich die Abgeord­

neten Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer, Peter 
und Benya. 

Fragestunde 

Präsident: "",'ir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 32 Minuten­
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: 1. Anfrage: Abgeordneter Jung­
wirth (S PÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen, betreffend Saline Solbad Hall 
in Tirol. 

841/M 

Ist es richtig, daß in allernächster Zeit der 
Betrieb der Saline Solbad Hall in Tirol einge. 
t;,tellt werden soll? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Es ist be­
absichtigt, die Saline Hall in Tirol noch 
im Jahre 1967 zu schließen. Diese Maß­
nahme ist notwendig, weil die Saline Hall 
mit Abstand die unrentabelste im Bereich 
der Salinen ist und die Gestehungskosten für 
Salz und Sole in diesem Salinenbetrieb ein 
Vielfaches der Gestehungskosten bei den an­
deren Salinen ausmachen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Jungwirth: Herr Bundes­
minister I Wäre durch die Errichtung einer 
Paketierungsanlage, deren Kosten zirka 
200.000 S ausmachen würden,· sowie durch 
die augenscheinlich anwachsende Verwendung 
von Streusalz für die Autobahn und für das 
Bundes- und Landesstraßennetz die Erhal­
tung des Haller Salinenbetriebes vom wirt­
schaftlichen Standpunkt aus gerechtfertigt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Das wäre 
nicht gerechtfertigt, da der Bedarf an Streu­
salz von anderen Salinen her billiger gedeckt 
werden kann. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter jungwirth: Herr Bundesmini­
ster! Wird Vorsorge getroffen, um die Auf­
rechterhaltung der Soleleitung zum Kurge­
brauch im Kurmittelhaus zu gewährleisten? 
Eine Einstellung der Soleleitung für den Kur­
gebrauch würde für die Kurstadt Solbad Hall 
in Tirol erhebliche, nicht wiedergutzu­
machende wirtschaftliche Schwierigkeiten brin­
gen. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich kann 
Ihnen jetzt nicht sagen, ob die Versorgung 
dieser Kureinrichtung mit einer Leitung oder 
mit Tankwagen geplant ist, ich weiß nur, 
daß die Aufrechterhaltung des Kurbetriebes 
durchaus sichergestellt ist. Ich darf noch 
hinzufügen, daß auch schon die Übernahme 
der Arbeiter aus der Saline sichergestellt ist. 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter Melter 
(F PÖ) an den Herrn Finanzminister , be­
treffend Verpflichtungen gegenUber den Ver­
triebenen. 

860/M 

Wann werden die von Österreich im Bad 
Kl'euznacher Abkommen gegenüber den Ver· 
triebenen übernommenen Verpflichtungen end· 
lich in vollem Umfang erfüllt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Die von Öster-
reich im Bad Kreuznacher Abkommen gegen­
über den Vertriebenen übernommenen Ver­
pflichtungen wurden erfüllt. Die Entschädi­
gungsansprüche werden mit Ausnahme jener, 
deren abschließende Erledigung durch die 
Finanzlandesdirektionen derzeit nicht möglich 
ist, innerhalb der vorgesehenen Frist von 
fünf Jahren, das ist bis Oktober 1967, er· 
ledigt werden. Gründe für eine derzeitige 
Nichterledigung sind zum Beispiel ein in der 
Bundesrepublik Deutschland anhängiges 
Lastenausgleichsverfahren oder ein noch nicht 
abgeschlossenes Verlassenschafts verfahren. 

Präsjdent: Eine Zu"atzfrage. 

Abgeordneter Melter: Herr Bundesminister! 
Wie kommt es, daß im Rat der Südost­
deutschen die Meinung geäußert wurde, daß 
auf Grund des Kreuznacher Abkommens die 
Bundesrepublik Deutschland 40 Prozent des 
Aufwandes übernehmen würde, daß jedoch 
tatsächlich die bisherigen Aufwendungen zu 
etwa 70 Prozent von der Bundesrepublik ge­
tragen wurden ~ Dies deutet darauf hin, 
daß die Republik Österreich mit den Zah­
lungen in Verzug ist. Wieso kann dies der 
Fall Bein, wenn Sie behaupten, daß alles in 
Ordnung ist? 
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Präsident: Herr Minister. schätzen sind, ansehen, wie der Finanzaus­
Bundesminister Dr. Schmitz: Das liegt in gleich dort beschaffen ist. Ich habe mir 

einer Differenz der Auslegung des Brief- das in einem Falle angesehen. Dort kommen 
wechsels, in dem die Fest8etzung des deutschen die Zuschüsse aus den Mitteln, die im Wege 
Beitrages vereinbart worden ist. Auf deut- des Finanzausgleiches vom Bund und den 
scher Seite hat man den Standpunkt ver- Ländern an die Gemeinden gezahlt werden. 
treten, daß von dort 40 Prozent der Kosten Im Fall Frankfurt am Main und Hessen war 
getragen werden, von Österreich 60 Prozent. es zum Beispiel so, daß die Finanzausgleichs­
Hingegen hat der Briefwechsel bewirkt, daß mittel zu einem bestimmten Teil nach einem 
seitens der Bundesrepublik Deutschland ein Schlüssel an alle Gemeinden ausgezahlt wer­
fixer Betrag geleistet worden ist, sodaß der den und andererseits für ganz bestimmte 
von Österreich zu leistende Betrag weniger Vorhaben Zahlungen erfolgen. Das heißt: 
als 60 Prozent ausmacht. Das Risiko, daß Was das Land Hessen zum Beispiel an Frank­
es auch mehr hätte ausmachen können, hat furt am Main für die U-Bahn zahlt, sind 
Österreich getragen. Damit ist keine Auf- Finanzausgleichsmittel, die in diesem Fall 
teilung 40 zu 60 erfolgt, sondern es ist ein ~estimmten Objekten zugewiesen werden. In 
fixer Betrag aus Deutschland verwendet wor- Österreich ist ein anderes SJ!~tem, das die 
den, mit den Kosten, die das Verfahren in Autonomie der Gebietskörperschaften höher 
Österreich dem Bund verursacht hat. wertet. Hier werden die gesamten Finanz-

ausgleichsmittel in toto den Finanzausgleichs­
Präsident: Zweite Zusatzfrage. partnern zugewiesen, die dann daraus ihre 
Abgeordneter Melter: Herr Bundesmini~ter! Kosten zu bestreiten haben. Der Umstand, 

Sind Sie also nicht der An'3icht, daß die Ver- daß Wien als Großstadt höhere Kosten hat, 
tri ebenen etwa durch die Leistungen in wird dadurch berücksichtigt, daß Wien als 
Österreich geschädigt worden sind? . Land und als Gemeinde seine Anteile an den 

gemeinsohaftlichen Bundesabgaben erhält. 
Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: N ein, dieser 
Ansicht bin ich absolut nicht. 

Präsident: 3. Anfrage: Abgeordneter Lanc 
(SPÖ) an den Herrn Finanzminister , be­
treffend Bau der Wiener Untergrundbahn. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lanc: Abgesehen davon, daß 
Sie meine Frage nicht beantwortet haben, 
weil ich ausdrücklioh von Hauptstädten ge­
sprochen habe und Frankfurt bekanntlich 
nicht die Hauptstadt der deutschen Bundes-

842/M republik ist, möchte ich an Sie die zweite 
Wann karm mit einer Eröffnung der Verhand· Frage stellen, ob Sie glauben, daß die ganze 

lungen zwischen dem Bund und dem Land Wien Argumentation, die Sie hier in der Frage 
über eine Beteiligung des Bundes am Bau der Bundeszuschuß zum U-Bahn-Bau in Wien 
Wiener Untergrundbahn gerechnet werden? 

vorgebracht haben, auch nur noch einen 
Präsident: Bitte, Herr Minister. Funken von Glaubwürdigkeit haben kann, 
Bundesminister Dr. Schmitz: Die Wiener wenn Sie seit fast Jahresfrist konkrete Vor­

Untergrundbahn ist ein innerstädtisches Ver- finanzierungsangebote der Stadt Wien mit 
kehrsmittel. Aus diesem Grunde und aus Zinskobtenbeteiligung bezüglich des Schnell­
zwingenden budgetären Erwägungen sehe ich bahnfertigbaues und der Errichtung der Sta­
keine Möglichkeit für eine Beteiligung des tionen Brünner Straße, Matzleinsdorfer Platz 
Bundes. und Rennweg bisher glattweg abgelehnt haben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Präsident: Herr Minister. 

Abgeordneter Lanc: Herr Bundesminister! Bundesminister Dr. Schmitz: Herr Abge-
Nicht nur in anderen europäischen Haupt- ordneter! Sie sprechen jetzt von der Sohne11-
städten, sondern beispielsweise auch in der bahn, und wir haben vorher von der U-Bahn 
~.merikanischen Hauptstadt werden solche· gesprochen. Bei der Schnellbahn ist es ganz 
Untergrundbahnprojekte mit Bundesbeteili- anders: Bei der Schnellbahn haben wir immer 
gung verwirklicht. Glauben Sie, daß Sie bei den Standpunkt vertreten, daß sie ein gemein­
dieser Sachlage, die Ihnen sicherlich bekannt sames Projekt ist, das Bund, Niederösterreich 
sein wird, diesen Standpunkt werden auf- und Wien interessiert. Ich möchte aber nicht 
rechterhalten können? verhehlen, daß nach Ansicht des Bundes 

Präsident: Herr Minister. auch Wien mit seinem Anteil an der Schnell. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Wir müssen bahn noch im Verzug ist. 
uns, um zu beurteilen, wie die Zahlungen Pr~ident: 4. Anfrage: Abgeordneter MeißI 
anderer Staaten an große Städte einzu- (F PÖ) an den Herrn Finanzminister, betref-
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Präsident 
fend Umsatzsteuerbefreiung für land- und 
forstwirtschaftliehe Produkte. 

818jM 

Werden Sie der von Kreisen der Landwirt­
schaft erhobenen Forderung nach Umsat7.­
steuerbefreiung für die land- und forstwirt­
schaftlichen Produkte in der Erzeugerstufe durch 
Vorbereitung eines entspreohenden Ministerial­
entwurfes Reclullmg tragen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Seitens der 
Landwirtschaft ist ein Ansuchen um Umsatz­
steuerbefreiung für land- und forstwirtschaft­
liche Produkte beim Finanzministerium nicht 
eingebracht worden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
'Vie würden Sie sich dazu stellen, wenn eine 
solche Forderung eingebracht werden würde, 
im speziellen beispielsweise die Forderung 
nach Umsatzsteuerbefreiung bei Milch in der 
ersten Veredelungsstufe? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich glaube, 
wir müssen jetzt alle Wünsche auf Umsatz­
steuerbefreiungen oder Neuregelungen auf 
diesem Gebiet unter dem Gesichtspunkt der 
beabsichtigten Umstellung auf das Mehrwert­
steuersystem beurteilen. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter 
J ng. Kunst (S PO) an den Herrn Finanzminister , 
betreffend Einnahmeentfall durch Zollsenkun­
gen. 

838jM 

Welcher Einnahmeentfall ent!!lteht durch die 
im Rahmen der Kenncdy-Hunde vereinbarten 
Zollsenkungen ? 

Präsident: Bitte, Herr .Minister. 

Bundesmini'ster Dr. Schmitz: Die Frage, 
welcher Einnahmeentfall durch die im Rahmen 
der Kennedy-Runde vereinbarten Zollsenkun­
gen entsteht, kann derzeit noch nicht beant­
wortet werden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter lng. Kunst: Herr Minister! 
Bis wann glauben Sie einen überblick über 
den Einnahmeentfall zu haben ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Wenn die 
Verhandlungen, die zwi~chen Österreich und 
einzelnen Partnern noch offen sind, abge­
schlossen sind, wird eine Regierungsvorlage 
ausgearbeitet werden müssen, und in der 
Regierungsvorlage werden dann auch Angaben 
über die Ausfälle enthalten sein. Da die erste 
Stufe der Realisierung, die in fünf Stufen 

erfolgen soll, am 1. Juli 1968 Platz greifen 
wird, wird das voraussichtlich zu Beginn des 
Jahres 1968 erledigt sein müssen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter lng. Kunst: Herr Minister! 
Werden Sie dann bereit sein, dem Hohen Haus 
einen Bericht über den Einnahmeentfall zu 
geben ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Wenn das 
gewünscht wird, werde ich gerne dazu bereit 
sein. Ich glaube aber, daß sich das erübrigen 
wird, da in den Erläuterungen zur Regierungs­
vorlage Angaben darüber enthalten sein wer­
deu und sich das Hohe HauB sicher mit der 
Regierungsvorlage befassen wird. 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter Stein­
huber (SPO) an den Herrn l!'inanzminister, 
betreffend Konzentrationsmaßnahmen im Be­
reich der Simmering-Graz-Pauker AG. 

839/M 

Was versteht der Bundesminister unter 
"Konzentrationsmaßnahmen" im Bereich der 
Simmering-Graz-Pauker AG., wie sie in den 
Erläuternden Bemerkungen zu einer Regie­
rungsvorIage des Finanzministers (460 der Bei­
Jagen) als notwendig bezeichnet wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Die in den 
Erläuternden Bemerkungen zur Regierungs­
vorlage eines Bundesgesetzes über Erlöschen 
von Forderungen des Bundes gegen die Sim­
mering-Graz-Pauker AG. und die Rax-Werk 
Ges. m. b. H. genannten im Gang befindlichen 
Maßnahmen zur Konzentration, Rationali­
c:lierung und Verbesserung des innerbetrieb­
lichen Transportwesens beziehen sich - wie 
auch aus dem Text der Erläuternden Bemer­
kungen hervorgeht - auf das Werk Simmering. 
Dieses Werk zerfällt in das sogenannte "Untere 
Simmeringer Werk" unddas sogenannte "Obere 
Simmeringer Werk". Im Unteren Simmeringer 
Werk, das baulich stark veraltet ist, befindet 
sich noch eine Reihe von Dienststellen, wodurch 
infolge der bestehenden räumlichen Trennung 
zum Oberen Simmeringer Werk eine gewigse 
Aufsplitterung in der Organisation und in der 
Produktion sowie ein unrationelles inner­
betriebliches Transportweßen gegeben ist. Mit 
Zustimmung des Aufbichtsrates beschäftigt 
sich der Vorstand dieses Unternehmens derzeit 
mit der Planung der Übersiedlung des Unteren 
Simmeringer Werks in das Obere Simmeringer 
Werk unter gleichzeitiger Konzentration und 
Rationalisierung des Produktionsablaufes sowie 
des innerbetrieblichen Transportwesens. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
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Abgeordneter Steinhuber: Herr Minister! I Abgeordneter Leisser: Herr Minister! Köll­
Wie Boll man den verklausulierten Satz ver- nen Sie sagen, welche Fächer von diesen 
stehen: "Es i'it an eine Hinlenkung mancher Lehrern unterrichtet werden, die einen Son­
Sparten auf einen industriellen Produktions- dervertl'ag haben, und ob Sie glauben, daß 
ablauf und an eine Konzentration des Produk- doch in absehbarer Zeit eine genügende 
tionsablaufes im Werk Simmering gedacht"? Anzahl vollgeprüfter Lehrer vorhanden sein 
Diesen Satz kann man so auslegen, da.ß es wird? 

Präsident: Herr Minister. sich um eine Konzentration im Werk selbst 
handeln kann, wie Sie es gesagt haben und 
was uns befriedigt, es kann aber auch so aus- BundesminiE,ter Dr. Pifft-Percevic: Diese 
gelegt werden, daß es sich um eine generelle Frage betrifft das gesamte höhere Schulwesen 
Konzentration handelt. und nicht nur die musisch-pädagogische Schul-

. .' . type. Die Frage ist dahin gehend zu beant-
Ich. frage SIe ~ah~r noc~maI8, Herr M~~lster: I ~orten, daß der M 'tngel vor allem auf den 

I~t mcht beabsIChtigt, em We~k der Slmme- naturwissenschaftlichen Gebieten liegt, die 
rlllg-Graz-P~uker AG .. zu. schlIeßen, son?ern Anstrengungen aber auf breiter Front gemacht 
handelt es SIC~l ausschhe~hch u?I Produk~lonb- werden, für alle Fächer die nötigen Lehrkräfte 
maßnahmen 1m Werk Slmmermg selbst. zu gewinnen. Dieses Problem wird nur durch 

Präsident: Herr Minister. eine entsprechende Gestaltung der Studien, 
Bundesminister Dr. Schmitz: Ich kann durch eine entsprechende \Verbung und nicht 

mich nur darauf beschränken, das zu inter- zuletzt, wenn auch nicht absolut dominierend, 
pretieren, was in den Erläuterungen enthalten durch die Regelung der Anfangsbezüge für 
ist. Über sonstige Absichten der Rationali- Lehrer gelöst werden können. 
sierung der Simmerillg-Graz-Pauker AG. könn- Präsident: Die 8. Anfrage, eine Anfrage 
ten nur Organe dießer Gesellschaft Auskunft des Abgeordneten Liwanec, wurde zurückge-
geben. zogen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 9. Anfrage: Abgeordneter Leisser (ÖV P) 

Abgeordneter Steinhuber: Herr Minister! 
Haben Sie davon gehört, daß das Werk FIo­
ridsdorf stillgelegt werden soll? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Schmitz: Ich haUe 
bisher keinen Anlaß, mich seitens des Finanz­
ressorts mit dieser Frage zu befassen. 

Präsident: Danke, Herr :Minister. (Zwischen­
rufe bei der SPÖ.j 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 7. Anfr3ge: Abgeordneter Leisßer 
(OfT P) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht, betreffend Beschäftigung von Leh­
rern mit Sonderverträgen. 

879/M 

Wieviel Lehrer sind an Musisch-pädagogi­
schen Realgymnasien mit Sonderverträgen be­
schäftigt? 

Präsident: Bitte, "Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht Dr. Pifft-
Percevic: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! An 
Musisch-pädagogischen Realgymnasien werden 
derzeit 70 Lehrer voll ausgelastet mit Sonderver­
trag beschäftigt. Darüber hinaus kommt eine 
jeweils schwankende Zahl von teilweise be­
schäftigten im Bundesdienst stehenden Leh­
rern mit Sondervertrag . 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

an den Herrn Unterrichtsminister, betreffend 
Förderung des Studiums der slawischen Spra­
chen. 

881/M 
Was wird zur Förderung des Studiums der 

slawischen Sprachen an den höheren Schulen 
getan? 

Präsident: Bitte, Herr Mini<;ter. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Die Förderung 
des Studiums der slawischen Sprachen beginnt 
mit der Förderung der Heranbildung von 
Lehrkräften für diese Sprachen. Diese ]'örde­
rung geschieht - zum Teil habe ich die Beant­
wortung der Frage vorhin schon generell 
vorweggenommen - durch ent<;prechende Aus­
ge'3taltung der Studien und durch das Bieten 
eines Anreizes, darüber hinaus aber konkret 
hinsichtlich des Russischen und anderer slawi­
scher Sprachen durch einen Austausch von 
Studenten und einen Austausch von Lehr­
kräften, wie wir ihn mit der Sowjetunion im 
Vertrag haben. 

Die darauffolgenden Anstrengungen, den 
Unterricht selbst zu intensivieren, haben eine 
Verbesserung oder eine Verdeutlichung da­
durch erfahren, daß im kommenden Jahr mit 
der Einführung der Oberstufenlehrpläne {'rst­
mals die Gabelung inden Neusprachlichen Gym­
nasien einsetzt. Wir haben durch einen Erlaß 
verfügt, daß bereits bei Meldung von zehn 
Schülern auch slawis.che Fremdsprachen a.n 
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Bundesminister Dr. Pifll·Percevic 
Stelle des Französischen gewählt werden kön­
nen, es sei denn, es handelt sich um ein grund­
ständiges französisohes Gymnasium. Es kom­
men also als zweite lebende Fremdsprache die 
slawischen Sprachen Russisch, Tschechisch, 
Slowenisch und Serbokroatisch in Betracht. 
Alle diese Fragen hängen aber von der Mel­
dung einer genügenden Zahl von Schülern und 
von der Bereitstellung entsprechender Lehr­
kräfte ab. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Leisser: Herr Minister! Sind 
Sie der Auffassung, daß besonders das Studium 
der russischen Sprache an den österreichischen 
höheren Schulen intensiver betrieben werden 
sollte ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Dieses 
Anliegen ist von uns wohl erkannt, es wird 
gefördert. Wir glauben, daß diese Weltsprache 
in unseren Schulen stärker gepflegt werden 
sollte. Wir haben im Februar dieses Jahres 
an der Wiener Universität einen eigenen 
Kongreß bezüglich der slawischen Sprachen 
und ihres Unterrichts an mittleren und höheren 
Schulen mit sehr erfreulichen Aspekten abge­
halten. Jedenfalls kam Ihr Anliegen sehr 
deutlich zum Ausdruck. 

Präsident: 10. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Dr. Stella Klein-Löw (SPÖ) an den Herrn 
Unterricht'lminister, betreffend Entwurf für 
die neuen Lehrpläne. 

834/M 
Wurde der endgültige Entwurf für die neuen 

Lehrpläne, die mit Beginn des Schuljahres 
1967/1968 eingeführt werden sollen, den Schulen 
zur Kenntnis gebracht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr ge-
ehrte Frau Abgeordnete! Der Entwurf wurde 
allen Schuldirektionen im April zugemittelt. 
Die entsprechenden Stellungnahmen sind im 
Einlaufen, sie sind zum größten Teil schon 
eingelaufen und werden nun nicht mehr 
zu einem Entwurf, sondern zur endgültigen 
Fassung verarbeitet. 

In der Zwischenzeit haben wir alle Direk­
tionen durch einen Erlaß gebeten, schon auf 
Grund der Vorschläge Vorkehrungen für die 
5. Schulstufe zu treffen, sodaß die neuen Ober­
stufen mit der 5. Klasse verläßlich zum 
1. September nach dem nenen Lehrplan be­
ginnen können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-L5w: Glauben 
Sie nicht, Herr Bundesminister, daß der für 
die Begutachung angesetzte Zeitraum von, 

ich glaube, knapp drei Wochen zu kurz ist, 
um zu einem Entwurf von dieser Wichtig­
keit wirklich die Meinung der Lehrer einzu­
holen und die Gesamtmeinung dann der vor­
gesetzten Schulbehörde und dem Ministerium 
vorzulegen ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Von seiten 
des Bundesministeriums, sehr geehrte Frau 
Abgeordnete, war der Termin keineswegs 
zu kurz gesetzt. Es mag sein, daß er den 
einzelnen Schulen vom Landesschulrat aus 
etwas kürzer gesetzt war. Im übrigen ver­
weise ich darauf, daß die :Materialien für 
die neuen Lehrpläne ein ganzes Jahr lang 
innerhalb der Schulen, innerhalb der Pro­
fessorenschaft, diskutiert wurden, sodaß die 
Professorenschaft mit den Anliegen der neuen 
Entwürfe sehr wohl vertraut war. Daher 
vielleicht auch die verhältnismäßig kurze Frist, 
die. seitens des Stadtschulrates gesetzt wurde. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Stella Klein-Löw: Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Die Kürze 
der Begutachtung hat sich aus der Dring­
lichkeit ergeben, dadurch, daß im Herbst 
die Lehrpläne bereits in Geltung treten sollen. 

Ich frage aber noch einmal, Herr Minister, 
ob Sie nicht glauben, daß für einen Lehrplan, 
für Entwürfe von solcher Wichtigkeit, eine 
längere Zeit zur Verfügung stehen muß, 
auch wenn der Vorentwurf diskutiert wurde. 
Der Sinn des Vorentwurfes war es ja, zum 
Schlußentwurf zu kommen. Wenn ich also 
den V orentwurf kenne und dazu Stellung 
nehme, muß ich mich auch mit dem letzten 
Entwurf vertraut machen, der ja dann in 
die Praxis eingehen wird. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr ge­
ehrte Frau Abgeordnete! Zweifellos sind 
möglichst lange Begutachtungszeiten in diesen 
Fällen besser als kurze, die, wie Sie selb~t er­
wähnt haben, durch die Terminschwierig­
keiten im Hinblick auf den 1. September ge­
geben waren. 

Präsident: 11. Anfrage: Abgeordneter LeisseI' 
(Ö V P) an den Herrn Unterrichtsminister , 
betreffend Nachwuchs an Lehrkräften. 

880/M 

Bei welchen Fächern an den allgemeinbil­
denden und berufsbildenden höheren Schulen ist 
der Nachwuchs an Lehrkräften nicht den An­
forderungen der nächsten Jahre entsprechend? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Der Nachwuchs 
an Lehrkräften ist besonders in jenen Fächern 
verhältnismäßig gering, die mit konkreten 
wirtschaftlichen Berufsmöglichkeiten in Kon­
kurrenz stehen, vor allem also in den natur­
wissenschaftlichen Fächern Chemie, Physik 
Darstellende Geometrie - dies auf allen 
Sektoren des höheren Schulwesens -, ferner 
im Bereich des berufsbildenden Schulwesens, 
insbesondere auf dem Gebiete des Maschinen­
baues und der Elektrotechnik. Verhältnis­
mäßig keine großen Schwierigkeiten bereitet 
die Gewinnung von Lehrkräften aus dem 
Bereiche des Bauwesens, weil durch die zahl­
reichen selbständigen Baufirmen, Baubüros 
und Architektenbüros genügend freischaffende 
Kräfte zur Verfügung stehen, die sich für 
den Schuldienst interessieren und den Schul­
dienst mitversehen. Aber ich wiederhole noch­
mals: Die größten Mangelerscheinungen liegen 
auf den naturwissenschaftlich-technischen Ge­
bieten. 

Wir haben daher eben jetzt zum Teil auf 
Grund eines OECD-Berichtes, zum Teil auf 
Grund sehr genauer neuer Ermittlungen eine 
nach Ländern und einzelnen Fächern ge­
gliederte Aufstellung in Ausarbeitung, aus 
der hervorgehen soll, wo die größten Mangel­
erscheinungen liegen und wo daher auch der 
größte Bedarf gegeben ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Leisser: Herr Minister! Den­
ken Sie daran, unter den Maturanten zu wer­
ben, das Studium für das Lehramt an den 
höheren Schulen zu beginnen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifß-Percevic: Diese 
Werbung - ich habe es von dieser Stelle aus 
schon einmal erwähnt - ist zu Mitte des 
gegenwärtigen Schuljahres sehr intensiv ge­
pHegt worden: Erstens durch die allgemeine 
Berufsberatung, die in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsämtern erfolgt, dann durch meinen 
persönlichen Brief an alle Maturanten mit 
der Bitte, auch das Ergreifen des Lehrberufes 
in Erwägung zu ziehen, und schließlich durch 
die Verteilung des "Kleinen Bildungsfahr­
planes" , in welchem die Möglichkeiten ins­
besondere hinsichtlich des Lehrberufe'3 fest­
gehalten sind. 

Präsident: 12. Anfrage: Abgeordneter Skritek 
(SPÖ) an den Herrn Unterrichtsminister, 
betreffend Bau von Bundes-Handelsakademien. 

847/M 

Welche Bundes-Handelsakademien sollen 
bis 1970 gebaut werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter! Bis 1970 ist 
der Baubeginn folgender Neu- beziehungs­
weise Zubauten vorgesehen: in Niederöster­
reich in St. Pölten und Krems; in der Steier­
mark in Bruck an der Mur; in Kärnten in 
Klagenfurt in Form einer Erweiterung; in 
Vorarlberg in Feldkirch; in Oberösterreich 
in Braunau am Inn, dort insbesondere mit 
Bundeshilfe an die Stadtgemeinde; und in 
Salzburg-Stadt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Ich 
danke für die große Zahl, die Sie hier genannt 
haben. Leider kommt in Ihrer Aufstellung 
das Bundesland Wien überhaupt nicht vor. 
Darf ich fragen, ob Sie die Absicht haben, 
auch für das Bundesland Wien bis 1970 eine 
Bundes-Handelsakademie in Planung zu neh­
men? 

Präsident: Herr :Minister. 

Bundesminister Dr. Pifß-Percevic: \-Vien ist 
mit Handelsakademien in ausgezeichneter 
Weise versorgt, sodaß die Bundesländer hier 
einen Vordringlichkeitsrang beanspruchen 
dürfen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Ihre 
Behauptung von der ausgezeichneten Ver­
sorgung stimmt sicher nicht ganz. In den 
nächsten Jahren sind mehr Schüler für die 
Handelsakademien zu erwarten. Au ßerdem 
sind die Wiener dadurch benachteiligt, daß 
sie nur die Handelsakademien des Gremiums 
der Wiener Kaufmanm,chaft haben, die alle 
Schulgeld verlangen, während das doch bei 
den Bundes-Handelsakademien nicht der Fall 
ist. Sind Sie nicht der :Meinung, daß Wien 
hier benachteiligt ist und auch auf eine Bundes­
Handelsakademie Anspruch hätte ~ 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifft-Percevic: Herr Ab­
geordneter! Ich bin nicht der Meinung, daß 
Wien in Relation zu den Bundesländern 
benachteiligt ist. Derzeit ist es jedenfalls 
umgekehrt. 

Präsident: 13. Anfrage: Abgeordneter 
Harwalik (ÖV P) an den Herrn Unterrichts­
minister , betreffend Verleihung der Berufs­
titel "Schulrat" und "Oberschulrat". 

882/M 

Da bei der Erledigung von Anträgen der 
Landesschulräte zur Verleihung der Bervfstitel 

Schulrat" und "Oberschulrat" Bearbeitungs­
~eiträume bis zu 1 % Jahren und darüber hinaus 

325 
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festgestellt werden müssen, frage ich an, welche 
Hemmlmgen und Schwierigkeiten einer rasche· 
ren Erledigung entgegen."!tehen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piftl-Percevic: Herr 
Abgeordneter! Die Verleihung dieser Titel 
erfordert nach den derzeitigen Richtlinien, 
insbesondere auch der Präsidentschaftskanzlei, 
einen etwas schwierigen Weg, sodaß nach unse­
ren Feststellungen im Durchschnitt ein solcher 
Akt vom Einlangen des Antrages im Unterrichts­
ministerium bis zu seiner Erledigung und posi­
tiven Abfertigung sechs bis zehn Monate be­
nötigt. Soweit die Aktenbearbeitung vom 
Unterrichtsministerium selbst und nicht in der 
Kanzlei des Bundeskanzleramtes oder in der 
Präbidentschaftskanzlei vollzogen wird, sind 
wir noch nicht in der Lage, diese Zeiten zu ver­
kürzen, weil sehr wesentliche andere Personal­
angelegenheiten, die mit unmittelbaren 
materiellen Auswirkungen verbunden sind, 
den Vorrang genießen müssen. Wir sind aber 
bestrebt, diese Zeiten abzukürzen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Harwalik: Ich danke für die 
Zusicherung, daß diese Zeiten abgekürzt 
werden sollen. Die zehn Monate Bearbeitungs­
zeitraum sind ohneweiters eingesehen worden. 
Es sind aber in letzter Zeit - ich darf dazu 
sagen, daß der Titel "Oberstudienrat" hier 
mit einzubeziehen wäre, es unterblieb aber 
durch einen Irrtum - tatsächlich Zeiträume 
weit über ein Jahr bis zur Erledigung ver­
strichen. Ich danke für die Zusicherung der 
raschesten Bearbeitung. (Heiterkeit bei den 
Sozialisten. - Rufe bei den Soziali8ten: "Ich 
danke"! "Ich danke"!) 

Bundesminister Dr. Piftl-Percevic: Darf ich 
noch etwas dazu sagen 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Ich möchte 
in Ergänzung meiner Antwort noch erwähnen, 
daß die Bemühungen zur Abkürzung des Ver­
fahrens auch dahin gehen, daß wir im Wege 
über das Bundeskanzleramt der Präsident­
schaftskanzlei vorschlagen, einen vereinfach­
ten Modus vorzusehen. (Rufe bei der SPÖ: 
"Danke"! "Danke"!) 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
Höflichkeitsakte widersprechen nicht der 

Geschäftsordnung! ( Allgemeine Heiterkeit. -
Ruf bei der S PÖ: Er hätte den Dank aber in die 
Form einer Frage kleiden müssen!) 

Die Fragestunde ist beendet. 
Den in der letzten Sitzung eingebrachten 

Antrag 55/A der Abgeordneten Nimmervoll, 
Pansi und Genossen, betreffend Abänderung 

des Landarbeitsgesetzes, weise ich dem Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft zu. 

Den Antrag 56/ A der Abgeordneten Weikhart . 
und Genossen, betreffend ein Bundesgesetz, 
womit Bestimmungen über die Förderung der 
Errichtung von Klein· und Mittelwohnungen 
getroffen werden (Wohnbauförderungsgesetz 
1968), weise ich dem zur Vorberatung der 
WohnungsgesetzvorIagen eingesetzten Sonder­
ausschuß zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage 490 der 
Beilagen: Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und dem Staat Israel über die gegen­
seitige Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen auf dem Gebiet 
des Zivil- und Handelsrechts, weise ich dem 
Justizausschuß zu. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 2 und 3 sowie über die 
Punkte 4 und 5 jeweils unter einem abzuführen. 

Bei <;len Punkten 2 und 3 handelt es sich um 
Berichte des Finanz- und Budgetausschusses 

über den Bericht der Bundesregierung gemäß 
§ 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz, 
betreffend Ergänzung des Jahresprogramms 
1966/67 des ERP-Fonds; Aufstockung der für 
Investitionskredite vorgesehenen ERP-Mittel 
um 200 Millionen Schilling und 

über den Bericht der Bundesregierung gemäß 
§ 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz, 
betreffend das Jahresprogramm und die Grund­
sätze für das Wirtschaftsjahr 1967/68 des 
ERP-Fonds. 

Die Punkte 4 und 5 haben ebenfalls Berichte 
des Finanz- und Budgetausschusses zum 
Gegenstand, und zwar 

über den Antrag 50/A der Abgeordneten 
Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, 
Dr. van Tongel und Genossen betreffend 
Bundesgesetz übet die neuerliche Abänderung 
des Ausfuhrförderungsgesetzes 1964 in der 
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes vom 
1. 4. 1965 und 

über den Antrag 51/A der Abgeordneten 
Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs, 
Dr. van Tongel und Genossen betreffend das 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden zuerst jeweils die Berichterstatter ihre 
Berichte geben, sodann wird die Debatte über 
die jeweils zusammengezogenen Punkte unter 
einem abgeführt. Die Abstimmung erfolgt 
selbstverständlich getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben ~ - Dies ist nicht der Fall. Die Debatte 
über die Punkte 2 und 3 sowie über die Punkte 
4 und 5 wird daher jeweils gemeinsam a bge­
führt. 
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1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(461 der Beilagen): Bundesgesetz betreffend 
Grundsätze für land- und forstwirtschaftliche 
Bringungsrechte (Gütcr- und Seilwege-Grund-

satzgesetz 1967) (525 der Beilagen) 
Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 

ein und gelangen zum 1. Punkt: Güter- und 
Seilwege-Grundsatzgesetz 1967. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Neumann. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Neumann: Hohes Haus! 
Ich habeüber eine vom Landwirtschaftsausschuß 
behandelte Vorlage, betreffend die Verbesserung 
der Agrarstruktur, zu berichten. Es ist das 
die Regierungsvorlage 461 der Beilagen, be­
treffend Grundsätze für land- und forstwirt­
schaftliche Bringungsrechte, das sogenannte 
Güter- und Seilwege-Grundaatzgesetz 1967. 

Es hat auch bisher bereits ein Gesetz überland­
und forstwirtschaftliehe Bringungsrechte ge­
geben. Daa erste diesbezügliche Gesetz stammt 
aus dem Jahre 1932 und hat im Jahre 1951 
seine erste Novellierung erfahren. Allein in der 
Zweiten Republik wurden bis jetzt über 60.000 
Bauernhöfe mit Hilfe der bisherigen Gesetze 
einer verkehrsmäßigen En;chließung zuge­
führt. Noch immer aber warten rund 30.000 
Bauernhöfe auf einen Zufahrtsweg. 

Es gilt nun, wegen der auch in der Land­
~rts~haft notwendigen Rationalisierung hin­
SIchtlIch des bevorstehenden europäischen 
Marktes einzelne voneinander getrennte 
Grundstücke, vor allem in den Gebirgsgegenden, 
zu verbinden. Die erwähnten bisherigen gesetz­
lichen Möglichkeiten im Rahmen des bäuer­
lichen Bringungsrechtes entsprachen zwar der 
historischen Entwicklung, aber nicht mehr den 
jetzt gegebenen Notwendigkeiten der Zeit. Dies 
alles ist ~ie Ursache für die Neuschaffung des 
uns vorlIegenden Güter- und Seilwege-Grund­
satzgesetzes 1967. (Präsident Dipl.-I ng. 
Waldbrunner übernimmt den Vor8itz.) 

Der Landwirtschaftsausschuß hat sich mit 
dieser Vorlage ausführlich befaßt und sie nach 
einer eingehenden Beratung, an der sich fast 
alle Abgeordneten des Ausschusses einschließ­
lich des Bundesministers für Land- und Forst­
wirtschaft beteiligten, einer einstimmigen 
Beschlußfassung zugeführt. 

Abgeändert wurde lediglich der § 9 Abs. 3, 
der nun zu lauten hat: . 

,,(3) Im Falle der Aba. 1 und 2 können auf 
Antrag die Beseitigung der Bringungsanlage 
sowie die Rückgabe der eingelösten oder ent­
eigneten Grundflächen angeordnet werden. " 

Namens des Ausschusses für Land-undForst­
wirtschaft ersuche ich das Hohe Haus diesem 
Gesetz die verfassungsmäßige Zustim~ung zu 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem abzu­
führen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Es wird vorgeschlagen, General- und Spezial­
debatte unter einem durchzuführen. - Kein 
Widerspruch. Dann gehen wir in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Dipl.-Ing. Fink. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Fink (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Dank ist bekanntlich die beßte Bitte. 
In diesem Bereich drängt es einen aber darüber 
hinaus, diesen Dank abzustatten. Er gilt vor 
allem den Mitgliedern des hohen Ausschusses 
für Land- und Forstwirtschaft, die, wie der 
Herr Berichterstatter schon vorhin festgehalten 
hat, diese Vorlage sehr eingehend beraten und 
dem Hause einstimmig die Annahme empfoh­
len haben. Dank auch den Ressortchefs sowohl 
im Bund wie in den Bundesländern, Dank den 
zuständigen Beamten, Dank aber auch den 
Bauleitern und besonders ihren Mitarbeitern. 

Es wäre verlockend, darzustellen, was schon 
alles getan wurde. Die Erläuternden Bemer­
kungen zur Regierungsvorlage, aber auch der 
Grüne Bericht, auf den ich ausdrücklich ver­
weisen darf, zeigen ermutigende Zahlen auf. 

Durch einen Zufall hat es sich ergeben, daß 
bei der letzten Nationalratssitzung in der Fra­
gestunde nicht alle Fragen erledigt werden 
konnten, sodaß gerade heute in den ersten 
Fragen diese Pro bleme besprochen wurden; 
der Herr Landwirtschaftsminister hat sehr 
ausführliche Darstellungen und Antworten 
gegeben. Es bleibt aber trotzdem noch sehr 
viel zu tun. 

Dieses Güter- und Seilwege-Gesetz hat das 
Ziel, die ländlichen Verkehrsverhältnisse zu 
ordnen, um durch die Erschließung der Grund­
stücke untereinander sowie zum öffentlichen 
Wegenetz eine zweckmäßige Bewirtschaftung 
der Grundstücke und der Betriebe mit nach­
folgender entsprechender Produktionssteige­
rung zu ermöglichen. Die wesentlichen Merk­
male dieses Grundsatzgesetzes sind: 

1. Schaffung von Bringungsanlagen, die den 
modernen wirtschaftlichen Bedürfnissen ent­
sprechen, sowie die Möglichkeit, auch fremde 
Bringungsanlagen mitbenützen zu dürfen; 

2. notfalls Personalbeförderung auf Material­
seilbahnen im Rahmen des Werkverkehrs; 

3. genossenschaftliche Zusammenfassung der 
bringungsberechtigten Grundeigentümer; 

4. Neuordnung jener Felddienstbarkeiten, die 
nach Einräumung eines Bringungsrechtes 
ganz oder teilweise entbehrlich sind; 
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DipL-Ing. Fink 
5. Leistung angemessener Entschädigung I Güterwege, bei denen es sich nicht um einzelne 

für den beanspruchten Fremdgrund ; Hofzufahrten handelt, ganz zu erhalten. 

6. äußerstenfalls - das möchte ich betont Dies wäre, Hohes Haus, gerecht und sozial. 
haben - unter bestimmten Voraussetzungen G:erecht, denn es ist nicht einzusehen, warum 
und gegen Leistung einer vollen Entschädigung dIe Bergbauern neben den schon angezogenen 
die Möglichkeit, die für Bringungsanlagen not- Abgaben noch separat für Wege Erhaltungs­
wendigen Grundflächen enteignen zu dürfen; aufwendungen machen sollen, die oft über­

wiegend mit Fahrzeugen befahren werden, 
die nichts mit dem Geschehen auf den Berg­
höfen zu tun haben. 

7. Abkürzung des Instanzenzuges. 
Österreich ist das gebirgigste Land Europas. 

Abgesehen von ausgesprochenen Berghöfe­
gebieten sind über 20 Prozent des landwirt­
schaftlich zu nutzenden Bodens Almflächen. 
Bezogen auf die einzelnen Bundesländer ist 
selbstverständlich ein Gefälle vom Westen nach 
dem Osten sichtbar, wobei die Bundesländer 
im Westen, besonders Vorarlberg und Tirol, 
einen Anteil an Almflächen bis nahezu 50 Pro­
zent haben. Wir haben in Österreich 10.819 
Almen. Von diesen sind immer noch über 
4000 nur auf Saumpfaden und weitere 2000 
nur auf Karren,wegen erreichbar. Der überwie­
gende Teil dieser Almflächen liegt in der oder 
über der Kampfzone des Waldes oder auch in 
sehr steilen Lagen, die eine ordentliche Be­
waldung nur unter unverhältnismäßig hohen 
Verbauungskosten zulassen. 

Aber wo der Mensch nicht mehr arbeitet, 
arbeiten in diesen Höhenlagen die Naturge­
walten zum Schaden des Menschen und der 
Landschaft. Sollen wir, Hohes Haus, diese 
weiten Gebiete dem Verderb überlassen? 
Nein! Sie sind auch ein wesentlicher Teil 
unserer Ernährungsdecke. Wo es noch wirt­
schaftlich vertretbar ist, sind sie zu halten, 
ja durch entsprechende Maßnahmen sogar 
ertragsbringender zu gestalten. Dies setzt 
jedoch die Erschließung voraus. 

Im Bergbauerngebiet geht es nicht nur um 
den Bau von Güterwegen, sondern auch sehr 
maßgeblich um ihre Erhaltung. Auch dazu 
einiges. Die Bergbauern haben vermöge ihrer 
inner- und außerbetrieblichen Lage in der Regel 
einen überdurchschnittlich hohen Kraftstoff­
verbrauch. Sie steuern dadurch zur Erhaltung 
der Bundes-, Landes- und Gemeindestraßen 
viel bei. Andererseits befahren besonders in 
extremen Berglagen mit guter Sicht viele 
andere Verkehrsmittel die Güterwege, und auc~ 
ihre Besitzer meinen, wegen der Treibstoff­
abgabe und Fahrzeugbesteuerung dazu be­
rechtigt zu sein. 

Im Finanzausgleich haben wir endlich er­
reicht, daß seit einigen Jahren die Gemeinden 
- und das ist sehr berechtigt - auch einen 
Anteil an diesem Abgabenaufkommen er­
halten. Weiters hat der Bund Lalldesstraßen 
übernommen, und die Länder sollten Ge­
meindestraßen übernehmen, damit die Ge­
meinden Raum bekommen, wieder ihrerseits 

Sozial gesehen ist diese Ungerechtigkeit 
besonders hart, denn ausgerechnet jene, die 
meistens lagemäßig ~chlecht ge::.tellt sind und 
auch wirtschaftlich unter der kurzen Vegeta­
tionszeit besonders leiden, sollen bei der Er­
haltung der Verkehrswege, genau besehen, 
ein zweites Mal herangezogen werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch 
noch darauf hinweisen, daß, wie die neue ren 
Erfahrungen ergaben, die Anbringung einer 
Schwarzdecke sich bei den Erhaltungskm,ten 
in den folgenden Jahren sehr gut bezahlt 
macht. 

Abschließend: Wü' haben alles zu tun, 
damit am Berg oben die Betreuer unserer 
Heimaterde beheima.tet bleiben und in ihrem 
langen und schweren Tagewerk die Frucht­
barkeit und damit auch die Schönheit unserer 
Bergwelt erhalten und fördern. Dies ist aber 
nicht nur eine Aufgabe des bäuerlichen Berufs­
standes, es ist eine Aufgabe des ganzen öster­
reichischen Volkes. (Beifall bei der Ov P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Adam Pichler das Wort. 

Abgeordneter Adam Pichler (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus !Meine Damen und 
Herren! Ich hätte mich so gerne den Aus­
führungen meines Herrn Vorredners ange­
schlossen (Abg. Dr. Gorbach: Aber ... I), 
denn auch ich bin davon überzeugt, daß 
mit den bisherigen Leistungen auf dem gegen­
ständlichen Gebiet Großartiges geschehen ist 
und daß uns nicht nur die Interessen der 
Bewohner in diesen Gebieten, sondern auch 
wirtschaftliche Interessen dazu bewogen haben, 
im Landwirtschaft":!ausschuß zu diesem Gesetz 
ja zu sagen. 

Nur ich kann es nicht, ohne einige kleine 
Schönheitsfehler aufzuzeigen, die wir Sozia­
listen schon im Ausschuß aufgezeigt haben 
und die wir hier dem Hohen Haus nochmals 
vortragen. (Abg. K ulhanek: Kosmetische Ope­
ration!) Kollege Kulhanek! Sie sollten 
mich nicht mit Zwischenrufen stören, mir 
fällt dann manch Dummes ein, und Sie fühlen 
sich dadurch betroffen. (Abg. K ulhanek: 
I eh habe geglaubt, e8 fällt dir nicht8 ein! -
Heiterkeit. ) 
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Adam PichIer 
Wir haben zu dieser Gesetzesvorlage ja 1

1 

zu werden. Wir hätten es für richtig gefunden, 
gesagt, aber ich darf Ihnen im Auftrage bei der Einladung an die Landesregierungen 
meiner Kollegen, meiner Genossen und meiner I zur Stellungnahme - der Herr Bundesminister 
Fraktion erklären, daß wir der Meinung !'lind, hat gesagt, daß die Rechte der Landes­
daß, obwohl diese heutige Gesetzesvorlage regierungen in diesem Fall berücksichtigt 
gut vorbereitet war, doch noch eInIges fehlt, werden miissen, daß man sie nicht beschneiden 
einiges an Deutlichkeit zu wünschen übrigläßt. wolle - doch auch die Einladung ergehen zu 
Das wundert uns umso mehr, alg es doch in lassen, sich auch direkt gerade mit diesen 
diesem Fall Dicht so schwierig gewesen sein Kriterien zu befassen und auch hiezu eine 
mochte, auf bestehende Gesetze zurückzu- Stellungnahme abzugeben. Ich glaube, das 
greifen und sich daraus die notwendigen hätte nicht nur uns, sondern auch dem Gesetz­
Voraus'3etzungen zu holen, die in dieses Gesetz entwurf gedient. 
hätten eingebaut werden können. 

I Aber nicht nur das möchte ich anschneiden, 
Wenn 'wir Sozialisten an diec:.em Gesetz 1

1 sondern auch die zweite Frage, die wir im 
nicht alles so finnen, wie wir es wiin::.chen, Landwirtschaftsausschuß erörtert haben, die 
so ist dies in der Hauptsache darin gelegen, mein Genosse Pansi an den Herrn Minister 
daß die in der Regierungsvorlage angeführte gesteHt hat: Wie sieht es aus, wenn, wie im 
Bezeichnung der Berechtigten eigentlich einer Gesetz vorge&ehen ist, eine Einrichtung, die 
näheren Definition hätte unterworfen werden nicht mehr. gebraucht wird, wieder abgebaut 
müssen. Wenn hier steht, daß die im Interesse und abgetragen 'wird und dann diese Grund­
der Bewirtschaftung und Nutzung des dort stücke auf Antrag zurückgestellt werden? 
gelegenen Grund&tückes und Gutes notwen- Im Gesetzestext ist nichts darüber enthalten, 
digen Personen und Sachen befördert werden unter ,velchen Bedingungen diese Grundstücke 
können, so hat das einen Schönheitsfehler. I dann zurückgegeben werden. Unserer Meinung 
Wir sind mit unserer Meinung nicht allein. nach wäre es doch eine Benachteiligung, 
Ich habe beim Studium der Stellungnahmen wenn ein Grundstück, das vorerst zur Er­
der verschiedenen Ministerien, Ämter und richtung einer Bringungsanlage benötigt 'wurde 
Körperschaften gesehen und entdeckt, daß und für dessen Zurverfügungstellung jemand 
wir da in der Steirischen Landesregierung eine Entschädigung verlangt und erhalten hat, 
einen guten Gefährten gefunden haben, der nach Auflassung dieser Bringungsanlage ohne 
ebenfalls eine genauere Aufzählung der Be- Rückerstattung der Kosten zurückgestellt 
rechtigten empfohlen hat. Ich würde es werden könnte. 
daher nicht nur für notwendig, sondern auch 
für sehr glücklich erachten, wenn Sie sich 
dazu entschließen könnten, diese Dinge noch 
nachzuholen und den Personenkreis der Be­
rechtigten hier näher und direkter aufzu­
zählen. 

Alle diese Dinge, glaube ich, hätten in 
dieses Gesetz noch gut hineingepaßt ; gerade 
deswegen habe ich mich zu Worte gemeldet. 
Ich weiß, daß es nicht immer sehr einfach ist, 
einen Gesetzestext zu entwerfen, der allen 
entspricht, aber man hätte doch Gelegenheit 

Es wäre kaum verständlich, wenn m'ln gehabt, nach Ablauf der Sitzung des Land­
nicht daran denken würde, in diesen Gebieten, wirtschaftsausschusses diese Angelegenheiten 
die gerade für den Fremdenverkehr präde- I n?ch irgend wie zu ko~rigier~n. Daß Sie das 
stiniert erscheinen, auch dem Fremdenverkehr lUcht getan haben, 1st, WIe gesagt, nach 
dienende Einrichtungen zu erbauen, um die unserer Meinung ein Schönheitsfehler. Ich 
Zufahrt zu verbessern, um eine Bringung darf sagen, daß wir da~n, ~·enn .. Sie allen 
leichter zu ermöglichen. Und da fehlt die unseren Anregungen, dIe mcht uberspannt 
Erklärung, warum nicht auch die Personen, waren, irgendwie Rechnung getragen und 
die berechtigterweise diese Einrichtungen be- diese Din~e noch eing~baut hätten, di~Ber 
suchen wollen, über diese Zufahrt'3wege hin- Vorlage VIel unbedenklIcher unsere Zustlm­
gebracht werden können. Ich weiß, unser mung gegeben hätten. (Beifall bei der SPO.) 

sehr v~rehrter Bundesmini&ter f~r La~d-. und Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
Forstwlrtsc~aft hat ~nsere chesbezughchen nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
Bede~en 1m Lan~wIrtschaftsausschuß '3ehr geordneten MeißI das Wort. 
geschIckt und auf eme sehr nette Art zu zer-
streuen versucht. Aber wir haben diesbezüg- Abgeordneter Meißl (FPÖ): Herr Präsident! 
lieh schon einige Erfahrungen in diesem Meine Damen und Herren! N amens des 
Hause gemacht. Es ist uns schon manchmal freiheitlichen Klubs darf ich zu dieser Vorlage 
passiert, daß man unsere Bedenken als nicht eine kurze Stellungnahme abgeben. Der Be­
stichhältig bezeichnet hat, wir aber nach- richterstatter und auch meine Vorredner haben 
träglich zur Kenntnis nehmen mußten, daß schon gesagt, daß dieses Gesetz - wenn 
es doch besser gewesen wäre, hier deutlicher auch mit "Schönheitsfehlern", wie hier gesagt 

59. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 11 von 42

www.parlament.gv.at



4644 Nationalrat XI. GP. - 59. Sitzung - 9. Juni 1967 

Meißl 
wurde - im Ausschuß einhellige Zustimmung 
gefunden hat. Auch wir Freiheitlichen werden 
also diesem Gesetz zustimmen. 

Ich möchte mich aber nicht unmittelbar 
den Worten des Abgeordneten Fink an­
schließen, der seine Rede mit einem großen 
Dank begann. Es ist anscheinend jetzt die 
"Danksagestunde" , und es ist sicherlich nicht 
angebracht, daß wir Abgeordneten uns selbst 
Dank sagen. 

Meine Damen und Herren! Dieses Bundes­
gesetz betreffend Grundsätze für land- und 
forstwirtschaftliehe Bringungsrechte( Güter- und 
Seilwege-Grundsatzgesetz 1967) i&t ein weiteres 
Gesetz in der Reihe wichtiger landwirtschaft­
licher Gesetze be.ziehungsweise Grundsatzge­
setze. Ich darf noch an das Gesetz über die 
Flurverfassung erinnern, ebenfalls ein Grund­
satzgesetz, und an das Gesetz über daB Land­
wirtschaftliche Siedlungswesen. Diese Gesetze 
haben ebenfalls die Zustimmung unseres Klubs 
gefunden, weil wir, so wie beim heutigen 
Gesetz, glauben, daß hier 8chon zielführende 
Maßnahmen gesetzt werden, wenn sie auch 
natürlich nicht immer den Vorstellungen aller 
Gruppen, aller Klubs und der einzelnen Ab­
geordneten entsprechen. 

Ich möchte dazu namens meines Klubs 
noch sagen: Wir betrachten dieses Gesetz 
auch als eine Sicherung eines nicht unwesent­
lichen Teiles unserer landwirtschaftlichen Be­
triebe, die eine zusätzliche Existenzmöglichkeit 
brauchen; es sind ja Bringungsrechte, die 
weitere Gebiete aufschließen sollen. Das wurde 
bereits gesagt. Ich möchte dazu aber auch 
feststellen, daß es auch nach unserer Auf­
fassung etwas problematisch erscheint, daß 
die Frage, wer nun über diese Bringungs­
anlagen fahren darf, in diesem Grundsatz­
gesetz nicht besser geregelt werden konnte. 
Wir teilen in dieser Frage nicht die Meinung 
des Herrn Abgeordneten Präsident Grießner, 
der im Ausschuß gesagt hat: Wo ein Weg ist, 
da fährt man einfach drüber! - ich glaube, 
so ungefähr hat seine Feststellung gelautet-, 
denn es sind damit sehr wohl oft rechtliche 
Fragen verbunden, die sich dann für den 
Betroffenen sehr unangenehm auswirken kön­
nen. Wir Freiheitlichen sind daher der Meinung, 
daß man diese Frage auch im Grundsatzgesetz 
präziser hätte regeln können. 

Gestatten Sie mir, nun noch eine Frage 
anzuschneiden, die ich als freiheitlicher Ver­
treter auch im Ausschuß berührt habe. Ich 
habe damit den WUnEsch, die Bitte an den 
Herrn Minister verbunden, er sollte vielleicht 
doch Einfluß darauf nehmen, daß bei den 
Ausführungsgesetzen die schon erwähnte Frage 
eine Regelung in dem Sinn findet, daß beispiels­
weise in den Fremdenverkehrsgebieten keine 

Schwierigkeiten entstehen, wenn sich ein Hof 
Fremdenzimmer ausgebaut hat, daß eben die 
fremden Gäste, die ja mit die Existenz für 
den Betrieb bedeuten, wirklich sicher und 
ungehindert diese neuen Wege benützen kön­
nen. 

Darüber hinaus aber habe ich den Wunsch 
und die Bitte; der Frage des "Anschneidens 
der Landschaft" im Zuge des Baues dieser 
Wege mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Ich 
bedauere es fast, daß im Gesetzesvorschlag 
steht, daß diese Wege mit möglichst geringen 
Kosten zu errichten sind; dies bedeutet doch, 
daß man versuchen wird, immer den wirklich 
kürzesten und billigsten Weg zu suchen, 
was damit verbunden ist; daß man die Land­
schaft mit den Baumaschinen, die man zur 
Verfügung hat, anschneidet, ohne entspre­
chend abzusichern. Die Folgen eines solchen 
Vorgehens haben wir im Zuge mehrerer 
Hochwasserkatastrophen bereits zu spüren 
bekommen. Hier ist billiges Bauen auf längere 
Sicht gesehen teures Bauen, wenn man nicht 
gleichzeitig auch entsprechende Sicherheits­
maßnahmen trifft. 

Wir Freiheitlichen werden, wie gesagt, die&er 
Regierungsvorlage die Zustimmung geben und 
verbinden damit den Wunsch, daß es auch 
gelingen möge, die Absicht dieses Gesetzes 
in den entsprechenden Ausführungsgesetzen 
der Länder zu verwirklichen als einen weiteren 
Schritt zur Sicherung der Existenz unserer 
Landwirtschaft. (Beifall bei der F PÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Ab­
geordneten Fachleutner das Wort. 

Abgeordneter Fachleutner (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Als meine Vorredner 
über das Güter- und Seilwege-Grundsatz­
gesetz gesprochen haben, könnte vielleicht 
der Eindruck entstanden sein, daß dieses 
Gesetz nur für die Bergbauern von ent­
scheidender Bedeutung ist. Ich glaube aber, 
daß dieses Gesetz gerade auch für die Güter­
wege im Flachlande eine enorme Rolle spielt. 

Auf Grund dieser überlegungen bin ich 
der Meinung, daß der Landwirtschaftsminister 
dieses Gesetz eingebracht hat, um eine moderne 
Agrarpolitik auf dem Gebiete der Besitz­
festigung in der weiteren Folge zu erreichen. 
Wir haben die Möglichkeit, diesem Gesetz, 
so wie dies bereits im Ausschuß geschehen ist, 
einhellig zuzustimmen. 

Ich erlaube mir aber, doch einige Bemerkun­
gen zu diesem Gesetz zu machen; ich will 
aufzeigen, welche Bedeutung dieses Gesetz 
für die gesamte Volkswirtschaft hat. 
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Fachleutner 
Wir wissen, daß der Trend zu größeren 

Arbeitsmaschinen vorhanden ü,t, daß die 
Zahl der Arbeitsmaschinen in den bäuerlichen 
Betrieben von Jahr zu Jahr größer wird. 
Daher müssen wir auch sagen, daß zu diesen 
Arbeitsmaschinen letzten Endes auch ent­
sprechende Wege gehören. Diese großen Ar­
beitsma':lchinen werden es ermöglichen, die 
Erntearbeiten, zum Beispiel bei der Getreide­
ernte oder bei der Hackfruchternte, recht­
zeitig zu beenden. 

Ich verweise auf ein Beispiel: Vor einigen 
Jahren war es bei der Hackfruchternte, der 
Rübenernte, nicht möglich, die Ernte recht­
zeitig einzubringen, weil es wochenlang ge­
regnet hatte, sodaß die aufgeweichten, nicht 
ausgebauten Feldwege ein Hindernis dar­
stellten. Die Schäden, die damals die Rüben­
bauern in Niederösterreich erlitten, haben 
sich auf über 40 Millionen Schilling belaufen. 
Ich glaube daher, daß man auch aus diesen 
Gründen moderne Wege bauen muß, weil 
mit der Getreideeinbringung, mit der Hack­
fruchteinbringung letzten Endes auch die 
Ernährung des Volkes sichergestellt wird. 

Wir haben vor einigen Tagen, als die N ahost­
krise ausgebrochen ist, erlebt, daß sich viele 
Staatsbürger in Österreich die Frage vorgelegt 
haben: Wird es möglich sein, auch in der 
weiteren Folge unsere Menschen zu ernähren? 
Meine sehr Verehrten! Ich glaube, auch die 
erwähnte Maßnahme dient dem Ziel, die 
Produktivität der österreichischen Landwirt­
schaft zu erhalten und zu fördern. 

Wir wisoen, daß wir in der Landwirtschaft 
einen Arbeitskräftemangel haben. Wir wissen, 
daß nur der Maschineneinsatz in der Lage ist, 
dieses Minus auszugleichen. Es ist uns aber 
auch bewußt, daß beim Einsatz der Maschinen 
in den letzten Jahren 22 Menschen getötet 
wurden, und zwar deswegen, weil die Güter­
wege beziehungsweise die Wege im Flachland 
und im Hügelland nicht entsprechend aus­
gebaut waren. Es ist daher notwendig, daß 
der Landwirt-;chaftsminister bei seinen Forde­
rungen, die Güterwege auszubauen, von uns 
Abgeordneten :tIlgemein unterstützt wird, um 
so einerseits den Arbeitskräftemangel in der 
Landwirtschaft durch den Einsatz von Ma­
schinen wettmachen zu können und um 
andererseits die Zahl derjenigen, die bei dieser 
Arbeit den Tod finden, zu vermindern. Wir 
müssen hinzufügen, daß tausende Menschen 
dabei verunglückt sind und die Unfallversiche­
rung beziehungsweise die Krankenversicherung 
enorme Beträge aufbringen mußten. Daher 
glaube ich, daß es nur recht ist, diese Wege 
modern auszubauen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch 
feststellen, daß der Bau der Güterwege meiner 

Meinung nach auch eine wesentliche Investition 
auf dem Sektor der Sicherung der Arbeits­
plätze darstellt. Wenn Sie die Wiener Messe 
besucht haben, mußten Sie feststellen, daß 
landwirtschaftliche Maschinen nicht mehr im 
entsprechenden Ausmaß verkauft werden 
konnten. Wenn es uns gelingt, bessere 'Wege 
zu bauen, wird für die Betriebsinhaber ein 
Anreiz geboten werden, modernere und bessere 
Maschinen zum Einsatz zu bringen. Wir 
wissen, daß der Bau eines Güterweges pro 
Kilometer 200.000 bis 400.000 S kostet. Die 
Landwirtschaft hat hiebei einen Anteil von 
rund 50 Prozent zu leisten. Wir wissen aber 
ebenso, daß bei diesem Ausbau auch Handel 
und Gewerbe mitverdienen können. Denken 
Sie an die Schotterfuhrwer ke, denken Sie daran, 
daß auch viele Arbeitnehmer zum Einsat.z 
gebracht werden. Die Auft.ragung von Bitu-Kies 
ist erforderlich; beim Ausbau solcher Wege 
werden zusätzlich hunderttausende Schilling 
aufgewendet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Kollege Pichler hat darauf verwiesen, er 
hätte es gerne gesehen, wenn man im Gesetz 
verankert hätte, daß jedermann diese Wege 
befahren dürfe. Soweit ich mich erkundigt 
habe, ist es Aufgabe der Länder, entsprechende 
Erlässe zu schaffen. Wer außer den Betroffenen 
diese Güterwege befahren darf, kann man 
angeblich nicht in einem Grundsatzgesetz 
verankern. Aber ich muß dem Herrn Kollegen 
Pichler, der momentan nicht im Haus ist, 
doch sagen: Mag sein, daß es Gebiete gibt, 
in denen der Fremdenverkehr eine entschei­
dende Rolle spielt, weil es sich dabei um eine 
zusätzliche Einnahmsquelle handelt, aber in 
anderen Gebieten spielt der Ausbau der 
Güterwege für den Fremdenverkehr keine 
Rolle. Da ist es meinet Meinung nach nicht 
ganz richtig, daß die Bauernschaft ihrerseits 
40 oder 50 Prozent Beiträge zahlt, let.zten 
Endes aber die Instandsetzung der ruinierten 
oder beschädigten Wege allein übernehmen 
müßte. Da erhebt sich schon die Frage, 
ob es recht i"lt, daß diese 'Vege von jedermann 
benützt werden können. 

In diesem Zusammenhang ist folgende Über­
legung angebracht: Wenn man haben will, 
daß diese Wege von allen Staatsbürgern 
benützt werden können, dann müssen auch 
für die Erhaltung Beiträge geleistet werden; 
man darf das dann nicht den bäuerlichen 
Betrieben beziehungsweise den Güterweg­
genossenschaften allein überlassen. Das ist 
auch eine Frage, die man in naher Zukunft 
lösen muß, weil die Landwirtschaft beziehungs­
weise die Genosbenschaften teilweise kaum 
in der Lage sind, diese Wege auf eigene Kosten 
wieder herrichten zu lassen. 
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Fachleutner 
Ich darf Ihnen nun auch noch elllige 

Zahlen aus dem Lande Niederösterreich vor 
Augen führen. Von der niederösterreichischen 
Agrarbezirksbehörde wurden von 1946 bis 
1966 1091 km Wirtschaftswege gebaut und 
233 km Grabenbauten im Zusammenhang 
mit dem Güterwegeausbau durchgeführt; 
ferner wurden 87 Wirtschaftsbrücken gebaut. 
Die Gesamtkosten betrugen 22Q Millionen 
Schilling. 

Wie wurden die Mittel aufgebracht? Bundes­
mittel: 81 Millionen Schilling, Landesmittel : 
46 Millionen Schilling, Interessentenbeiträge : 
9G Millionen Schilling. Sie sehen daraus, daß 
die Landwirtschaft zu diesem Ausbau im 
Lande Niederösterreich einen entscheidenden 
Beitrag geleistet hat. 

In diesem Zusammenhang muß ich auoh 
noch erwähnen, daß sicherlich auch die 
Kommassierung eine große Rolle spielt. Wir 
wissen aber, daß wir noch 30 Jahre Arbeit 
haben werden, um die Anträge, die eingelaufen 
sind, tatsächlioh durchzuführen. In Nieder­
österreich gibt es rund 150.000 ha, deren 
Zusammenlegung als vordringlich zu betrachten 
ist. Es ist uns bewußt, daß wir dazu rund 
4400 km Güterwege brauchen; Kapital summe : 
1,1 Milliarden Schilling! Wir wissen, daß 
wir' im Jahr nur 150 km ausbauen können, 
weil das entsprechende Personal nicht vor­
handen ist und weil auch die Geldmittel 
hiefür teilweise nicht oder überhaupt nicht 
zur Verfügung stehen. Wir haben auch auf 
diesem Gebiet noch 30 Jahre Arbeit, um nur 
die dringendsten Fälle, die <.:lich bei der Kom­
massierung ergeben, beim Ausbau von ord­
nung"Jgemäßen Wegen zu erledigen. 

Ich bin daher der Ansicht, daß dieses Gesetz 
mithilft - das sage ich vor allem jenen, 
die es jahrelang bis zur Stunde immer wieder 
durch Ein<.:lprüche verhindern konnten -, 
jene Projekte, deren Ausführung wir als 
notwendig erachtet haben, zur Realisierung 
zu bringen. Sicherlich mag dieser Paragraph 
eine gewisse Härte bedeuten, aber im Interesse 
der österreichischen Landwirtschaft und im 
Interesse der österreichischen Volkswirtschaft 
betrachten wir auch diesen Paragraphen als 
Positivum für die österreichische Bauern­
schaft und für die österreichische Bevölkerung. 

Folge noch mehrere solche Gesetze ins Haus 
zu bringen, die sich auf alle Staatsbürger 
unseres Vaterlandes positiv auswirken. 

In diesem Sinne gibt die Österreichisohe 
Volkspartei auch diesem Gesetz gern die 
Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft Dr. Schleinzer . 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer: Hohes Haus! 
Ich darf mich auf einige wenige Feststellungen 
beschränken. An dieser Regierungsvorlage, die 
erfreulicherweise einstimmig angenommen wird, 
wurde bemängelt, daß sie zwei Schönheits­
fehler besitze. Einer dieser Schönheitsfehler 
wäre, daß di,e Berechtigten für diese Bringungs­
anlagen nicht hinreichend definiert werden, 
und der zweite Schönheitsfehler sei im § 9 
Abs. 3, daß im Falle des Wegfalles oder der 
Modifizierung eines Bringungsrechtes die Auf­
lösung von Bringungsanlagen und die Rück­
gabe von Grundstücken nicht hinreichend 
definiert wäre, unter welchen Voraussetzungen 
dies geschehe. 

Ich nehme deshalb dazu Stellung, weil ich 
glaube, daß es notwendig ist, zu betonen, 
daß es sich hier um ein Grundsatzgesetz 
handelt, daß dem Bund hier nur die Grundsatz­
gesetzgebung zusteht und daß die Ausführung 
in die ausschließliche Angelegenheit und Zu­
ständigkeit der Länder fällt. Wir konnten 
daher auch im § 3 Abs. 2 hinsichtlich der 
Seilwege lediglich die Abgrenzung im Rahmen 
des \-Verksverkehrs und des erweiterten Werks­
verkehrs feststellen; ohne ihn näher zu defi­
nieren. Das mußten wir tun, weil wir hier die 
Abgrenzung zum Eisenbahnge~etz 1957 
brauchen. Im übrigen aber fällt die Aus­
führung, was im Rahmen des Werksverkehrs 
oder des erweiterten Werksverkehrs möglich 
ist, beziehungsweise die Definition der Brin­
gungsberechtigten im Rahmen der Güter­
wege ausschließlich in die Zuständigkeit der 
Länder. Es wird also in den Ausführungs­
gesetzen der Länder das auszuführen sein, 
was in der Debatte über das Grundsatzgesetz 
als "Schönheitsfehler" empfunden wurde. 

Im übrigen glaube ich, daß wir die 30 Jahre 
Ich glaube daher abschließend sagen zu alte Erfahrung auf dem Gebiete der länd­

können, daß wir, Herr Kollege l\Ieißl, schon lichen Verkehrserschließung in dieser Regie­
unserem Bundesminister Dank sagen müssen. I rungbvorlage nach reichlicher Diskussion und 
Er hat sich jederzeit bemüht, die Gegenwart Verhandlung mit den Ländern und eingehender 
zu erkennen und für die Zukunft zu bauen. Begutachtung verarbeitet haben, sodaß wir 
Aus diesen Überlegungen, aus volkswirtsohaft- erwarten dürfen, mit diesem Gesetz den 
lichen Überlegungen glauben wir schon, unserem Bedürfnissen der heutigen modernen Verkehrs­
:Minister Dank sagen zu können. Wir hoffen, erschließung hinreichend Rechnung zu trageIl. 
daß es ihm gelingt, auoh in der weiteren (BeifaU bei der Ö V P.) 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum I seit längerer Zeit keine neuen industriellen 
Wort ist niemand mehr gemeldet. - Der Herr Kreditanträge mehl' annehmen. Die Kon­
Berichterstatter verzichtet auf ein Schlußwort. junkturabschwächung und der zunehmende 
Wir stimmen ab. internationale Konkurrenzdruck bedingen aber 

Bei der Abstimmung wird der Gesetz- entsprechende Investitionen. Die Bundes­
entwurf mit der vom Ausschuß beschlossenen regierung hat daher einer Ergänzung des 
Abänderung in zweiter und dritter Lesung Jahresprogrammes 1966/67 des ERP-Fonds 
einstimmig zum BeschZ,uß erhoben. am 25. April 1967 ihre Genehmigung erteilt 

und dies dem Nationalrat in Form des gegen­

2. Punkt: Bericht des Finanz· und Budget­
ausschusses über den Bericht der Bundes­
regierung gemäß § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 
ERP-Fonds-Gesetz, betreffend Ergänzung des 
Jahresprogrammes 1966/67 des ERP-Fonds; 
Aufstockung der für Investitionskredite vor­
gesehenen ERP-Mittel um 200 Millionen Schil-

ling (526 der Beilagen) 

ständlichen Berichtes am 22. Mai 1967 zur 
Kenntnis gebracht. 

Der Finanz- und Budgetausschuß, dem 
dieser Bericht zur Vorberatung zugewiesen 
wurde, hat sich in seiner Sitzung am 5. Juni 
1967 in Anwesenheit des Bundesministers für 
Finanzen Dr. Schmitz und des Staatssekretärs 
Dr. Koren mit dem Gegenstand bef,q,ßt. In 
der Debatte ergriffen außer dem Bericht-

3. Punkt: Bericht des Finanz- und BUdget-I erstatter die Abgeordneten Mitterer, Dr. Stari­
ausschusses iiber den Bericht der Bundes- bacher, Dr. Zittmayr, Dr. Mussil. Josef 
regierung gemäß § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2· Schlager, Lane, Pfeifer, Kulhanek und Dipl.­
ERP-Fonds-Gesetz, betreffend das Jahrespro- lng. Dr. Oskar 'Weihs sowie Staatssekretär 
gramm und die Grundsätze für das Wirt- Dr. Koren das 'V ort. 
schaftsjahr 1967/68 des ERP-Fonds (527 der Einstimmig wurde beschlossen, dem Hohen 

Beilagen) Hause die Kenntnisnahme dieses Berichtes 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir ge- zu empfehlen. 

langen nunmehr zu den Punkten 2 und 3 Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
der heutigen Tagesordnung, über die, wie be- mit den An trag, der Nationalrat wolle den 
schlossen wurde, die Debatte unter einem ab- Bericht der Bundesregierung, betreffend Er-
geführt werden wird. gänzung des Jahresprogrammes 1966/67 des 

Es sind dies: ERP-Fonds, Aufstockung der für Investitions­

Bericht der Bundesregierung gemäß § 10 
Abs. 3 und § 11 Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz, 
betreffend Ergänzung des Jahresprogrammes 
1966/67 des ERP-Fonds; Aufstockung der für 
Investitionskredite vorgesehenen ERP-Mittel 
um 200 Millionen Schilling, und 

Bericht der Bundesregierung gemäß § 10 
Abs. 3 und § 11 Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz, 
betreffend das Jahresprogramm und die Grund­
sätze für das Wirtschaftsjahr 1967/68 des 
ERP-Fonds. 

Berichterstatter zn beiden Punkten ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Bassetti. Ich er­
suche ihn um seine beiden Berichte. 

kredite vorgesehenen ERP-Mittel um 200 Mil­
lionen Schilling, zur Kenntnis nehmen. 

"Veiters habe ich über den Bericht der 
Bundesregierung gemäß § 10 Abs.3 und § II 
Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz, betreffend das 
Jahresprogramm und die Grundsätze für das 
Wirtschaftsjahr 1967/68 des ERP-Fonds, 
zu berichten. 

Naeh den Bestimmungen des ERP-Fonds­
Gesetzes ist das jeweilige Jahresprogramm des 
ERP-Fonds unter Bedachtnahme auf die 
'V'ährungslage und den vordringlichen In­
vestitionsbedarf der österreichischen Wirt­
schaft, der auch nach seinen volkswirtschaft­
lichen Auswirkungen zu beurteilen ist, fest-

Berichterstatter Dr. Ba~setti: Hohes Haus! zustellen. Die Bundesregierung hat am 22. Mai 
Namens des Finanz- und Budgetausschusses 1967 einen Bericht, betreffend das Jahres­
habe ich über den Bericht der Bundesregierung programm und die Grundsätze für das Wirt­
gemäß § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 ERP- schaftsjahr 1967/68 des ERP-Fonds, im Na­
Fonds-Gesetz betreffend Ergänzung des J ahres- tionalrat eingebracht. Im 1. Abschnitt be­
programmes 1966/67 des ERP-Fonds, Auf- faßt sich dieser Bericht mit der Wirtschafts­
stockung der für Investitionskredite vorge- lage im Jahre 1966, im H. Abschnitt mit 
sehenen ERP-Mittel um 200 Millionen Schilling, ,der voraussichtlichen EntwicldunO" der äster­
zu berichten. reichischen Wirtschaft im Jahr: 1967, im 

Da im laufenden Jahresprogramm 1966/67 II!. Abschnitt mit der wachsenden Bedeutung 
die bereits beim ERP-Fonds eingereichten der Strukturpolitik, im IV. Abschnitt mit 
Kreditanträge die für den Sektor Industrie den Schlußfolgerungen für das Jahrespro­
und Gewerbe vorhandenen ERP-Mittel aus- gramm 1967/68. Sodann bietet der Bericht 
geschöpft haben, konnte der Fonds bereits eine zahlenmäßige Übersicht über das J ahres-

326 
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Dr. Bassetti 
programm 1967/68 und enthält anschließend 
die Grundsätze über die Arten der Inve­
stitionsvorhaben, die im Rahmen des Jahres­
programmes 1967/68 aus volkswirtschaftlichen 
Gründen durch Gewährung von Investitions­
krediten gefördert werden sollen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diesen 
Bericht am 5. Juni 1967 in Gegenwart des 
Bundesministers für Finanzen Dr. Schmitz 
und des Staatssekretärs Dr. Koren der Vor­
beratung unterzogen. In der Debatte sprachen 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten 
Mitterer, der vor allem darauf hinwies, daß 
beim Nachweis der Vergebung von Groß­
und Mittelkrediten außer Industrie und Ge­
werbe auch der Handel aufgezählt werden 
müßte, Dr. Staribacher, Dr. Zittmayr, Doktor 
Mussil, Josef Schlager, Lanc, Pfeifer, Kul­
hanek und Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs sowie 
Staatssekretär Dr. Koren. 

Einstimmig wurde der Beschluß gefaßt, 
dem Hohen Hause die Kenntnisnahme dieses 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß stellt daher den Antrag, 
der Nationalrat wolle den Bericht der Bundes­
regierung gemäß § 10 Abs. 3 und § 11 Abs. 2 
ERP-Fonds-Gesetz, betreffend das Jahres­
programm und die Grundsätze für das Wirt­
schaftsjahr 1967/68 des ERP -Fonds, zur 
Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, bitte ich, General- und Spezialdebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. 
Es ist beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. - Es ist kein 
Widerspruch. Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Kulhanek. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kulhanek (ÖVP) : Hohes Haus! 
Herr Präsident! Vor 20 Jahren, am 5. Juli 
1947, hat der Außellminister der Vereinigten 
Staaten George Mt'lJrshall seine berühmte Rede 
an der Harvard-Universität gehalten, in der 
er die Hilfeleistung zur Aufrichtung der zer­
störten europäischen Wirtschaft bekanntge­
geben und die Anregung zu einer Zusammen­
arbeit der europäischen Staaten gemacht hat. 
Die Hilfeleistung erfolgte im Rahmen des 
sogenannten ERP-Programms, die wirtschaft­
liche Zusammenarbeit der europäischen Staa­
ten erfolgte über die Organisation der OEEC. 

Ich glaube, ein solches Datum gibt Anlaß, 
daß wir heute allen Dank für diese Absicht 
wiederholen, die damals der Verwirklichung 
zugeführt worden ist. Wenn wir diesen 
Dank heute zum Ausdruck bringen, so schließt 
er sich eigentlich sehr kongenial einem Zu-

stand an, denn auch heute wieder sind es 
diese Mittel, die die Regierung in die Lage 
versetzen, mit Sofortmaßnahmen zu beginnen, 
um gegebene Strukturschwächen abzufangen 
und auszugleichen. Es sind dies erstens Maß­
nahmen einer Lockerung der Bedingungen 
für die zusätzlich zur Verfügung gestellten 
100 Millionen für die im Bergbau Tätigen, 
zweitens gleichzeitig verbunden mit dem so­
zialen Schutz für jene, die, sofern sie über 
55 Jahre alt sind, in die Frühpension gehen 
können, drittens eine weitere Zur-Verfügung­
SteIlung im ERP-Programm 1967/68, viertens 
eine Aufstockung des alten ERP-Programms 
um 200 Millionen für Illve8titionen auf dem 
industriellen und gewerblichen Sektor und 
fünftens ein Vorgriff auf die Rückflüsse in 
den ERP-Fonds, die im Jahre 1967 bei der 
Geßtaltung des Programms zu erwarten sind. 

Wenn ich dazu noch die vVirtschaftswachs­
tumsgesetze, deren letzter Teil am 1. 1. 1968 
in Kraft treten wird, und die Ausfuhrför­
derungsgesetze, die wir heute beschließen 
werden, nehme, so kann man wohl sagen, 
daß auf diesem Sektor sehr ernste und ge­
waltige Maßnahmen gesetzt worden sind, die 
ihre AU8wirkungen nicht verfehlen werden. 

Man hat sie mit gezielter Absicht gesetzt; 
es sind gewisse Schwerpunkte gebildet worden: 
Erstens soll die Anpassung an die Produk­
tionsstruktur , zweitens eine Rationalisierung 
des Produktionsapparates, drittens eine re­
gionale Strukturverbesserung und viertens die 
Förderung von Forschung und Entwicklung 
herbeigeführt werden. Ich fasbe er; noch ein­
facher zusammen: Zwei Punkte sollen damit 
hauptsächlich gefördert werden: ersten"! die 
Herbeiführung der IntegTationsreife und zwei­
tens eine Verbesserung der Strukturpolitik. 

Natürlich sind wie bei allen Dingen, die 
mit dem finanziellen Sektor z1.u,arrmenhällgen, 
Kritiken vorhanden. So hat im Zusammen­
hang mit der Auf teilung der zur Verfügung 
stehenden 1,2 Milliarden ßelbstverßtändlich 
der eine oder der andere darüber geklagt, 
er hätte zu·wenig bekommen oder mancher 
Sektor vräre vernltchlässigt worden. 

Zum Beispiel wurde kriti..,iert, daß man 
die für den Energiesektor bestimmten 200 Mil­
Honen auf 100 Millionen reduziert hat. Dazu 
muß man allerdings auch wissen, in welchem 
Größenverhältnis diese 100 Millionen zu der 
Summe stehen, die jährlich im Energiebereich 
verbraucht wird, die ungefähr bei 4 Mi1liarden 
liegt, sodaß also hier die Gegenüberstellung 
SChOll eine gewisse Geringfügigkeit zeigt. 
Außerdem darf man nicht vergessen, daß 
ja auf dem Energiesektor die Möglichkeit ge­
geben ist, auf den privaten Kapitalmarkt aus­
zuweichen. Schließlich hat man auch die Tat-
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Kulhanek 
sache mit eingeschlo.;sen, daß auf Grund der 
Regelung zur Erleichterung der Kohlenkrise 
auch eine gewisse Erleichterung bei der Ab­
nahmeverpfiichtung für die Energiewirtschaft 
eintreten wird, wo eine Entlastung der Kesten 
die Folge ist, sodaß es auf Grund der ge­
ringeren Belastung hier verantwortbar er­
schien, diesen Betrag einer Kürzung zuzu­
führen. 

Die weitere Kritik ist dahin gegangen, daß 
man wohl im Zuge einer Sofortmaßnahme 
noch im alten .Tahresprogramm des ERP­
Fonds 200 Millionen für lndustrie und Ge­
werbe zur Verfügung ger:.tellt hat, daß aber 
im neuen Programm gegenüber dem vor­
jährigen eine Verminderung von 29 Millionen 
eingetreten ist. Man sagt, das wäre eigent­
lich nur eine Augenauswischerei. Ich glaube, 
daß man hier falsch kritisiert, denn diese So­
fortmaßnahme war ja über Empfehlung des 
,~rirtschafts- und Sozialbeirates erfolgt. Man 
ist also jener Einrichtung gefolgt, die der Re­
gierung im Intercs"!e und nach Absprache 
der Sozialpartner als Ratgeber zur Ver­
fügung gestellt wurde. Zweitens i<;t es not­
wendig, sich bei der Verteilung der Mittel 
eben an jene Decke zu halten, die nun ein­
mal gegeben ist. Ich werde dann darauf noch 
zu sprechen kommen. 

Es wurde weiters auch kritisiert, daß die 
Landwirtschaft wieder besser heraussteigt, 
daß sie um 41 Millionen mehr bekommt. Ich 
glaube, wenn man die Tatsache in Betracht 
zieht, daß in den letzten 20 Jahren 300.000 
Menschen aus dem Bereich der Landwirt­
schaft in die Stadt abgewandert sind, wenn 
man gleichzeitig feststellt, daß in diesen 
selben 20 Jahren die Produktivität um mehr 
als ein Drittel erhöht worden ist, muß bich 
auch der Laie eine Vorstellung davon machen 
können, welcher U mstellungsprozeß da vor 
sich gegangen ist, ein Umstellungsprozeß, 
der f:.ehr hohe Kapitalmittel erfordert. 

Die anderen Veränderungen sind nicht so 
großartig, daß man sie einzeln anführen wird. 
Man darf vielleicht abschließend nur darauf 
verweisen, daß, gleichviel wie die Beträge 
in einzelnen Sektoren verändert f:.ind, der ~Virt­
schaft insgesamt 1,2 Milliarden zur Verfügung 
stehen werden. 

Nun darf ich vielleicht einiges über den Be­
griff EWG, Integrationspolitik und Struktllr­
politik sagen, weil ich vorhin davon ge­
sprochen habe. 

Ich glaube, über die Integrationl'!politik 
ist nichts hinzuzufügen. Was man darunter 
und unter Reife zur Integration und zur 
Integrationsvorberejtung versteht, ist heute 
schon Allgemeingut. Unklarer ist der Be­
griff, was man denn unter Strukturpolitik ver­
steht. Tatsächlich müssen wir feststellen, 

daß sich hierunter eigentlich jeder etwas 
anderes vorstellt. Da gibt es Leute, die die 
Vorstellung haben, Strukturpolitik hieße, der 
Staat solle einfach dIe Defizite gewisser Be­
triebe auf sich nehmen, sie bezahlen. Zweitens 
stellen sich manche darunter vor, es müßte 
hier Kommunalpolitik betrieben werden, !tlso 
Straßenbau, Schulbau, Kanalisationen und 
so weiter. Dann gibt es welche, die sagen, 
Strukturpolitik bedeute, man müsse einfach 
mehr Kredite vergeben - vielleicht sogar 
mit dem Hintergedanken, daß manche davon 
gar nicht mehr zurückzuzahlen sind. Richtig 
ist: Strukturpolitik heißt, die Wirtschaft er­
giebiger zu gestalten, mehr Ertrag aus ihr 
herauszuwirtschaften, ein größeres National­
produkt zu erzielen. 

Nun ergibt sich die Frage: Kann man 
Strukturpolitik global betreiben oder ist man 
verhalten, die Maßnahmen spezifisch unter­
schiedlich zu setzen 1 Ich darf dazu einen Ge­
danken entwickeln: Das Nationalprodukt ist 
in den letzten 20 Jahren ungefähr um das 
Dreihche ge"!tiegen. Das bedeutet allgemein 
die Konsequenz: erstens einmal höhere Ein­
kommen, zweitens einen gehobeneren Lebens­
standard und, daraus folgernd, drittens eine 
geänderte Nachfrage. Ich darf diese Fest­
stellung an einem Beispiel verdeutlichen: 
Vor 15, 20 Jahren war der B!"Otkonsum eine 
ziemiiche Größenordnung - dies besonders 
dann, wenn man unter Brot auch die anderen 
täglichen Nahrungsmittel versteht -, die 
das Budget des einzelnen sehr belastet hat, 
während wir heute feststellen müssen, daß 
ein sehr großer Teil des Verdienstes für tech­
nißche Artikel, also Waschmaschinen, Fern­
seher, Autos und so weiter, ausgegeben wird. 

Das heißt also, die einmal gegebene Struk­
tur hat ~ich geändert, und zwar geändert 
durch die Änderung der Verbrauchergewohn­
heiten. Eine zweite Änderung ist bedingt 
durch die Produktiol1steohnik. Schauen wir 
uns heute gewisse Betriebe an! Ich war letzthin 
einmal in einer Mühle, in der man früher 
60 Leute beschäftigt hat. Heute stehen zwei 
am Schaltbrett, und die Arbeit wird auto­
matisch geleistet. Ich bringe auch das Bei­
spiel der Ölraffillerien, wo 600 Angestellte 
heute durch 100 ersetzt werden. Das be­
deu tet also eine Änderung im ganzen wirt­
iSchaftlichen Gefüge. Strukturpolitik betreiben 
heißt, diese Änderungen, die durch Ver­
brauchergewohnheiten und technische Erfin­
dungen zushnde gekommen sind, zu er­
kennen, rechtzeitig zu erkennen, sie nicht 
zu hemmen und sie mög1ich~t rasch auf 
die neuen Gegebenheiten umzustellen. Je 
rascher dieser Umstellungsprozeß gelingt, um­
so rascher .,,'ird der wirtschaftliche Ertrag 
wachsen. 
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Kulhanek 
Man fragt sich also: 'W a~ ist zu tun? Ich 

glaube, man muß hier eine Fest.stellung vor­
anstellen: Wunder kann man auch von die­
sen Struktur maßnahmen nicht erwarten. Wenn 
ich in die&em Zusammenhang bewußt auf 
das Problem des Kohlenbergbaues hinweise, 
so muß ich feststellen, daß eben gewisse 
schmerzliche Maßnahmen unvermeidbar sein 
werden. 

Eine zweite Maßnahme ist, daß man sich 
rechtzeitig Klarheit darüber verschafft, welche 
Entwicklung die Wirtschaft nimmt, wo Än­
derungen zu erwarten sind und wie sich inner­
halb der einzelnen Wirtschaftsgruppen die 
Einkommensver hältni sse ver lagern. 

Drittens soll man bich gegen Entwick­
lungen, die unvermeidbar sind, nicht stem­
men. 

Hier darf ich meine Ausführungen viel­
leicht auch ein bißchen mit einem Beispiel 
erweitern. Ich möchte nur liebenswürdig 
boshaft sein: Ich könnte mir vorstellen, 
daß, wenn damals, als man 1837 die erste 
Eisenbahn nach Fürth oder im Jahre 1854 
nach Budweis gebaut hat, in der Stärke­
ordnung von heute Gewerkschaften existent 
gewesen wären, dieser Umstellungsprozeß sicher 
etwas langsamer stattgefunden hätte und 
damit auch der Erfolg verzögert worden wäre. 

Sie lachen, Herr Kollege Dr. Weihs, aber 
ich darf Ihnen folgendes sagen: 'Vir haben 
vor eineinhalb Jahren die erste Ustraba 
in Wien gebaut. Dort wurde die 2er-Linie 
unter die Erde gelegt. Und weil nun die be­
troffenen Bediensteten dort unten rascher 
fahren können, da sie keinen Kreuzungs­
verkehr haben, hat man dieses raschere 
Fahren zum Anlaß genommen, für diese Be­
diensteten eine Zulage zu fordern. Ich glaube, 
hier ist der Sinn nicht richtig erfaßt worden. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. O. Weihs: Sind Sie 
schon damit gefahren?) Ich bin sogar auch 
schon gefahren, Herr Abgeordneter! 

Ich darf noch auf ein zweite'l Problem 
verweisen, das schwieriger ist. Wir haben zum 
Beispiel auf dem Sektor der Broterzeugung 
im Bäckergewerbe den großen Einbruch der 
Tiefkühltechnik. Dr. Staribacher ist '3chon 
da. (Abg. Dr. Staribacher: Ich bin schon 
die ganze Zeit dagewesen, ich höre mit I n­
teresse zu!) Ich habe den prominenten Zu­
hörer zu spät bemerkt. - Hier mußten ge­
wisse Arbeitsvorgänge notwendigerweise in 
der Nacht gemacht werden, weil man zum 
Frühstück frische Semmeln wollte - ein 
allgemeiner Wunsch, nicht ein spezifischer. 
Die Kühltechnik bietet nun die Möglichkeit, 
gewisse Arbeiten, die bisher in der Nacht ge­
macht wurden, zur Tageszeit zu verrichten. 
Jetzt geht der Kampf darum, wieweit man 

die Zuschläge für die Nachtarbeit trotzdem 
weiterhin beibehält. Darin sehe ich eine 
große Gefahr, denn wenn man den Effekt 
einer Investition, einer Rationalisierung oder 
Automatisierung durch erhöhte Lohnforderun­
gen auffängt; ist man auf einem falschen 
\Veg! 

Ich möchte auch aus dem Gewerbe ein 
Beispiel bringen. Ich darf kurz skizzieren, 
daß man früher einmal mit der Droschke 
gefahren ist, dann kam die Eisenbahn, die 
aber wieder vom Autobus abgelöst worden 
ist. Heute stellt der Flugverkehr ein prak­
tisches Beförderung~mittel dar. So sind allein 
für diese Branche gewisse TI mstellungspro­
zesse notwendig gewesen. Dazu kommt, daß 
die Droschke auf der Landstraße gefahren 
ist; die Einkehrgasthäfe haben sich an der 
Landstraße befunden. Als sich der Ver­
kehr auf die Bahn verlagert hat, sind viele 
Gasthöfe an der Landstraße abgestorben, 
während an der Bahn neue Gasthöfe errichtet 
wurden. Als der Nahverkehr durch Auto­
busse zurück von der Bahn auf die Straße 
gelegt worden ist, fand wieder die Umwand­
lung zur Straße statt. Das heißt also -
und hier haben wir keine Klagen gehört -, 
daß der Arbeitsplatz, gleichviel ob es sich um 
den Selbständigen oder um den Unselb­
ständigen handelt, unter keinen Umständen 
pragmatisiert erscheint. 

Ich darf also zusammenfassen, was man 
unter Strukturpolitik versteht, und feststellen, 
daß all das keine leichte Aufgabe ist. Schon 
die erste Umstellung, die Umstellung von 
der Agrarwirt'Schaft auf den Industriesektor , 
war von vielen unangenehmen Begleiterschei­
nungen gekennzeichnet, und es wird die dritte 
Umstellung von der Industrie zum tertiären 
Bereich, zum Bereich der Dienstleistungen, 
der Reparaturen, der Fremdenverkehrsbe­
triebe, der Gastgewerbe, noch schwerer sein. 

Ich möchte mir hier eine Feststellung als 
Gewerbetreibender nicht versagen. Die seiner­
zeitige Umstellung von der Agrar- zur Indu­
striewirtschaft war von der Notwendigkeit, 
dem Zug zur Konzentration begleitet. Hier 
hat das Gewerbe tat"ächlich gebangt, wie es 
denn bei dieser Konzentration noch mit­
kommen kann. 

Die heutige Umstellung zum tertiären Bereich 
hat nicht gleichzeitig den Zug zur Konzentra­
tion, sondern hier haben die gewerblichen 
Mittelbetriebe tatsächlich wieder eine Chance, 
in der Zukunft auch für sich ein Morgenrot zu 
sehen. Ich vertrete voll und ganz den Stand­
punkt, daß man Gewerbe, die sich überlebt 
haben, nicht künstlich konservieren soll und 
kann, sondern daß man sie wohl erhalten soll, 
aber mit der Möglichkeit, mit der Hilfe, sich 
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dorthin umzustellen, wohin die Zukunft weist, 
in diesem Fan also auf die Betriebe der Dienst­
leistungen. Hier liegt eine der Aufgaben, die 
für den Mittelkreditsektor des ERP-Fonds zu 
bewältigen sind. 

Es ergibt sich noch eine weitere Frage: 'Vie 
soll man investieren und richtig investieren, 
wenn man Strukturpolitik betreibt? Wir 
haben hier zwei Möglichkeiten: Man kann die 
Investitionen im sogenannten Infrabereich 
vornehmen, indem man jene notwendigen 
Dinge schafft, die das tägliche Leben zur 
Bewältigung der gestellten Aufgabe verlangt: 
Straßen, Spitäler, Schulhäuser, Kanalisation, 
Wasser und Licht, oder Investitionen im 
wirtschaftlichen Bereich, im Bereich der Ratio­
nalisierung, der Automatisierung und durch 
Anschaffung neuer Maschinen. 

Der Unterschied zwischen den beiden For­
men der Inve<;titionen liegt darin, daß die 
Infrainvestitionen nur mittelbar wirksam wer­
den, und zwar durch die Vergabe der Aufträge 
an die Handwerker, an die Betriebe, das sind 
Investitionen, die erst nl1ch längerer Zeit 
einen Ertrag bringen, während die wirt&chaft­
lichen Investitionen rasch und unmittelbar 
wirken. Eine neue Maschine kann schon im 
selben Jahr noch einen Erfolg bringen. 

Nun entsteht. die Frage: 'Velche Investi­
tionen sind besser? Diese Frage stellt qich ja 
auch jedem einzelnen Betrieb, denn. auch der 
kleine Betrieb ist eine"! Tages vor die Frage 
gestellt: Soll ich eine neue Ma&chine anschaffen 
oder soll ich zum Beispiel für die Gefolgschaft 
Parkplätze beschaffen, einen Erholungsraum, 
einen Sitzraum oder einen Pensionsfonds ? -
Das sind Fragen, vor die der einzelne Betrieb 
gestellt ist, vor die aber auch - und das ist 
vor allem für uns wichtig - der Staat selbqt 
gestellt ist. Bei der Erstellung des Haushalts­
planes hat er festzustellen: Was habe ich an 
Investitionsmöglichkeiten direkt in die Wirt­
schaft zu geben und was in den Infrabereich ? 
In den Infrabereich gehören auch die Maß­
nahmen oder die Möglichkeiten, die für soziale 
Belange gegeben sind. 

Und hier, glaube ich, liegt die Antwort auf 
die Frage: Warum sind augenblicklich nicht 
mehr Mittel für die Wirtschaft vorhanden? -
Die Auf teilung auf andere Sektoren hat eben­
falls Mittel weggenommen. Ich möchte ganz 
offen sagen, daß uns jene Mittel, die heute 
für die Dotierung und Bezahlung der Früh­
rente aufgebracht werden müssen, bitter not­
wendig für die Maßnahmen für ein effektives 
und rasches Wirtschaftswachstum fehlen. 

Ich glaube, daß wir in einem einig sind, 
nämlich in der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Situation den Investitionen im direkten Be­
reich den Vorzug zu geben. Natürlich können 

nicht a11e Wünsche zugleich erfüllt werden, 
und man muß sich nach den gegebenen Mit­
teln richten. Es bestünde die Möglichkeit 
- ich führe sie mehr oder weniger nur als 
eine Arabeske am Rand an -, zu sagen, die 
Reichen sollen zahlen. Man hört ja diesen 
Slogan öfters, aber ich frage mich: Was wird 
geschehen, wenn auch der letzte Reiche arm 
geworden sein wird ? 

Dieser Weg ist kein Programm, das, auf 
Sicht gesehen, einen Vorteil bringen könnte. 
Immer wird es so sein, daß die Wünsche 
größer sind als die Mittel, die zur Verfügung 
stehen. Aber gerade diese Tatsa.che sollten 
wir sogar dankbarst vermerken, weil damit 
immer der Motor vorhanden bleibt, der uns 
zur Weiterentwicklung treibt. 

Diese Erkenntnis - ich glaube, das ist die 
einhellige Ansicht aller Parteien -, daß wir 
heute vorwiegend Investitionen im wirtschaft. 
lichen Bereich machen sollten, müßte eigent. 
lieh die Arbeiten in der ERP-Kommission leicht 
gestalten. Und doch ist es so schwierig, weil 
wir uns in dieser Kommission wohl über das 
Ziel, leider aber nicht über den Weg einig 
sind. 

Und nun darf ich vielleicht etwas voraus­
schicken, um dieses Problem etwas näher zu 
beleuchten, damit wir uns nicht in unsach. 
lichen Einwendungen ergehen. Ich glaube 
feststellen zu dürfen, daß man der ÖVP nicht 
nachsagen kann, sie würde im wirtschaftlichen 
Bereich noch einen Standpunkt beziehen, der 
sich vom seinerzeitigen Liberalismus ableitet, 
sei es nun die Marke Manchester oder die 
französische Art "laissez faire, laissez passeI''' , 
sondern wir stehen auf dem Standpunkt der 
sozialen Marktwirtschaft; ja sogar nicht nur 
auf diesem Standpunkt, denn das letzte Jahr. 
zehnt hat bewiesen, auch im Bereich der 
sozialen Marktwirtschaft sind gewisse in die 
Zukunft weisende große Richtlinien zu setzen, 
aber innerhalb dieser Richtlinien soll sich die 
Initiative des einzelnen frei bewegen können. 

Hier kommen wir in Widerspruch mit dem 
sozialistischen Denken. Die "Arbeiter-Zei­
tung" hat berichtet - ich kann das also nur 
übersetzt bringen -, daß der Abgeordnete 
Dr. Kreisky gesagt hat, die Voraussetzung 
für das wirtschaftliche Wachstum sei die Voll­
beschäftigung. 

Wir sagen: Die Vollbeschäftigung ist die 
logische Folge einer florierenden Wirtschaft. 
Das ist natürlich das Gegenteil von dem, was 
Sie behaupten, und ich möchte jetzt nicht 
anstehen zu sagen, daß theoretisch beide 
Wege möglich sind. Es ist denkbar, daß ich, 
wenn ich die Mittel besitze, eine Fabrik 
errichte und mir Arbeiter umschulen kann 
und sie arbeiten lasse. Beim Verbrauch wird 
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es schon ein bißchen schwerer, denn da brauche 
ich ja auch eine Organisation für den Absatz. 
Und in den letzten Berichten des "Kuriers" 
über die Aufschließung von Sibirien war zu 
lesen, daß man dort so gehandelt hat. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. Staribacher: Er ist Zuckerbäcker!) Wol­
len Sie meinen Beruf mit den Ausführungen 
irgendwie koppeln? Das wäre nicht gerade 
fair! Man hat es also dort gemacht, aber man 
muß gleichzeitig feststellen, daß sich dabei 
notwendig sehr folgenschwere Konsequenzen 
einstellen, und zwar sind es die Konsequenzen, 
daß man einerseits das \iVarenangebot relativ 
bescheiden hält und anderseits in der freien 
Arbeitsplatzwahl einer Beschränkung unter­
worfen ist, denn die Betriebe müssen eben 
beschickt werden, hier ist ein Auftrag not· 
wendig. Die dritte und markanteste Folge 
davon ist ein niedriger Lebensstandard. 

Wenn wir heute feststellen, daß sogar der 
Osten diese Tatsache erkennt und nun daran­
geht, dieses Agens des Gewinnes, des Ertrages 
auch seinem Betrieb als Leitstern voranzustel­
len, so sollte man doch auch Ihrerseits mehr 
von dem Standpunkt abrücken, den Sie heut.e 
vertreten, und mehr zu dem Leistungsprinzip 
hinfinden, das von unserer Seite vertreten 
wird. Die Schwierigkeit ist ja bei dieser 
unterschiedlichen Grundauffassung deshalb so 
groß, weil die Kommission leider noch so 
bestückt ist, daß die politischen Parteien 
gleich stark vertreten sind, sodaß also noch 
jener Zustand der Koalition, ein Relikt aus 
jenen Tagen, vorhanden ist: Entweder man 
kann sich einigen, oder es bleibt liegen. 

Nun verhält es sich aber auf diesem wirt· 
schltftlich beweglichen Sektor so, daß man zu 
einem Weg findet, der gerade nicht als ange­
nehm bezeichnet werden kann, denn man 
findet jetzt zu den sogenannten Kompen­
sationsobjekten : Unterstützt du mein Lieb­
kind, das ein Ansuchen gestellt hat, dann 
lmterstütze ich deines. - Das ist, glaube 
ich, keine Art der objektiven Findung der 
Würdigkeit für die Kreditvergabe. Deshalb 
glaube ich - ich habe diese Forderung schon 
einmal hier im Hohen Hause gestellt -, daß 
es doch notwendig ist, das Dirimierungsrecht, 
wie es seinerzeit im alten Gesetz bestanden 
hat, wiedereinzuführen. Gerade bei den Mit­
telkrediten ist es ja noch viel schwieriger, 
denn hier bekommen wir einen Mangel des 
Freien Wirtschaftsverbandes am ÖVP-Kör­
per schmerzlich zu fühlen, nämlich daß dort 
so wenig Mitglieder sind, daß wir kein Tausch­
objekt besitzen. Wir können hier nicht 
sagen: Ich nehme den einen Mittleren zum 
anderen Mittleren, sondern das sind lauter 
Mittlere einer Couleur. 

Deshalb ist auch hier die Notwendigkeit 
gegeben, abgesehen vom Dirimierungsrecht, 
das als Forderung vorgebracht worden ist, 
für die Mittelkreditvergabe eine Fachkommis"­
sion im Handelsministerium zu errichten, wo 
das Verfahren bestimmt in einem wesentlichen 
Teil abgekürzt werden kann. 

Natürlich werden Sie sagen: Forderung 
nach Dirimierungsrecht, das heißt doch nichts 
anderes, als daß Sie wieder Ihre Mehrheit mehr 
oder weniger brutal einsetzen wollen. - Ich 
darf darauf sagen, daß ich einen solchen Vor­
wurf nicht ernst nehmen kann; er hört sich 
gut an. Aber ich darf daran erinnern, daß 
vor wenigen Wochen der Herr Abgeordnete 
Dr. Kreisky interviewt worden ist und man 
ihm auch die Frage vorgelegt hat : Werden Sie 
1970 die Mehrheit anstreben ~ - Darauf sagte 
er: Na nicht werde ich sie anstreben nach 
dem Erfolg, den die Österreichische Volks­
partei unter diesem Motto erreicht hat! 

Wenn ich .... lso jetzt annehme, Sie haben 
diese Mehrheit, so kann ich mir schwer vor­
stellen, daß Sie· diese wie eine erbeutete Fein· 
desfahne in ein Museum stellen, sie dort nur 
den Besuchern zeigen und von dem großen 
Sieg - wenn er eingetreten wäre - sprechen 
werden, sondern Sie werden diese Mehrheit 
wahrscheinlich ebenso gebrauchen. 

Ich bin hier Optimist, denn ich könnte 
mir vorstellen: Nach den vielen Änderungen 
und Annäherungen, die Ihre Partei heute 
gedanklich an unsere Grundsätze bereits auf. 
zeigt, wie zum Beispiel - das wäre in den 
dreißiger Jahren bestimmt nicht vorstellbar 
gewesen -, daß der Vorwurf, den man Ihrem 
Parteiobmann gemacht hat, er wäre ein Athe­
ist, postwendend korrigiert worden ist, er 
wäre Agnostiker - das sind jene Menschen, 
die glauben, daß sie nichts glauben -, und 
daß in der Zeitung Ihrer Parteirichtung immer 
wieder darauf hingearbeitet wird, wie sehr 
sich doch das soziale Denken im Bereich 
Ihrer Fraktion mit dem christlichen Gedan­
kengut, also mit jenen Grundsätzen deckt, 
die wir in der Volkspartei schon immer ver­
treten, sodaß hier eine Annäherung feststell­
bar ist ... (Abg. Lukas: J.l.föchten I) Das "Möch­
ten", Herr Kollege (Abg. Lukas.' Ihr seid nickt 
mehr glaubwürdig, ihr irrt euch!), liegt jetzt ein­
deutig auf Ihrer Seite, denn Sie kokettieren jetzt 
seit wenigen :Monaten mit dem Christentum. Ich 
nehme das ja positiv auf, ich freue mich, weil 
ich mir denke, es könnte doch auch möglich 
sein, daß Sie eines Tages einsehen, nicht nur 
die sozialen Grundsätze der ÖVP sind besser, 
sondern auch die wirtschaftlichen, und Sie 
finden dann zu unseren Grundsätzen zurück. 
(Abg. Ing. Kunst: Schämen Sie sich, mit der 
Religion Politik zu macken! Lassen Sie die 
Religion aus dem Spiel I) 
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Dann wird Ihnen erstens eine Mehrheit der 

ÖVP gar nicht weh tun, und zweitens würden 
wir Ihnen gerne und freudig attestieren kön­
nen, daß Sie eine konstruktive Opposition 
sind, und der Dritte, der den Vorteil hätte, 
der sich freuen könnte, dem das alles zugute 
kommt, wäre jener, dem wir gerne dienen, den 
wir lieb haben: unser Österreich! (Be~fall be1' 
der ÖV P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Staribacher das Wort. 

Abgeordneter Dr. Staribacher (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohef3 Haus! Herr Abgeordneter 
Kulhanek! Ich habe schon einigeß von Ihnen 
gehört, aber was Sie jetzt hier an Behf:tup­
tungen aufgestellt haben, kann man nicht 
unwidersprochen la&sen. Sie 8agen, die Sozia­
listen nähern sich der ÖVP an, insbesondere 
in wirtschaftlichen und in sonstigen Dingen. 
Sagen Sie mir einen Fall, wo die Sozialistische 
Partei gesagt hat, daß sie in Wirklichkeit die 
Österreichische Volkspartei ist. Wir können 
aber Ihnen nachweisen, daß die Österrei­
chische Volkspartei gesagt hat, daß sie in 
Wirklichkeit die Labour Party in Österreich 
ist! (Be1fall bei der SPÖ.) SO hat es also 
mit der Vergangenheit angefangen. (Abg. Kul­
hanek: Herr Doktor! Bleiben wir im Lande!) 
Ja, bleibe im Lande und nähre dich redlich 1 

Sie haben behauptet, daß die ERP-Kom­
mission nicht arbeitet (Zwischenruf de8 Abg. 
Kulhanek) oder nur wie in der Koalitionszeit 
arbeitet. Da darf ich Sie doch fragen: Sie 
sind doch Mitglied dieser ERP-Kommission. 
Wir haben gestern zum Beispiel eine Sitzung 
bis spät am Abend gehabt. (Ruf bei der SPÖ: 
Hat er verschlafen!) Haben Sie das Gefühl 
gehabt, daß nicht gearbeitet wurde oder daß 
nach der Devise gearbeitet wurde: mein Mit­
glied - dein Mitglied ~ (Abg. Kulhanek: 
Genau!) Das Gefühl haben Sie gehabt 1 
(Abg. Kulhanek: Habe ich!) Möchten Sie 
mir vielleicht den Fall sagen, wo das gestern 
gewesen ißt? (Abg. Kulhanek: Die Namen 
habe ich mir nicht gemerkt!) Sehen Sie, Sie 
können nämlich keinen einzigen Fall aufweisen. 
Sie machen in Wirklichkeit gar nichts anderes, 
als daß Sie die Arbeit einer Kommission, 
in der Sie selbst sitzen, aus politischen Gründen 
herabsetzen. (Abg. K ulhanek: Den Ge­
werbetreibenden werden Schwierigkeiten ge­
macht! Das vergessen Sie!) Den Gewerbe­
treibenden Schwierigkeiten? Darauf 
werde ich dann gleich zu <;prechen kommen. 
Die Mittel reichen nicht auS, den Plan ent­
sprechend erfüllen zu können - 0, "Plan­
wirt::.chaft", da werden Sie gleich wieder 
nervös -, aber l1uf alle Fälle können wir 
diese planmäßigen Ausgaben nicht durch-

führen, weil die Mittel nicht ausgereicht 
haben. 'Vir haben uns gestern einvernehmlich 
zu einer Kürzung entschlossen. Da ist nicht 
gefragt worden, ob das ein rotes oder ein 
schwarzes Unternehmen ist, ja es ist nicht 
einmal gefragt worden, ob es ein verstaat­
lichtes oder ein privates ist. (Abg. K ulhanek: 
Unter der Decke ! Und die Mittelkredite, die 
60 Millionen wollten Sie ganz streichen!) 

Einen Moment! Jetzt komme ich schon zu 
dem Problem, da<; Ihnen immer so am Herzen 
liegt: daß nämlich der Mittelstand bei den 
Mittelkrediten 80 benachteiligt wird. Wie 
kommen Sie zu dieser Behauptung, Herr 
Abgeordneter? Erstens einmal wi&sen Sie sehr 
genau, daß die angeforderten Mittelkredite 
immer fast zu 100 Prozent erfüllt wurden, daß 
sogar Mittel für die Mittelkredite übrig­
geblieben sind. (Abg. K ulhanek: Weil keiner 
mehr kommt!) Aha, jetzt kommt das Argu­
ment: Weil keiner mehr kommt! Ja warum 
kommt also keiner mehr 1 Das werde ich 
Ihnen jetzt auch gleich sagen. Sie sagen 
nämlich: Die Mittelkredite smd für den soge­
nannten Mittelstand. WIr haben Ihnen aber 
schon Dutzende Male nachgewiesen, daß das 
gar nicht stimmt, denn in den Fällen, die 
dann zum Beispiel in die große Kommission 
kommen, stellt sich heraus, daß dort Kredit­
anforderungen in einer Höhe ge3tellt werden, 
die oft nur ein Bruchteil dessen sind, waR dieser 
sogenannte Mittelständler im Jahr heraus­
nimmt. Zum Beispiel: Die Mittelkredite gehen 
bis 500.000 S.Der Betreffende nimmt aber 
I Million und mehr an Privatentnahmen her­
aus und sagt dann: Ich habe kein Geld für 
meine Investitionen! Das sind die Probleme. 
Und da frage ich Sie: Ist das Ihr Mittelstand, 
wenn der 1 Million und mehr herausnimmt 1 
Da ~ehen Sie ganz genau, wie das ist. (Abg. 
K ulhanek: Nur der, de1' auf dem Bauch liegt, 
bekommt etwas! Da werden wir eine gesunde 
Wirtschaft kriegen! Da werden wir Erträge 
erzielen!) Was heißt: auf dem Bauch liegen 1 
Wir werden uns jetzt darüber im einzelnen 
unterhalten. 

Zunächst die große Frage: Wie können Sie 
überhaupt behaupten, daß in dieser Kommis­
sion nach anderen Gesichtspunkten als nach 
ßachlichen verhandelt wird 1 Das werden 
hoffentlich nicht einmal Sie machen; für uns 
weiß ich das ganz genall. 

Das war ja überhaupt der Clou (Heiterkeit), 
als Sie gesagt haben: Wenn es im vorigen J ahr­
hundert, als die Eisenbahn geschaffen worden 
ist, schon Gewerkschaften gegeben hätte, 
hätten wir heute noch nicht den Fortschritt. 
(Abg. Kulhanek: Wir wären langsamer ge­
fahren! Nehmen wir die U straba ! ) Nur keine 
Sorge, ich komme schon darauf. Dann kom-
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men Sie gleich mit dem sehr sinnigen Beispiel. Kulhanek, hören Sie jetzt zu, sonst wissen 
Lassen Sie uns aber jetzt über die Gewerk- Sie es dann wieder nicht! -, bekommt der 
schaften von damals reden. Sie sind ja in Straßenbahner einen geringeren Lohn heraus, 
der Geschichte immer ein bisserl bewandert. als er bis jetzt gehabt hat! Fällt Ihnen etwas 
Ist Ihnen das Zeitalter der Maschinenstürmer auf? Und das will die Gewerkschaft nicht 
ein Beg.riff~ (Abg. Kulhanek: Ja!) Waren akzeptieren! Da regen Sie sich auf und sagen: 
das die Gewerk8chafter? (Abg. K ulhanek.' Da haben wir es j<t, die Bösen, da verlangen 
Nein!) Sehen Sie! Dann unterschieben Sie sie also mehr! 
den Gewerk8chaften nicht etwas! Denn die Genau da'lselbe ist bei den Bäckern. Da 
Gewerk!3chaften haben damals schon erkannt, kennen Sie sich auch nicht aus. Wären Sie 
daß man eine ganz andere Politik machen bei der Schaumrolle geblieben, da sind Sie 
muß als die, die Sie ihnen damals in die Schuhe besser. (Heiterkeit.) Bei den Bäckern ist 
geschoben haben - und das gilt auch für das, genau dasselbe Problem gewesen. Wenn die 
was Sie uns heute in die Schuhe schieben. Betriebe rationalisieren, haben wir gar nichts 
(Beifall bei der SPÖ.) Darüber werden wir dagegen. Entschuldigen Sie: Fragen Sie den 
aber heut.e ja noch reden. Herrn Abgeordneten Mussil, er wird Ihnen 

Jetzt die Ustraba, denn das ist ja doch der sagen, wie wir uns bemühen, die Unternehmer 
größte Clou. ( Abg. Ku l h a n e k : Um zwei zu einer moderneren Politik zu bringen. (Bei­
Kilometer schneller!) Die Ustraba ist also fall bei der SPÖ und allgemeine Heiterkeit.) 
unter die Erde gegangen. Daraufhin hat die Dort ist genau dasselbe. Sie werden doch 
Gewerk"lchaft, wenn ich Ihrem Gedanken nicht haben wollen, daß die Arbeiter einen 
folge, sofort nachgedacht: Haltaus, was kön- Ver1ust erleiden, wenn sie mehr produzieren, 
nen wir machen ? Jetzt ver langen wir was, wenn sie schneller fahren! Oder wollen Sie 
weil wir unter der Erde sind und weil wir das, dann sagen Sie es gleich! (Abg. K ul­
schneller fahren ! (Heiterkeit.) Herr Abge- han e k: Das richtet sich nach der persönlichen 
ordneter! Immer sich zuerst erkundigen! Leistung!) Aber wo ist denn die persönliche 
(Zwischenruf.) Vielleicht hat er mit der Frau Leistung, wenn er unter der Erde fährt? 
Stadtrat Schaumayer schlechte Beziehungen _ Er kann doch nicht sagen: Ich fahre einmal 
das wissen wir nicht (neuerliche Heiterkeit) _, oben und einmal unten! (Heiterkeit und Bei­
denn die ist vom Arbeiter- und Angestellten- fall bei der SPÖ.j Mein Gott! Na, Sie haben 
bund, und er ist vom Wirtschaftsverband, das eine Ahnung von einer Gewerk<.!chaft&politik! 
ist möglich, daß sie nicht gut miteinander (Abg. Mitterer.' Dr. Staribacher! Wenn ich 
reden. (Abg. Kulhanek: Vom Wirtschafts- einmal 80 reden würde, würden alle 8chreien: 

So etwas an Vberheblichkeit haben wir noch verband bin ich nicht, vom Wirtschaftsbund ! -
Heiterkwit.) Vom Wirt&chaftsbund. Das ist ja nicht gesehen!) Wieso? Das igt doch gar 
der Fehler, daß Sie nicht vom Wirtschafts- nicht überheblich! Ich habe mit der Ustraba 

und mit der Maschinellstürmerei der Gewerk­verband sind! (Lebhafte Heiterkeit.) 
schaft gar nicht angefangen. Ich stelle doch 

Nun aber wieder zurück zur Ustraba. Sie nur rein sachlich fest, daß das nicht so ist. 
wissen - das heißt, Sie wissen es nicht, sonst Es gibt noch viele Probleme. Herr Abge­
hätten Sie das nicht gesagt -, daß sich der ordneter! Ich habe vorhin zum Herrn Kollegen 
Lohn des Straßenbahners - mein Vater ist wegen der Zuckerbäcker nicht hingerufen, weil 
einer gewesen - aus der Fahrzeit und aus ich etwas gegen den Zuckerbäcker habe. Gar 
sogenannten Zuschlägen zusammensetzt, und nichts! Ich bin selbst ein gelernter Stein­
die betragen jetzt 28 Prozent. (Abg. K ul- drucker. Ich bilde mir gar nichts ein. Ich 
hanek: Das ist ja der Nachteil, daß es so viele bin übrigens ein ~ehr schlechter Lithograph 
Zuschläge gibt! Ein Lohn, und fertig!) Gerade gewesen, darum hat mein Lehrer in der Fort­
Sie als Innungsmeister der Zuckerbäcker müs- bildungsanstalt gesagt: Staribacher, werden 
sen mir das sagen: Ein Lohn, und sonstnichts! Sie Zuckerbäcker, dann können Sie "Hoch 
Dl1 erinnere ich Sie an die Zusagen, die Sie Anna !" auf die Torte schreiben, daq iqt besser 
Ihrer Frau Minister Rehor gemacht haben und für Sie! (Schallende Heiterkeit.) Ich bin gar 
die bis jetzt noch nicht eingehalten worden nicht einer, der besonders auf seine akade­
sind! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) mische Ausbildung Wert legt. Wie gesagt: 
Dort hat sie nämlich den Lohn ändern wollen .. h b' h' I tAb't . S· lC In auc eIn ge ern er l' el er, so WIe le. 
Seien Sie da also vorsichtig, Herr Abgeordneter (Abg. Kern: Zuckerbäcker?) Nein, Zucker-
Kulhanek! bäcker nicht, ein Steindrucker ! Aber man 

Aber kommen wir jetzt zu den Zuschlägen. muß sich das halt ein bisserl anschauen, man 
Und nun sage ich Ihnen, was das entschei- muß sich zuerst ein bisserl mit den Problemen 
dende ist: Wenn nämlich jetzt die Straßen- beschäftigen. 
bahn unter der Erde schneller fährt (Zwischen- Das, was Sie hier über Strukturpolitik ge­
t'uf des Abg. Kulhanek) - Herr Abgeordneter sagt haben, wird wirklich eingehen in die 
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Nationalökonomie. (Heite1'keit bei der SP(j.) 
Ich will nichts mehr dazu sagen. (Abg. K ul­
hanek: Dr. Koren wirft Ihnen dafür den Be­
weis liefern I) Jessas, Maria und Anna! (Aber­
malige Heiterkeit.) Wissen Sie: ich habe mit 
ihm gemeinsam studiert. Beim Professor 
Kamitz haben wir noch die Prüfung machen 
müssen. Ich wiH nicht sagen, wie wir durch­
gerasselt wären, wenn wir das verzapft 
hätten. (Heiterkeit.) Das ist aber eine zweite 
Sache. (Zwischenrufe.) Aber nein! Das ist 
gar kein System! Ich will Ihnen nur emp­
fehlen: Lesen Sie die nationalökonomische 
Literatur nach, auf deren Basis dann die 
soziale Marktwirtschaft aufgebaut wird, oder 
was immer Sie wollen. Lesen Sie dort nach, 
was man über den Marginalen Kapitalkoeffi­
Zlenten sagt, dann werden Sie alle die Pro­
bleme, die Sie hier angeschnitten haben .... 
(Abg. M itterer: Studiert haben Sie mitein­
ander, aber die Ergebnisse sind doch wesent­
lich anders I) 0 nein, da irren Sie. Da irren 
Sie ganz gewaltig! Da hat mich unlängst 
Dr. Kummer eingeladen, zusammen mit dem 
Herrn Staatsbekretär Taus; jetzt ist er ja 
schon aus der Regierung ausge&chieden: nicht 
weil ihm die Regierung zu schlecht war, hätte 
ich bald gesagt, das will ich gar nicht sltgen, 
'1lso nicht das Niveau gehabt hätte, sondern 
weil er einen anderen Job übernommen hat. 
Herr Dr. Kummer hat uns also eingeladen, 
daß wir dort diskutieren sollen. Dort haben 
wir über die Probleme diskutiert, die Sie hier 
angeschnitten haben. Es tut mir unendlich 
leid, daß Dr. Kummer nicht da ist, er würde 
es Ihnen sonst selbst bestätigen. Er hat 
immer gefragt : Wo sind denn die Gegensätze? 
Sind Sie nicht auch anderer Meinung? Und 
Dr. Taus und ich haben festgestellt: Wir 
sind gar nicht so, wir unterscheiden uns in 
den Nuancen, wenn Sie wollen. In bezug auf 
das, was Sie heute hier so verpönt haben, 
waren wir uns einig. 

Sie reden davon, was die "Sozi" alles wollen. 
Ich habe das schon dutzendmal gesagt: Eine 
Planwirtschaft, wo alles reglementiert wird, 
wo also jedem Unternehmer gesagt wird, was 
er verdienen darf und was er damit zu machen 
hat, will weder die Sozialistische Partei noch 
irgend jemand von uns - noch will es natür­
lich Herr Dr. Taus. Ich habe ja schon vor 
Jahren darüber gesprochen. In fünf Jahren 
werden Sie es machen, und dann werden Sie 
sagen, daß Sie von der ÖVP das eh schon 
immer wollten. Wir sind nämlich uarin voll­
kommen einig, daß wir eine programmierte 
Wirtsch'1ft brauchen, daß wjr eine Trans­
parenz, eine Durchsichtigkeit des wirtschaft­
lichen Geschehens brauchen, daß wir also 
Maßnahmen setzen müssen, um die struktu­
rellen Probleme lösen zu können, daß wir 

jetzt schon notwendige Maßnahmen setzen 
müssen, um das zu lösen, von dem Sie sagen: 
Das wird alles die freie Wirtschaft oder jetzt 
die soziale Marktwirtschaft machen! (Abg. 
j}I itterer: Und in dem Land der "Planifi­
cation" braucht man dann Sondervollmachten 1 
- Gegenrufe bei der SP(j.) In dem Land der 
"Planification" braucht man keine Sonder voll­
machten, nur in dem gelobten Land der 
sozialen Marktwirtschaft, in Deutschland 
(Abg. Konir: Siehe Erhardl), sind sie drauf­
gekommen, daß das leider nicht so funktioniert. 
(Abg. Mitterer: Die braMchen keine Sonder­
vollmachten im Land der "Plan~fication"? ) 
Was heißt Sondervollmachten 1 Was Sie 
unter "Sondervollmachten" verstehen, und 
was die dort machen, ist ja leider 7.weierlei! 
(Abg. Mitterer: Nein 1 Was sie von dem 
Parlament gefordert haben I) Aber das ist 
doch zweierlei, das hat doch mit der "Plani­
fication" gar nichts zu tun! Ich kann Ihnen 
nur sagen, Herr Abgeordneter Mittel'er, auch 
da empfehle ich Ihnen: Lesen Sie den vom 
Wirtschafts- und Sozialbeirat gemeinsam er­
stellten Bericht über die Pariser Studienreise. 
Der Abgeordnete Weißmann ist nicht mehr da. 
(Abg. M itterer." Ich kann ihn zitieren! 
Ich habe ihn gelesen!) Sie lesen leider immer 
nur das, was Sie dann zitieren, und das andere 
ersparen Sie sich anscheinend. ( Heiterkeit. -
Abg. Mitterer: Da müßte ich so ein Demagoge 
sein wie Sie!) Ihre Vertreter in der Bundes­
kammer haben selbst zugegeben, wie es dort 
ist! (Abg. Ing. Kunst: Sie lesen es und ver­
stehen es scheinbar nicht I) Das würde ich Ihnen 
daher empfehlen. 

Aber ich habe einen Grundsatz: Ich will 
nie länger als eine halbe Stunde reden. Ich 
muß mich daher jetzt kurz fassen und muß 
jetzt doch auf die Probleme eingehen, die hier 
zur Debatte stehel!. Es geht also um die 
beiden Berichte der Bundesregierung über die 
ERP-Mittel. 

Es ist richtig: Der Beirat hat empfohlen, 
250 beziehungsweise 200. Millionen SchiHing 
zusätzlich Investitionsanreiz zu geben, das 
heißt also, dem ERP-Büro zusätzlich 200 Milli­
onen Schilling freizugeben, um wachstums­
fördernd Industrien zu unterstützen. Die Bun­
desregierung ist dem nachgekommen. Aller­
dings hat sie - und das ist etwas, Herr Abge­
ordneter Kulhanek, wovon ich nur sagen 
kann, daß wir das sehr bedauern - auf der 
einen Seite 200 Millionen Schilling der In­
dustrie gegeben, auf der anderen Seite aber 
im neuen Programm gleich wieder 30 lVlillionen 
Schilling weggenommen. Wir wissen es: Es 
·war der notwendige "bündische Ausgleich" , 
der h:tt gefunden werden müssen. Wir wissen, 
daß darüber nicht nur die Industrie, sondern 
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alle Leute, für die der Marginale Kapital­
koeffizient ein Begriff ist, sehr, sehr unglück­
lich sind, denn es ist halt eben einmal so, 
daß der größte Kapitalkoeffizient oder die 
marginalste Verwendung momentan in ge­
wissen Wachstumsindustrien wären und daß 
die leider, leider entfallen sind. 

Die Bundesregierung hat also auf der einen 
Seite 200 :Millionen Schilling gegeben und auf 
der anderen Seite 30 Millionen gleich wieder 
weggenommen, und jetzt sagt sie so wie 
immer: Es ist alles in schönster Ordnung. 
Gar nichts ist in Ordnung! Gestern mußten 
wir leider wesentliche, interessante Inve­
stitionsanträge ablehnen, weil dafür die Mittel 
nicht vorhanden waren. Von diesen 200 Milli­
onen hat man nämlich jetzt auch nur 150 Milli­
onen freigegeben. 50 Millionen hat der Herr 
Abgeordnete Withalm für sich reserviert. Im 
Bericht heißt es natürlich anders: in dem 
Bericht steht drinnen, daß die für den Herrn 
Bundeskanzler reserviert sind. Aber wir hören 
ohnehin, daß sie immer ein Herz und eine 
Seele sind; da. wird es sicherlich keine Diffe­
renzen zwischen dem Herrn Bundeskanzler 
und dem Herrn Abgeordneten Withalm geben. 

Es werden also jetzt 50 Millionen Schilling 
für den sogenannten Hallenbau reserviert. 
Auch dazu ein Wort. Die Idee an und für sich 
ist zweckmäßig, die Idee selbst ist gar nicht 
auf unserem Mist gewachsen, sondern das 
haben die Engländer, haben andere Staaten 
schon lang vor uns gemacht. Man sagt näm­
lich: Wenn man ein Notstandsgebiet hat, 
stellen wir eine Halle hin, und dann wird 
schon ein Betrieb kommen, der die Halle 
mietet; er wird Arbeitskräfte anwerben, und 
daher können die Arbeitskräfte dort Ver­
wendung finden. 

Ich mache Sie aber darauf aufmerksam -
auch das müssen wir hier deponieren, damit 
es, wenn das Projekt schiefgeht, nicht heißt, 
die "Sozi" sind wieder daran schuld -: Es 
ist heute so, daß man zuerst versucht, die 
Produktion zu finden, dann den Produktions­
ablauf genau plant, und dann bauen moderne 
Industriebetriebe die Halle danach! Da hat 
sich die Praxis geändert. Zu der Zeit, von 
der der Abgeordnete Kulhanek geredet hat, 
war es anders. Da hat man eine Halle ge­
habt - die war meist eh viel zu groß - und 
hat die Maschinen hineingestellt. Jetzt. ist 
es so, daß man den umgekehrten Weg geht. 
Wir würden daher sehr empfehlen, wenn dann 
diese 50 Millionen an die beiden Gesellschaften 
Kommunalkredit- und Investitionskredit-AG. 
verteilt werden, daß dieser Gesichtspunkt 
eine große Rolle spielt, wobei hauptsächlich -
und darauf wollen wir hinweisen - aber ge­
sichert werden muß, daß sich wirklich Pro-

jektanten finden. Momentan müssen wir 
leider feststellen, daß das nicht der Fall ist, 
daß uns das leider fehlt. 

Man hat von den 200 Millionen groß ge­
redet; jetzt sind es schon nur mehr 150 Milli­
onen, Aber die Propaganda der Österrei­
chischen Volkspartei versteht es immer wieder, 
daß sie Mittel, die sie nur einmal ausgibt, 
dreimal nennt. (Abg. K ulhanek: Die 50 Milli­
onen gehen doch auch in Investition auf! Das 
wissen Sie! Davon haben wir gestern ge­
sprochen! Also wa1'urn so demagogisch? Da 
komme ich nicht mit!) Ich bin nicht dem­
agogisch, ich stelle nur fest, daß die Öster­
reichische Volkspartei jetzt die Methode ent­
wickelt - ich halte sie für schlecht -, wenn 
man aus dem ERP-Fonds 1,2 Milliarden ver­
teilt, so zu reden, als sei mehr (Abg, 
Kulhanek: Von den 200 Millionen haben wir 
geredet!) Ich kann Ihnen sagen: Von den 
200 Millionen sind einmal jetzt nur 150 ver­
teilt, 50 sind reserviert, hoffentlich kommen 
sie bald! 

Ein anderes Problem: In der Energiever­
sorgung haben wir die ERP-Mittel von 200 Mil­
lionen Schilling bekanntlich auf 100 Millionen 
gekürzt. (Abg. Ku l h a n e k: Bei 4 .lr! illiarden 
Jahresverbrauch!) Was schreiben Sie 1 Sie 
schreiben dazu: "Es wird daran erinnert" -
Bericht des Ministerrates -, "daß auf Antrag 
des Herrn Bundeskanzlers in der letzten Zeit 
aus Mitteln des ERP-Fonds bereits 100 Milli­
onen Schilling zur Finanzierung von Ersatz­
arbeitsplätzen in den Kohlenbergbaugebieten 
freigegeben werden." Richtig, einverstanden, 
in Ordnung! Aber die 100 Millionen fehlen 
eben jetzt bei der Post ,,200 Millionen für 
Energieversorgung" . Dann kommt der Herr 
Staatssekretär bei der Beratung im Ausschuß­
er hat sich ohnehin gleich berichtigt - und 
sagt: Es ist das nur ein - ich habe es mir 
da irgendwo aufgeschrieben - "verschwin­
dend geringer" Betrag. Er hat dann aller­
dings sofort gesagt: "Gering" war nicht in dem 
Sinn zu verstehen, daß man von 200 Millionen 
auf 100 Millionen heruntergeht, sondern im 
Verhältnis zu den 4 Milliarden Kapital, die die 
Energiewirtschaft im Jahr braucht, obwohl 
man auch dort - Kollege Lanc hat im Aus­
schuß schon darauf hingewiesen - der Energie­
wirtschaft eine doppelte Belastung auferlegt. 
Einerseits soll sie verpflichtet werden, die auf 
ihren Halden liegende und weiter produ­
zierte Braunkohle - und zwar nur den 
Staub - zu verstromen, wie dieses scheußliche 
\Vort jetzt heißt, und auf der anderen Seite 
werden ihr im ERP-Programm reservierte 
Kapitalmittel von 200 Millionen um 100 Milli­
onen gekürzt. Wir halten das daher nicht für 
zweckmäßig. Man kann nicht immer sagen: 
Zusätzlich wird das gemacht, zusätzlich wird 
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das gemacht! Man kann nur einmal mit 
diesen Mitteln etwas machen, auch dann, 
wenn man es immer wieder erklärt und immer 
wieder darauf hinweist, welche Möglichkeiten 
es gibt. Die 100 Millionen zur Arbeitsbe­
schaffung für die Kohlenarbeiter sind eben 
für die Energiewirtschaft verloren, und die 
Energiewirtschaft hat jetzt um diese 100 Milli­
onen Schilling weniger. 

Für sehr, sehr schlecht halten wir unserer 
Meinung nach, daß man die Exportförderung 
nach den Entwicklungsländern gekürzt hat. 
Nicht viel, heißt es. Das ist das, was Sie, 
Herr Abgeordneter Kulhanek, unter - wie 
haben Sie das so schön gesagt?, jetzt habe 
ich den Zettel verloren; ja, da habe ich ihn 
schon -- "gerade nicht großartig" verstehen: 
das andere ist ja "nicht großartig", was ge­
kürzt worden ist. Also 2 Millionen für die Ent­
wicklungsländer. Wissen Sie, Herr Abge­
ordneter Kulhanek, daß mit diesen 2 Millionen 
gleichzeitig leider nicht 2 Millionen Export­
förderung für Entwicklungsländer, sondern 
10 Millionen verlorengehen ? (Abg. K ul­
hanek: Der Multiplikat(;r!) Nicht der Multi­
plikatoreffekt ! Da haben Sie wieder etwas 
Verkehrtes aufgeschnappt. Das hat mit etwas 
ganz anderem zu tun, nämlich damit, daß 
diese 2 ~Iillionen Schilling den Banken mit 
einem besonders niedrigen Zinssatz gegeben 
wurden, die dann vier Fünftel dazugezahlt 
haben und dadurch auf einen erträglichen 
Mischzinssatz gekommen sind. Daraus ergeben 
sich die 10 Millionen Exportförderung für die 
Entwicklungshilfe. 

Das sind die Folgen, wenn die Regierung 
etwas beschließt, aber nichts weiß und daher 
sagt: Es sind nur 2 Millionen!, und in Wirk­
lichkeit sind es dann 75 Millionen. Das ist 
das Problem, das leider bis jetzt von der öster­
reichischen Bundesregierung nicht gelöst 
wurde, weil sie .es anscheinend nicht lösen 
kann, weil hier die bündischen Interessen 
gegenseitig aufgewogen werden müssen und 
weil es daher - das wage ich zu sagen - in 
dieser Beziehung noch viel schlechter geworden 
ist als in den schlechtesten Zeiten der Koa­
lition, denn da wäre wenigstens jemand dort 
gesessen, der darauf aufmerksam gemacht 
hätte, was sich hier entwickelt, was sich hier 
abspielen wird, wenn man zum Beispiel solche 
Kürzungen durchführt. 

Der Exportfonds ist mit 5 Millionen gleich­
geblieben, aber das ist wahrscheinlich ein 
Zugeständnis an die Handelskammer, damit 
sie den Vorschlag umso leichter ablehnen 
kann, den die Arbeiterkammer erstellt hat, 
daß man ein bißehen von dem dicken Fett, 
von dem Reservefonds, der in der Handels­
kammer liegt ... (Abg. Dr. Mussil: So 
etwas Unrealistisches, wie es der Vorschlag ist, 

habe ich überhaupt noch nicht gesehen!) Un­
realistisch ist er deshalb, weil Sie das Geld 
nicht hergeben, und weil es Ihnen die Regierung 
nicht nehmen wird. Da haben Sie schon 
recht. Sie bleiben auf den hunderten Millionen 
sitzen. (Abg. Dr. Nhtssil: Das waren aU8-
gesprochene M ondz·iUern, die Sie da bringen!) 
Sie in der Handelskammer bleiben auf den 
hunderten Millionen sitzen, Herr Abgeord­
neter Mussil, das ist uns ganz klar, und die 
Exportförderung muß halt schauen, wie sie 
durchkommt. Daher - da haben Sie schon 
recht - ist das unrealistisch. Ich danke 
vielmals für die apodiktische Erklärung (Abg. 
Dr. M u8sil: Das, was Sie vorgeschlagen 
haben, war unrealistisch!), die wir von Ihnen 
hier gehört haben. 

Etwas, was wir auch bedauert haben - wir 
haben ja im Ausschuß einen diesbezüglichen 
Antrag gestellt, er hat aber nicht die Zustim­
mung gefunden -, ist die Weigerung, die 
sogenannte 10 Millionen-Grenze bei Gewährung 
von ERP-Krediten aufzuheben. Weil man 
nicht genug Geld hat, sagt man, es dürfen 
nur Kredite bis 10 Millionen gegeben werden. 
Meine Damen und Herren! Ich brauche Ihnen 
ja nicht zu sagen: Wenn Österreich nicht ein 
Land der Oberkellner und der Skilehrer 
werden wm, sondern wenn wir unsere Indu­
strie vielleicht doch etwas besser ausbauen 
wollen, dann kann man mit einer 10 Millionen­
Grenze leider nicht sehr viel anfangen. Wir 
wissen bis heute noch immer nicht, warum die 
Bundesregierung auf dieser Grenze beharrt. 
Sie hat sie zwar jetzt ein bißchen einge­
schränkt - für Erweiterungsbauten und für 
neue Bauten soll die 10 Millionen-Grenze nicht 
gelten -, aber zu weiteren Maßnahmen hat 
sie sich noch nicht durchgerungen und der 
Kommission noch nicht die Möglichkeit ge­
geben, das selbst zu entscheiden. Obwohl­
das möchte ich noch einmal unterstreichen -
diese Kommission nicht nach Willkürakten 
vorgeht, sondern Richtlinien hat, sich Richt­
linien gibt, die offiziell bekannt sind, und die 
Beamten in dieser Kommission nach bestem 
Wissen und Gewissen nach diesen Richtlinien 
arbeiten. Ich will hier nicht das machen, was 
normalerweise immer von der ÖVP gema<>ht 
wird, die sich hinter den Beamten verschanzt, 
sie entweder einseift oder sie andererseits vor­
schiebt. Die Beamten, die dort arbeiten, 
arbeiten ja nach diesen Richtlinien ... (Abg. 
Ku l h a n e k: Die Beam.ten brauchen sehr lang 
zu ihren Erhebungen bei den Betrieben! Das 
wissen Sie auch!) Warum die Beamten lang 
zu den Erhebungen brauchen 1 Das kann ich 
Ihnen auch sagen. Warum brauchen die 
Beamten bei den Großbetrieben nicht so 
lang zu den Erhebungen 1 Weil die Er­
hebungsunterlagen bald da sind. Eine Bank, 
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von der man einen Kredit will, braucht ja 
auch Auskunft. Es geht eben nicht, wenn 
man Unterlagen braucht, daß die dann nicht 
da sind oder daß man sie den Beamten nicht 
geben will. Herr Abgeordneter Kulhanek, die 
Volksbanken geben ja auch kein Geld her 
aufs schöne G'sicht oder auf die Empfehlung 
des Wirtschafts bundes, daß der Betreffende 
dort einen Kredit kriegen soll. Die schauen 
sich auch erst an, wie die Situation, wie die 
finanzielle Lage ist. Das ist normalerweise 
bei jedem Kredit-, bei jedem Ba~geschäft so, 
und das gibt es überall. 

Wir können nur noch einmal sagen, meine 
Herren: Man kann Probleme nicht so lösen, 
daß man eine Haltung einnimmt, wie Sie das 
jetzt hier getan haben, Herr Abgeordneter 
Kulhanek. Das ist unmöglich! Man kann 
eine Institution, in der man sitzt, in der man 
mitarbeitet, nicht so darstellen, als ob dort 
nach parteipolitischen GeRichtspunkten ent­
schieden würde. (Abg. Kulhanek: Das ist 
die Kommissionspraxis !) Nein, das ist keine 
Kommissionspraxis. Da.s ist eine unrichtige 
Behauptung, die Sie da aufstellen. Das wissen 
alle Herren besser, und Sie selbst wissen das 
auch sehr genau. 

Was Sie wollen, ist etwas ganz anderes: 
Ihnen behagt es nicht, daß dort nach Richt­
linien, nach sachlichen Gesichtspunkten, nach 
absolut strengen wirtschaftlichen Kriterien 
vorgegangen wird. Denn das ist das, was die 
Beamten dort machen, was letzten Endes auch 
zu geschehen hat, und die Kommission be­
findet nachher darüber, ob das richtig oder 
nicht richtig gewesen ist. Nur auf diese Art 
und Weise können wir die Politik dort 
weitermachen. 

Ich würde Ihnen daher zum Schluß emp­
fehlen: Machen Sie nicht diese wenigen In­
stitutionen auf dem Geld- und Kreditsektor 
auch noch kaputt, denn wir werden sie in 
Österreich dringendst brauchen! Wenn Sie 
heute auf dem Standpunkt stehen, daß dort 
nicht richtig, also nach falschen Gesichts­
punkten, gewirtschaftet wird, dann bringen 
Sie das - von mir aus auch im Hohen Haus; 
aber Sie haben keinen einzigen Fall nennen 
können - in der Kommission vor! Dann 
werden wir uns das dort ausmachen. Aber 
gehen Sie nicht mit Pauschalverdächtigungen 
ins Hohe Haus, damit man hier womöglich 
einen bestimmten Eindruck gewinnt, indem 
diese Kommission, die seit 22 Jahren - die 
ERP-Kommission besteht noch nicht so lange, 
aber zuerst war es die KLK, die Krcdit­
lenkungskornmission -, immerhin schon seit 
Jahrzehnten positive Arbeit geleistet hat, 
von Ihnen heruntergemacht wird! (Lebhafter 
Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Zittmayr das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP): 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte eingangs - obwohl es 
heute meine Aufgabe ist, hier vom Standpunkt 
der Landwirtschaft zum Bericht der Bundes­
regierung betreffend das Jahresprogramm des 
ERP-Fonds Stellung zu nehmen - doch ganz 
kurz auch auf die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Staribacher eingehen. 

Es wurde im Ausschuß zum Ausdruck ge­
bracht und so unterschwellig erwähnt, daß 
mehr oder weniger um diese 30 Millionen 
Schilling, die der Industrie weggenommen 
wurden, der Land- und Forstwirtschaft zuviel 
gegeben worden sei. Das ist heute in den 
Ausführungen allerdings nicht so durchge­
klungen. Ich möchte die Begründung dafür, 
daß die Land- und Forstwirtschaft sicherlich 
einen entsprechenden Anspruch auf Berück­
sichtigung bei diesem ERP-Programm hat, 
nachher noch geben. 

Bezüglich der Kürzung der 200 Millionen 
für die Energiewirtschaft auf 100 Millionen 
Schilling sind die Argumente auch schon im 
Ausschuß angeklungen. Es ist aber, glaube 
ich, doch wichtig, festzustellen, daß die Energie­
wirtschaft die Möglichkeit hat, auf dem all­
gemeinen Kapitalmarkt Kredite aufzunehmen, 
Geld zu beschaffen, während viele andere 
Branchen, unter anderem die mittelständischen 
Betriebe und auch die Land- und Forstwirt­
schaft, keine Möglichkeit haben, sich auf diesem 
Wege das dringend notwendige Kapital zu 
beschaffen. Sicherlich ist diese Kürzung für 
die Energiewirtschaft nicht besonders er­
freulich, aber auf der anderen Seite müssen 
wir uns auch klar darüber sein, daß die Ener­
giewirtschaft in der letzten Zeit nur sehr 
schwache Zuwachsraten im Verbrauch hat und 
daß sehr viel Energie exportiert werden muß. 
Im ersten Quartal des heurigen Jahres - das 
geht aus dem Bericht des Institutes für Wirt­
schaftsforschung hervor - ist der Stromver­
brauch in Österreich gegenüber der Vergleichs­
zeit des Vorjahres nur um 0,6 Prozent gestiegen. 
Man muß daher bei Großinvestitionen in Bran­
chen, wo der Verbrauch nicht so zunimmt wie 
in anderen Sparten, immer sehr vorsichtig sein. 

Noch einige Worte bezüglich der 10 Mil­
lionen Schilling-Kreditgrenze. Sicherlich gibt 
es auch in unserem Bereich viele Unterneh­
mungen, die sich - besonders bei Großpro­
jekten - an dieser 10 Milli,onen Schilling­
Kreditgrenze stoßen, aber auf der anderen 
Seite müssen wir feststellen, daß in den 
jetzigen Richtlinien doch für Neu- und Er­
weiterungsbauten Ausnahmen vorgesehen sind. 
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Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr 
Meines 'Wissens wurden auch schon vorher gc- : waren gewaltige Umstellungen festzustellen. 
wisse Investitionen größeren UmfangeFl in: Im Hinblick auf die Entwicklung zu größeren 
Etappen abgewickelt, womit zwar nicht direkt, I Märkten sind weitere Anstrengungen notwen-
aber indirekt die 10 Millionen-Grenze über- dig. . 
schritten w-urde. 

Ich möchte nunmehr ganz kurz auf den 
Sektor der Land- und Forstwirtschaft zu 
sprechen kommen. Wie ja allgemein erkennbar 
ist, steht die Landwirtschaft seit Jahren in 
einer sehr dynamisch~n Anpassungsentwick­
lung, in einer Umstellung und einer Um­
strukturierung wie kein anderer Berufsstand 
und kein anderer Wirtschaftszweig in Öster­
reich. 

Wenn Sie den letzten Bericht des Institutes 
für Wirtschaftsforschung ansehen, so können 
Sie einer Studie ein sehr anschauliches 
Bild über die Entwicklung der Beschäftigten­
struktur und der Arbeitsproduktivität in 
Österreich seit dem Jahre 1950 entnehmen. 
Dem Bericht zufolge hat sich die Zahl der in 
der Landwirtschaft beschäftigten Personen 
VOll 1,1 Millionen im Jahre 1950 auf 68l.000 im 
Jahre 1965 verringert. Das ist ein Rückgang 
um 420.000 Arbeitskräfte oder um 38 Prozent. 
Die jährliche Verringerung betrug durchschnitt­
lich 3,2 Prozent oder rund 20.000 bis 25.000 
familienfremde und familieneigene Arbeits­
kräfte. 

Die Arbeitsproduktivität der Landwirt­
schaft wurde in diesem Zeitraum ganz ge­
waltig gesteigert, und zwar dadurch, daß sich 
die Produktion wesentlich erhöhte, während 
die Zahl der Beschäftigten sich jedoch sehr 
stark verringerte. Auf Grund der im Zeitraum 
1950 bis 1965 erreichten Produktivitätsstei­
gerung entfällt auf eine landwirtschaftliche 
Arbeitskraft im Jahre 1965 die doppelte 
Produktion gegenüber dem Jahre 1950. Also 
eiDe Arbeitskraft produziert doppelt soviel als 
im Jahre 1950! Keine andere Berufsgruppe 
in Österreich kann eine derart enorme Pro. 
duktivitätssteigerung verzeichnen, wenn wir 
von den Versorgungsunternehmungen absehen. 

Eine gewaltige Motorisierung und Mechani­
sierung mußte die abgewanderten Arbeits­
kräfte ersetzen. Ich brauche das hier nicht 
näher auszuführen, es ist allgemein bekann t. 
Durch die Verwendung von Düngemitteln 
und Pfianzenschutzmitteln, durch Kommassie­
rungen, durch Besitzaufstockung, durch Spe­
zialisierung der Produktion, durch besseres 
Saatgut, durch hochwertiges Zuchtvieh und 
durch rationellere Fütterungsmethoden konn­
ten die jährlichen Zuwachsraten der Arbeits­
produktivität in der Landwirtschltft im Durch­
schnitt auf 5 bis 6 Prozent gegenüber dem 
jeweiligen Vorjahr angehoben werden. Aber 
auch hinsichtlich der landwirtschaftlichen Ver­
marktungs- und Verwertungseillrichtungen 

Die zunehmende Marktverflechtung der 
Landwirtschaft sowie die 1YIoelernisierung der 
Bodenbewirtschaftung und der Tierhaltung 
zwingen zu neuen Wegen. Die stärkere Ver­
wendung von Handelsdüllger, der Einsatz des 
Mähdreschers und die damit verbundene stoß­
weise Getreieleanlieferung erfordern leistungs­
fähige Bezugs- und Ahsatzeinrichtungen mit 
entsprechenden Lagermöglichkeiten. Diese 
Einrichtungen, die zwar wegen der äußerst 
knappen Spannen keine hohe Rendite abwer­
fen, sind aber nicht nur für die Landwirt­
schaft, sondern für die gesamte Volkswirt­
schaft und für die Bevölkerung von enormer 
Bedeutung. 

Ich glaube, elie Auseinandersetzungen im 
Nahen Osten haben den Österreichern plötzlich 
vor Augen geführt, daß für die Lagerhaltung 
im Rahmen der wirtschaftlichen Landesver­
teidigung und für die Ernährungssicherung 
immer noch viel zuwenig bei uns geschieht. 
Die Gewährung von ERP-Krediten für diesen 
Sektor ist daher nach meinem Dafürhalten 
sehr berechtigt. Es liegen auch genügend 
Anträge vor. Gegenwärtig sind Anträge beim 
ERP-Fonds für diese Investitionen im Ausmaß 
von rund 77,6 Millionen Schilling vorhanden. 

Die Verwendung von Mischfutter in der 
Landwirtschaft hat aus Rationalisierungsgrün­
den und zum Zwecke der Qualitätssteigerung 
in den letzten Jahren stark zugenommen, ist 
jedoch noch weiter im Steigen. In Deutsch­
land zum Beispiel werden pro Rind und Jahr 
durchsclmittlich 264 kg Mischfutter eingesetzt, 
in Österreich derzeit jedoch nur 25 kg. Aus 
dieser einen Zahl können Sie entnehmen, welche 
Aufwärtsentwicklung auf diesem Sektor noch 
zu erwarten ist. Es ist deshalb auch bei uns 
zur Verbesserung der \Vettbewer bsfähigkeit not­
wendig, weitere standortgerechte Großinve· 
stitionen zur Errichtung und Modernisierung 
von Mischfutterwerken durchzuführen. Gegen­
wärtig liegen Projekte aus den Bundesländern 
Oberösterreich, Salzburg, Niederösterreich und 
Osttirol mit einem Gesamtkostenumfang von 
rund 138,7 :Millionen Schilling und einem 
ERP-Kreditbec1arf von 88,7 :Millionen Schil­
ling vor. 

Auf dem Sektor der Milchwirtschaft haben 
sich ebenfalls gewaltige Wandlungen voll­
zogen. Die Milchlieferleistung, das heißt die 
Ablieferung der bäuerlichen Betriebe und der 
Landwirtschaft an die Verarbeitungs- und 
Bearbeitungsbetriebe, ist seit 1950 auf das 
Doppelte gestiegen und hat im vergangenen 
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Die mit ERP-Krediten geförderten Maß­
nahmen der Landwirtschaft haben aber nicht 
nur Bedeutung für die Ernährungssicherung 
und für die Wettbewerbsfähigkeit der Land­
wirtschaft, sondern sind auch vom Standpunkt 
der Ver besserung der Regionalstruktur beson­
ders in den Entwicklungszonen unseres Bun­
desgebietes äußerst wichtig. 

Da der Landwirtschaft mit ihrer äußerst 
bescheidenen Verzinsung des eingesetzten 
Kapitals die Möglichkeiten des allgemeinen 
Kapitalmarktes praktisch nicht zur Verfügung 
stehen, ist auch von dieser Sicht die entspre­
chende Berücksichtigung beim ERP-Kredit­
programm von ausschlaggebender Bedeutung. 
(Be1Jall bei der ÖV P.) 

Jahr knapp 2 Milliarden Liter Milch erreicht. 
Durch Rationalisierungen, durch Modernisie­
rungen und durch Zusammenlegung von Be­
trieben mit einem Investitions aufwand von 
2 Milliarden Schilling im Zeitraum von 1960 
bis 1966 - also in diesen sechs Jahren 2 Mil­
liarden Schilling! - wurde die Zahl der Molke­
rei· und Käsereibetriebe in Österreich sehr 
stark reduziert. Im Jahre 1951/52 bestanden 
in Österreich 611 Molkereien und Käsereien, 
Ende 1966 betrug der Stand nur mehr 397 
Betriebe. Damit vollzieht sich auch bei uns 
eine Entwicklung, die in anderen hochent­
wickelten Milchwirtschaftsländern bereits sehr 
deutlich festzustellen ist. In den letzten Jah­
ren wurden außerdem in Österreich 11 Dauer­
milchwerke mit einer Tageskapazität von 
1,950.000 Litern geschaffen, die im ver- Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet 
gangenen Jahr bereits 520.000 t Milch, das ist ~er Herr Abgeordnete Leimböck. Ich erteile 
sind rund 27 Prozent der österreichischen es Ihm. 
Marktleistung, verarbeitet haben. I Abgeordneter Leimböck (ÖVP): Herr Präsi-

Im Hinblick auf den Gemeinsamen Markt dent! Hohes Haus! Di~ Bedeutung ~es Frem­
und auf die Anstrengungen der Nachbarländer denver~ehrs als wes.enthcher Fa~or m unserer 
auf milchwirtschaftlichem Gebiet _ hier ver- VolkSWIrtschaft WIrd allgemem anerkannt. 
weise ich besonders auf Deutschland, Holland, Ich möchte mir ~estatten, als Salzburger Ab~e­
Dänemark und Frankreich - sind auch bei ordneter aus emem Fremdenverkehrsgebiet, 
uns weitere Maßnahmen zur Rationalisierung, d.~r. s~lbst in der Fremdenverkehrswirtsch~ft 
Spezialisierung, Spartenvereinfachung und tatlg 1st, heu~e zu Fragen ~er ERP-Kredlte 
Strukturverbesserung auf dem Molkereisektor und den daml~ zusammenhangenden Proble­
notwendig. Das Schwergewicht liegt hier auf men aus der SICht des Fremdenverkehrs Stel­
dem Zusammenschluß kleinerer Käsereien zu lung zu nehmen. 
rationell arbeitenden größeren Betrieben, be- Am 1. Juli beginnt ein neues Wirtschaftsjahr 
sonders für Hal'tkäse, um den Bedürfnissen des ERP-Fonds. Entgegen vielfach geäußerter 
des Weltmarktes besser zu entsprechen. Wei- Befürchtungen wird dem Fremdenverkehr die 
ter erwähne ich den Neubau von leistungs- diesjährige Jahresquote wieder zur Verfügung 
fähigen Molkereien, besonders auch in den stehen; ja sie konnte sogar auf 125 Millionen 
Umstellungsgebieten von Rahmanlieferung auf Schilling erhöht werden. Weiters, meine Damen 
Milchanlieferung, und schließlich die Errich- und Herren, darf ich mit Freude feststellen, 
tung von Zentralverarbeitungsstätten für Käse daß der Zinsfuß für ERP-Mittel auf dem 
und für Butter und von weiteren Dauermilch- Sektor Fremdenverkehr von 5 Prozent auf 
werken in Gebieten mit erhöhtem Milchauf- 4 Prozent ermäßigt werden konnte. Diese 
kommen. erleichterten Bedingungen der Kreditvergabe 

Die Kostenschätzungen, die gemacht wur­
den, ergeben, daß die hiezu notwendigen 
Investitionen für den Zeitraum bis 1971 den 
Betrag von rund 1 MiHiarde Schilling erfordern, 
wozu ungefähr 600 Millionen Schilling ERP­
Kredite notwendig sind. Gegenwärtig liegen 
beim ERP-Fonds Anträge um Bewilligung 
von ERP-Krediten für die Milchwirtschaft 
im Ausmaß von rund 150 Millionen Schilling 
vor. 

Eine besondere Bedeutung haben die ERP­
Kredite auch auf dem forstlichen Sektor, und 
hier besonders für längerfristige Maßnahmen 
der Aufforstung, der Wiederaufforstung, der 
Bestandsumwandlung und insbesondere der 
Forstaufschließung zur rationelleren Bewirt­
schaftung der Waldungen. (Präsident Wal t­
ner übernimmt den Vorsitz.) 

sind im Hinblick auf die wesentlich günstigeren 
Kreditmöglichkeiten in den benachbarten 
Reiseländern, durch die die österreichische 
Fremdenverkehrswirtschaft stark benachtei­
ligt wird, zu begrüßen. 

In den letzten vier abgeschlossenen ERP­
Geschäftsjahren, das ist der Zeitraum vom 
l. Juli 1962 bis zum 30. Juni 1966, wurden 
an ERP-Mitteln insgesamt 5,086 Milliarden 
Schilling zur Verfügung gestellt. 

Von dieser Summe entfielen auf Kredite 
für den Fremdenverkehrssektor 423 Millionen 
Schilling. Das sind eb,vas mehr als 8 Prozent. 
Zieht man vergleichsweise etwa die österrei­
chischen Deviseneingänge heran, so hat Öster­
reich in dem obengenannten Zeitraum Gesamt­
einnahmen an Devisen in der Höhe von 
257,184 Milliarden Schilling zu verzeichnen, 
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wovon rund 20 Prozent, nämlich 50,381 Mil-I Um wieder das Bettenangebot als Beispiel 
1iarden Schilling, allein durch den Fremden- zu zitieren: Auf die Hotelkategorie A 1 der 
verkehr aufgebracht wurden. I Luxusbetriebe entfallen 3 Prozent, auf die 

Der österreichische Fremdenverkehr erhielt Kategorien A 13 Prozent und B 23 Prozent 
im Vergleichszeitraum 120 Millionen Schilling aller ge~erbl~chen Betriebe. I?as ~auptkontin­
ERP-Mittel; für Seilbahnen wurden 78 Mil- gent wIrd hmgegen durch die. emfacher aus­
liouen Schilling zur Verfügung gestellt, wäh- ges~atteten Beherbergtlngsbetf1e~e ~er Kat~­
rend für die Industrie 677 Millionen Schilling gorIOn C und D gestellt und betragt lmmerhm 
ERP-Mittel bereitstanden. Es bleibt zu hof- 61 Prozent. 
fen, daß die ERP-Quote des Fremdenverkehrs, Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
die bei den Leistungen der Fremdenverkehrs- Wir wissen, daß die internationalen Maßstäbe 
wirtschaft keineswegs als zu hoch angesehen für die Einstufung eines Hotels in die Kate­
werden kann, weiterhin zumindest beibehalten gorie A 1 und A sehr hoch sind. Es ist unbe­
wird. dingt erforderlich, bei dem ohnehin geringen 

Die Bedeutung des Fremdenverkehrs für Anteil der Spitzeubetriebe an der österreichi­
die gesamtösterreichische Wirtschaft wird sehen Gesamtbettenkapazität alle Anstren­
erfreulicherweise immer mehr und mehr aner- gungen zu unternehmen, damit die österrei­
kannt. Die Deviseneinnahmen aus dem Frem- chisehen Betriebe dem hohen internationalen 
denverkehr stellen einen beachtlichen Aktiv- Standard entsprechen. Das gewerbliche Bct­
posten in der österreichischen Zahlungsbilanz tenangebot in Österreich wird durch relativ 
dar. Zudem wird durch die Leistungen der viele Privatzimmer ergänzt, die aber zum 
Fremdenverkehrswirtschaft ein wesentlicher überwiegenden Teil, aus internationalem Blick­
und wachsender Teil des Volkseinkommens winkel betrachtet, Verbesserungen des Kom-
geschaffen. forts benötigen. 

Außerdem, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liegt die Wachstumsrate des 
Fremdenverkehrs noch immer über dem 
Durchschnitt der übrigen Wirtschaftszweige, 
wodurch auch der große Investitionsbedarf 
der Fremdenverkehrswirtschaft seine Erklä­
rung findet. Die ERP-Mittel auf dem ange­
spannten Kreditsektor sollen Erleichterung 
schaffen. Aber es ist uns ganz klar, daß sie 
nur zur Realisierung eines Teiles der bestehen­
den Projekte ausreichen. Deswegen werden 
bei der Auswahl der zu fördernden Vorhaben 
in erster Linie strukturpolitische Erfordernisse 
zu berücksichtigen sein. 

Die Struktur des österreichischen Fremden­
verkehrs weist Schwächen auf, die unbedingt 
behoben werden müssen, um auf internationa­
ler Ebene konkurrenzfähig bleiben zu können. 
Ein markantes Beispiel für eine solche Struk­
turschwäche stellt das Angebot an Fremden­
betten dar. Leider war es nicht möglich, der 
Fremdenverkehrswirtschaft auch einen Anteil 
an den für Strukturver besserungen vergebenen 
ERP-Mitteln zu sichern, ob"wohl sie dringend 
nötig gewesen wären. In den letzten Jahren 
erfolgte ein sprunghafter Bettenzuwachs, der 
weit größer war als die Zunahme der Fremden­
übernachtungen. 

Die Folge dieser Entwicklung ist ein stetes 
Absinken des Ausnützungsgrades der vorhan­
denen Bettenkapazität und damit ein Rück­
gang der Betriebsrentabilität·. Das rasche 
Wachstum im Fremdenverkehr hat dazu 
geführt, daß der Erstellung eines qualitativ 
hochstehenden Angebotes nicht immer die 
notwendige Beachtung geschenkt wurde. 

Ich glaube, Ihnen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, damit vor Augen geführt 
zu haben, daß der Prozentsatz der Fremden­
betten, die gehobenen internationalen Anfor­
dertlllgen gerecht werden, in Österreich er­
schreckend gering ist. 

Qualitätsverbesserungen unseres touristi­
schen Angebotes sind also ein Gebot der Stunde. 
Schon jetzt zählen die Tageseinnahmen aus 
dem Ausländerfremdenvel'kehr in Österreich 
zu den niedrigsten in Europa. Während der 
ausländische Gast in Österreich im Tag 
durchschnittlich 339 S ausgibt, beträgt diese 
Zahl in Italien 604 S, in Spanien 648 Sund 
in der Schweiz gar über 700 S. Durch eine 
weitere Vernachlässigung der Qualität unseres 
Angebotes laufen wir Gefahr, daß dieses Miß­
verhältnis in den kommenden Jahren noch 
größer wird und wir auch noch die letzten 
Reste des anspruchsvollen und zahlungskräf­
tigen Reisepublikums, das bisher noch Öster­
reich aufgesucht hat, ans Ausland verlieren 
könnten. Es erscheinen daher bei Investitio­
nen insbesondere die .M:odernisierung und 
Rationalisierung der Verkehrsbetriebe vor­
dringlich, was bei der Vergabe von Fremden­
verkehrskrediten zu berücksichtigen wäre. 

'Weiteres Augenmerk wird auch dem Bau 
von Fremdenverkehrseinrichtungen, die der 
Verbesserung der Infrastruktur dienen, zuzu­
wenden sein. Die Errichtung von Kongreß­
zentren, von Schiliften, Schwimmbädern und 
ähnlichen touristischen Attraktionen trägt 
wesentlich dazu bei, einen Ort für den Frem­
den anziehend und beliebt werden zu lassen, 
und ermöglicht oft erst die Schaffung einer 
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zweiten Saison. Diese Projekte bedürfen aber 
einer gründlichen Planung im Rahmen eines 
lokalen Gesamtkonzepts. Derartige Maßnah­
men werden vom strukturpolitischen Stand­
punkt aus gesehen auch über die Bereiche des 
Fremdenverkehrs hinaus wirken und beispiels­
weise auch im landwirtschaftlichen Bereich 
die Möglichkeit zu einem Nebenerwerb brin­
gen. 

Ich möchte umgekehrt aber auch auf die 
große Bedeutung der überwirtschaftlichen 
Leistungen der österreichischen Land- und 
Forstwirtschaft, die sich bei der Erhaltung 
und bei der Pflege von Landschaftsbild und 
Siedlungsraum zeigen, hinweisen und deren 
entscheidende Funktion für eine gedeihliche 
Entwicklung des Fremdenverkehrs hervor­
heben. Es gilt für die am Fremdenverkehr 
interessierten Gemeinden, ihre P1anziele genau 
festzulegen, wobei die wahrscheinliche Ent­
wicklung des Fremdenverkehrs einzubeziehen 
ist. Das Ergebnis erfolgreicher Bemühungen 
um den Fremdenverkehr müßte die Erstellung 
eines angehobenen, qualitativ hochstehenden 
Angebotes sein. Neben der gezielten Quali­
tätsanhebung unseres touristischen Angebotes 
kommt auch der Fremdenverkehrswerbung, 
die ja eine Vermittlungsfunktion zwischen 
Angebot und Nachfrage ausübt, wesentliche 
Bedeutung zu. Die mit Österreich in Konkur­
renz stehenden Fremdenverkehrsländer arbei­
ten mit modernsten Werbe methoden und mit 
einem Werbeetat, der oft ein Vielfaches der 
für Österreich zur Verfügung stehenden Mit­
tel ausmacht. Es gilt also, die österreichische 
Verkehrswerbung mit genügend hohen Sum­
men für eine effektive Auslandswerbung aus­
zustatten. 

Ein anderer Weg in dieser Richtung bietet 
sich in einer weitgehenden Zusammenarbeit 
der verschiedensten Vertretungen Österreichs 
im Ausland an. Ein Zusammenwirken der 
Außenhandelsstellen sowie anderer österrei­
chiseher Repräsentanten im Ausland mit der 
Verkehrswerbung müßte eine nicht unbeträcht­
liche Kostenersparnis und Rationalisierung 
bringen. 

Um beim Thema Kooperation zu bleiben, 
möchte ich auch eine Zusammenarbeit aller 
<.l:rei mit der Fremdenverkehrswerbung in 
Osterreich befaßten Stellen in dem Sinne anre­
gen: engere Kontakte zwischen österreichi­
scher Fremdenverkehrswerbung, österreichi­
scher Verkehrswerbung und Inlandswel'bung 
der Wirtschaftskammer wären durchaus zweck­
mäßig und rationell. 

Ich möchte zum Schluß noch auf die große 
Bedeutung des Fremdenverkehrs als Auftrag­
geber für andere Zweige der Wirtschaft hin­
weisen, der damit zur Sicherung der Arbeits­
plätze in diesem Bereich maßgebend mitwirkt. 

Wie ich schon anfangs erwähnt habe, 
komme ich aus dem bekannten Fremden­
verkehrsland Salzburg, und wir können nur 
immer wieder feststellen, daß, wenn der 
Fremdenverkehr mit gutem Erfolg einsetzt, 
auch das Geschäft im Handel, im Gewerbe, 
in der Industrie und auch in anderen Sparten 
blüht. Denn nur wenn die Hotellerie und das 
Gastgewerbe Einnahmen zu verzeichnen haben 
können diese wieder investieren, und da~ 
kommt letztlich doch wieder der Gesamtwirt­
schaft zugute. 

Ich darf Ihnen abschließend nur noch ein 
paar Vorschläge bringen, welche von Fremden­
verkehrsleuten ausgearbeitet wurden und wir 
um Berücksichtigung in der Zukunft ersuchen. 
Die Verhältnisse auf dem Kapitalmarkt 
sollten so gestaltet sein, daß der Fremden ver­
kehr auch wirklich die Möglichkeit hat, auf 
dem Kapitalmarkt Kredite aufzunehmen. Für 
eine staatliche Förderung des Fremdenverkehrs 
sollten etwa 200 Millionen Schilling zur Ver­
fügung gestellt werden. Die Richtlinien für 
die Vergabe dieser Mittel sollten ganz beson­
ders auf die Infrastruktur Bedacht nehmen. 
Die Bereitstellung dieser Mittel könnte nach 
folgenden Gesichtspunkten erfolgen: Auf­
nahme von Geldern am Kapitalmarkt mit 
Zinsenzuschüssen durch den Bund, um so 
einen begünstigten Zinssatz von 5 Prozent zu 
ermöglichen. Dem Bund würden dadurch 
bei einer Kreditsumme von 100 Millionen 
Schilling Belastungen in einer Größenord­
nung von 2 bis 4 Millionen Schilling jährlich 
erwachsen. Ein bestimmter Prozentsatz der 
Deviseneinnahmen aus dem Fremdenverkehr 
sollte diesem in Form von Förderungsmitteln 
zur Verfügung gestellt werden. Bei einem 
Devisel1.erlös in der Höhe von etwa 14 Mil­
liarden Schilling würde eine nur einprozentige 
Vergütung bereits Mittel in der Höhe von 
140 Millionen Schilling jährlich für Förde­
I'ungsmaßnahmen bringen. Es sollte auch 
weiters eine Weltbankanleihe aufgelegt wer­
den, deren Erlös für den Ausbau des öster­
reichischen Fremdenverkehrs bestimmt werden 
sollte. Auch eine Fremdenverkehrsanleihe im 
Inla~d könnte zum gegebenen Zeitpunkt die 
BereItstellung entsprechender Mittel ermög­
lichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn es auch sicherlich nicht möglich sein 
wird, alle hier vorgeschlagenen Maßnahmen 
gleichzeitig zu verwirklichen, wird es aber 
doch erforderlich sein, entsprechende Anfänge 
zu setzen, wenn wir als Fremdenverkehrsland 
Glaubwürdigkeit genießen wollen. Schließlich 
handelt es sich hier nicht um Geschenke an 
einen kleinen Kreis von Personen, sondern 
um sinnvolle Investitionen für eine glückhafte 
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Leimböck 

Weiterentwicklung der österreichischen Volks-I' über 10 Millionen Schilling nur dann finanziert 
wirtschaft in ihrer Gesamtheit. (Beifall bei werden sol1en, wenn damit auch wirklich 
der (} V P.) I ein strukturpolitischer Effekt erzielt werden 

Pr" 'd t Wallner· Z W t Id t kalill, Und dieser scheint mir primär dann aSI en . um or gerne e , . 
, t d H st t kr t" D K r h gegeben, wenn neue Produktwnszwelge ge-lS er err aa sse e ar r. oren, c , 

t '1 'h schaffen oder wenn bestehende ProduktIOns· 
er eI e es I m, . I' h ' d zweIge wesent IC erweItert wer en. 

Staatssekretär Dr. Koren: Herr Präsident! Ausgenommen blieben also nach dieser 
Hohes Haus I In Vertretung des Herrn Bundes· neuen Definition nur Großkredite von mehr 
kanzlers darf ich zu der abgeführten De- als 10 Millionen Schilling, falls sie für reine 
batte noch kurz einige Ergänzungen hinzu- Ersatzinvestitionen in bestehenden Anlagen 
fügen. I verwendet werden sollten. Da die. Mittel des 

Der Herr Abgeordnete Staribacher hat ERP·Fonds beschränkt sind, erscheint eine 
schon berichtet über das 200 Millionen Schilling- allzu weit gefaßte Aufhebung der Bestimmun· 
Zusatzprogramm zum Jahresprogramm 1966/ 1 gen über die Großkredite nicht zweckmäßig, 
67, und er hat dabei die Befürchtung ge- (Beifall bei der ÖVP.) 
äußert, daß die noch verbleibenden 50 Mi!- Präsident Wallner: Zum Wort hat sich nie. 
lionen Schilling v~rzögert oder v~rspä~et :er-

I 
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge. 

geben. werden w~r.den. Ich, (~alf m,ltteIlen, I schlossen. ,\". ünscht der Herr Berichterstatter 
daß dIese 50 MIllIonen Schlllmg, die noch das Schlu ßwort ~ - Er verzichtet 
n!cht v~rg~ben worden sind, zwei, Finan- Wir gelangen' nunmehr zur Abstimmung, 
zI.erungslllstItuten z~I{Omme~ werd~l1, dIe schon die ich über jeden der beiden Berichte ge. 
bIsher aus ERP-MItteln mItfinanzIert worden trennt vornehme. 
si~d, und daß .~ort aus.reichende Inv:estitions. Bei der getrennt durchgeführten Abstimmung 
w.~msche, An~rage. vorlIegen, . s?daß mne~h~lb, werden die heiden Berichte der Bundesregierung 
kurzester FrIst dIese 50 l\filhonen SchIllIng lei n s tim m i g , ur K e n n t n i 8 genommen. 
mit einem wesentlichen Multiplikatoreffekt I {. . 
zur Finanzierung von Investitionen im Aus· i 4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
maß von etwa 200 Millionen Schilling ver-I ausschusses über den Antrag (50/A) der 
wendet werden. Abgeordneten Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 

Bezüglich der Kürzung der für die Energie. Weihs, Dr. van Tonget und Genossen, be­
wirtschaft beziehungsweise Elektrizitätswirt· treffend Bundesgesetz über die neuerliche Ab­
schaft ursprünglich vorgesehenen 200 Mil· änderung des Ausfuhrförderungsgesetzes 1964 
lionen Schilling auf 100 Millionen Schilling in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes 
darf ich bemerken, daß diese 100 Millionen vom 1. April 1965, BGBI. Nr. 90 (528 der 
Schilling, um die der Ansatz der Elektrizitäts- Beilagen) 
wirtschaft gekürzt worden ist, für die Schaf­
fung von Ersatzarbeitsplätzen im Kohlen­
bergbau verwendet werden sollen und daß 
diese Maßnahmen indirekt wieder der Elek· 
trizitätswirtschaft zugute kommen werden, die, 
falls Ersatzarbeitsplätze geschaffen werden 
können, mit verringerten Kohlenkaufmengen 
belastet werden wird, sodaß sie daraus direkte 
Vorteile haben wird. Diese Maßnahme war 
mit den Stellen der Elektrizitätswirtschaft ab­
gesprochen. 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über den Antrag (51/A) der Ab­
geordneten Dr. Hauser, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs, Dr. van Tongel und Genossen, be­
treffend die Förderung der Finanzierung von 
Ausfuhrgeschäften (Ausfuhrfinanzierungsför-

derungsgesetz 1967) (529 der Beilagen) 

Präsident Wallner: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 4 und 5 der heutigen Tages­
ordnung, über die, wie ebenfalls beschlossen 
wurde, die Debatte nnter einem abgeführt 
werden wird. 

Es sind dies: 

Als letzten Punkt darf ich noch anführen, 
daß - ebenfalls vom Abgeordneten Stari· 
bacher bemängelt - die 10 Millionen Schilling. 
Grenze, die bisher für Großkredite gegolten 
hat, meiner Ansicht nach durch die Korrektur Neuerliche Abänderung des Ausfuhrförde-
im Jahresprogramm 1967/68 weitgehend ge. rungsgesetzes 1964 in der Fassung des Bundes­
fallen ist, nämlich dadurch, daß diese Grenze verfassungsgesetzes vom 1. April 1965 und 
für alle jene Investitionen aufgehoben wurde, , Aus!uhrfinanzierungsfö~·derungsgesetz. 1967. 
die einen Erneuerungseffekt oder einen wesent- : BerIchterstatter zu belden Punkten Ist ~er 
lichen Ausweitungseffekt haben. Ich glaube, Herr ~bgeor.dnete K~lhanek. Ich ersuche Ihn 
daß diese Einschränkung durchaus im Sinne um seme belden BerIchte. 
der Zielsetzung des ERP.Programms, auch Berichterstatter Kulhanek: Hohes Haus I 
im Sinne einer Strukturpolitik liegt, daß Ich gebe zuerst den Bericht über 528 der Bei­
Großkredite aus dem ERP im Ausmaß von i lagen": 
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Kulhanek 
Der Nationalrat hat am 15. Dezember 1966 

den Bundesminister für Finanzen durch eine 
Entschließung ersucht, einen Entwurf für eine 
N ovellierung des Ausfuhrförderungsgesetzes 
zwecks Verbesserung der Exportförderung vor­
zulegen, insbesondere den seit neun Jahren 
unveränderten Rahmen für die Übernahme 
wechselmäßiger Haftungen im Sinne des Aus­
fuhrförderungsgesetzes von 1,5 Milliarden Schil­
ling den heutigen Gegebenheiten anzupassen. 

Demnach wird in Z. 1 der Vorlage die Er­
mächtigung für die Übernahme der Wechsel­
bürgschaft ausgesprochen, in Z. 2 der Haf­
tungsrahmen festgelegt, in Z. 3 werden die 
Richtlinien für die Haftungsübernahme, in 
Z .. 5 die Bestimmungen über die banktech­
nischeBehandlung, in Z. 6 die Berichter­
stattung an den Hauptausschuß, in Z. 7 die 
Bestimmungen, für welche Währungen die 
Haftungen übernommen werden können, und 
in Z. 8 die Bestimmungen über die Befreiung 
von Wechselgebühren bei prolongierten \Vech­
seIn normiert. 

Namens des Finanz- und Budgetausschusses 
stelle ich somit den An t I' a g, der N ationalrll.t 
wolle dem dem Ausschußbericht angeschlos­
senen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Ich darf ferner über 529 der Beilagen, den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Hauser, Dipl.­
Ing. Dr. Oskar Weihs, Dr. van Tongel und 
Genossen, das sogenannte Ausfuhrfinanzie­
rungsförderungsgesetz, berichten. 

Das geltende Ausfuhrförderungsgesetz 1964 
ist in erster Linie dazu gedacht, gegen im Zu­
sammenhang mit Exportgeschäften auftre­
tende Risiken zu versichern. 

Im § 1 des Ausfuhrförderungsfinanzierungs­
gesetzes 1967 wird die Ermächtigung festgelegt. 

§ 2 beinhaltet die Bedingungen für die 
Haftungsübernahme, die Bestimmungen über 
die Gesamthöhe und die Einzelhöhe der Haf­
tungen, den Zinsfuß und die Laufzeit, die 
Formel für die Gesamtbelastung sowie die 
Bestimmungen für den Fall einer vorzeitigen 
Kündigung und über die Währungen, 
die für Haftungssummen in Frage kommen. 

Im § 3 wird festgelegt, wann Haftungs­
fälle gegeben sind. 

§ 4 bezieht sich auf das Durchführungs­
organ. 

Der Finanz- und Budgetausschuß steHt 
als Ergebnis seiner Beratungen durch mich 
den Antrag, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor­
liegen, bitte ich, Spezial- und Generaldebatte 
unter einem abzuführen. 

Präsident Wallner: Es ist beantragt, Ge­
neral- und Spezialdebatte unter einem durch­
zuführen. - Ein Einwand hiegegen wird 
nicht erhoben. General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. 
Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
lng. Sallinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Sallinger (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die Bedeutung 
und Notwendigkeit verstärkter Exporte be­
dürfen gerade hier keiner Beweise mehr. Den­
noch will ich an den Beginn meiner Ausfüh­
rungen einen klugen Kommentar eines Fach­
mannes stellen, der dieses Problem gewisser­
maßen politisch außer Streit stellt. 

In einer vor kurzem veröffentlichten Studie 
über die Bedeutung der Exportentwicklung 
für das Wirtschaftswachstum führt ein nam­
haftes Mitglied der amerikanischen Noten­
bank nach einem Zehnjahresvergleich der ent­
sprechenden Daten von 50 Ländern aus, 
daß zwischen wirtschaftlichem Wachstum und 
Export ein kausaler Zusammenhang bestehe. 
Dabei zeigt es sich, daß höhere Wachstums­
raten des Pro-Kopf-Einkommens in der Regel 
mit wachsenden Exporten verbunden sind. 
Der amerikanische Experte leitet daraus die 
konkrete Forderung ab, daß jene Länder, 
die an einer Steigerung des wirtschaftlichen 
Wachstums interessiert sind, jene wirtschafts­
politischen Maßnahmen realisieren sollen, die 
den Export stimulieren. 

Daß diese Überzeugung im grundsätzlichen 
auch die im Nationalrat vertretenen Parteien 
erfüllt, darf ich als Vertreter der österreichi­
schen Wirtschaft mit Freude und Genug­
tuung vermerken. Gerade in einer Zeit wach­
sender wirtschaftlicher Schwierigkeiten ist die 
Erkenntnis überaus wertvoll, daß unser aller 
Schicks~l mit dem Wohl und Wehe unserer 
Volkswirtschaft zusammenhängt. Wir alle 
haben die Auswirkungen des starken Import­
überhanges von 16,7 Milliarden Schilling zu 
spüren bekomlllen, als in den letzten beiden 
.Jahren der Fremdenverkehr als wichtigster 
Posten unserer Leistungsbilanz nicht mehr 
in der Lage war, das Außenhandelsdefizit 
zur Gänze abzudecken. 

Dies spürt besonders ein Land, das mehr 
als ein Viertel seiner gesamten Güter- und 
Leistungsvolumen in ungefähr 140 Länder 
der ganzen Welt exportiert, exportieren muß. 
Nur dadurch ist es überhaupt imstande, 
den hohen Beschäftigungsstand zu halten, 
anständige Löhne zu zahlen und auch den in­
ländischen Konsum zu fördern. Alles das 
sind aber Maßnahmen, die im Weohselspiel 
der Wirtschaft ihrerseits wieder belebend auf 
den Export wirken. 
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Ing. Sallinger 
Es ist nun eine Tatsache, meine sehr ge-I der Exportfinanzierung dienten, die Haftung 

ehrten Damen und Herren, daß der Kon- als Bürge und Zahler zu übernehmen. Die 
kurrenzdruck auf den ausländischen Märkten Maximallaufzeit dieser Wechsel von etwa 
für den österreichischen Exporteur, und zwar drei Jahren entsprach dem damaligen Be­
sowohl für den kleinen als auch für den dürfnis der Exporteure nach der Dauer der 
großen, nicht erst seit der beginnenden Re- Zwischenfinanzierung durchaus. Da diese 
zession in den europäischen Industrieländern Wechsel rediskontfähig waren, hatte auch 
immer stärker wird. Er stellt den öster- das ausstellende Kreditinstitut jederzeit die 
reichischen Exporteur oftmals vor unlös- Möglichkeit, die Wechsel zu mobilisieren und 
b!Lre Aufgaben, wenn es gilt, preislich - und sie bei der Oesterreichischen Nationalbank 
nicht qualitativ; - qualita.tiv sind wir ja zum Rediskont einzureichen. Dazu kam, 
glücklicherweise immer in den ersten Reihen - daß der Zinsfuß für diese Finanzierung von 
Schritt zu halten mit Staaten, deren wirt- Exportgeschäften relativ sehr niedrig ge­
schaftliehe Möglichkeiten weit über die Öster- halten war. 
reichs hinausgehen. 1954 wurde sodann der Finanzierungshilfe, 

Zwei Schwierigkeiten sind es vor allem, die schon damals mit einer gewissen Risken­
denen der österreichische Exporteur - be- abdeckung verbunden war, ein System der 
sonders im Überseegeschäft - immer wieder reinen Exportgarantie, also der weitgehenden 
begegnet: Es ist dies erstens der typische Riskenabnahme durch den Staat, hinzuge­
Käufermarkt auf dem Weltmarkt, der dazu fügt. Diese Zweiteilung wurde auch im -
führt, daß der Käufer immer wieder längere wenn auch verbesserten - Ausfuhrförderungs­
Zahlungsziele verlangt und sie dann auch erhält, gesetz 1964 beibehalten. 
und zweitens der Umstand, daß die immerhin be- Der intensive Erfahrungsaustausch mit dem 
trächtlichen Risken im Exportgeschäft die Ex- Ausland, sowohl durch die exportierende Wirt­
portgeschäfte selbst bedeutend belasten. Dazu schaft als auch staatlicherseits gepflegt, führte 
kommt, daß mit der Verlängerung der Zah- in diesem Jahr dazu, eine Neuordnung der 
lungsziele, das heißt mit der Verlängerung Garantiesysteme in Österreich einzuführen. 
der Laufzeit des Exportgeschäftes, diese Risken Es wurde damals nicht nur das Haftungs­
immer mehr zunehmen. volumen von 3,5 Milliarden auf 4,5 Milliarden 

Was nun die Gewährung von Zahlungs- Schilling erhöht, sondern durch Einfüh­
zielen anlangt, so ist der österreichische rung moderner Methoden wurde auch eine 
Exporteur dadurch behindert, daß er kaum erweiterte Basis für die Riskenabdeckung 
über eigenes Kapital verfügt und daß dieses geschaffen. Schon damals war man sich be­
Kapital, falls es vorhanden ist, nicht so wußt, daß man insbesondere für die Förderung 
lange gebunden werden kann, wie dies not- des Kapitalgüterexportes verstärkte Anstren­
wendig wäre. Er ist somit bei der Export- gungen zu unternehmen hatte. Die Einrich­
finanzierung auf die Fremdfinanzierung an- tung der sogenannten Garantien für ge­
gewiesen. Und hier stößt er nicht allein bundene Finanzkredite entspringt auch diesen 
auf das Hindernis der Frage der Kredit- überlegungen. 
kosten, die er im Exportgeschäft unter- Man war sich von vornherein klar, daß 
bringen müßte. In vielen Fällen ist es nicht das Gesetz von 1964 eine erste Etappe im 
einmal möglich, die so notwendigen, den Zah- Ausbau der Maßnahmen, die zur verbesserten 
lungszielen angepaßten, langfristigen Kredite Finanzierung des Exportes notwendig sind, 
überhaupt zu erhalten. darstellt. Es wurden daher schon früh-

Ferner ist das Auslandsgeschäft gegenüber zeitig Untersuchungen angestellt, die ohne 
dem Inlandsgeschäft ja mit ungleich höheren Änderung der Grundsätze, die sich inzwischen 
Risken belastet; ich glaube, darüber braucht bewährten, einen weiteren Ausbau der ge­
hier nicht näher gesprochen zu werden. setzlichen Möglichkeiten unter Berücksichti-

Die nun von mir kurz skizzierten Schwierig- gung der internationalen Erfahrungen zum 
keiten für den österreichischen Exporteur Gegenstand haben. 
haben schon vor einigen Jahren dazu geführt, Das Ergebnis dieser intensiven Bemühungen 
daß der Staat helfend eingriff, wie dies be- stellen die nunmehr vorliegenden Gesetzes­
kanntlich auch in anderen Ländern der anträge dar. 
Fall ist, nur in weitaus größerem Umfang. 

Da.s erste Gesetz, das sich in Österreich 
mit einer direkten Exportförderung befaßte, 
stammt aus dem Jahr 1950; Sie ersehen 
daraus, daß die staatliche Förderung des 
Exportes verhältnismäßig jungen Datums ist. 
Es ermächtigt den Staat, für ,\\rechsel, die 

Wenn ich auf diese Fragen näher eingehe, 
möchte ich mit einem kleinen Wermutstropfen 
beginnen. Sie alle, meine Damen und Herren, 
wissen um die Bedeutung der Forschungsförde­
rung und der Förderung technischer Entwick­
lungen. Es wurde daher seitens der gewerblichen 
\Virtschaft als bedauerlich empfunden, daß 
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Ing. Sallinger 
der Wortlaut des Ausfuhrförderungsgesetzes 
die Zwischenfinanzierung und die Garantie­
übernahme für Forschungs- und Entwick­
lungsaufträge aus dem Ausland ausschloß. 
Ich erinnere hier an die bedeutenden For­
schungsstellen, die sich etwa das Gewerbe ge­
schaffen hat und deren Bedeutung in ent­
sprechender Weise auch vom Ausland durch 
ihre Inanspruchnahme anerkannt wird; nicht 
au -vergessen die vielen Entwicklungsprojekte 
znderer österreichischer Unternehmungen. 

Solche Forschungs- und Entwicklungs­
aufträge ausländischer Unternehmungen aber 
brauchen Zeit und binden bis zu ihrer Reali­
sierung beträchtliche Mittel, bringen dafür 
später jedoch bedeutende Devisenerträge. 
Eine nur geringfügige Änderung des § 1 
Abs. 1lit. c hätte diese Exporthilfe, die auch in 
dem vom Bundesministerium für Finanzen 
vorgesehenen neuen Ausfuhrförderungsgesetz 
1967 geplant gewesen ist, ermöglicht. 

Die wichtigste Maßnahme liegt aber vielleicht 
darin, daß der Rahmen, bis zu dem die Repu­
blik Österreich Haftungen für Exportgeschäfte 
übernehmen kann, jetzt um mehr als das 
Doppelte, nämlich auf 13 Milliarden Schilling, 
erhöht werden soll. Da der Staat bereits in 
einem sehr frühen Stadium von Verhandlungen 
über Exportgeschäfte sogenannte "Promessen" 
ausstellen kann, das sind Zusagen, bei späte­
ren Geschäftsabschlüssen die Haftung zu über­
nehmen, wird es in Zukunft auch unseren Groß­
unternehmungen möglich sein, sich um' Groß­
aufträge - abgesichert durch eben diese 
Promesse - zu bewerben, ohne daß der 
Haftungsplafond des Bundes ausgeschöpft 
wäre. 

Eine weitere wichtige Neuerung ist ferner, 
daß Wechselbürgschaften des Bundes nicht 
auf den. Garantierahmen angerechnet werden. 
Es können somit in Zukunft nicht nur bei der 
Nationalbank rediskontfähige Wechsel, für 
die die Nationalbank einen Plafond aus wäh­
rungstechnischen Gründen festsetzen muß, 
von der Republik Österreich verbürgt werden, 
sondern auch andere Wechsel, wenn sie nur der 
Exportfinanzierung dienen. 

Ein großes Hemmnis für verschiedene Arten 
von Exportgeschäften war, daß die Garantie 
stets nur auf Schillingbeträge lauten konnte. 
Dies galt - um nur zwei Beispiele zu erwähnen 
- für jene österreichischen Firmen, die sich 
als Zulieferer betätigten oder bei denen ein 
ausländisches Kreditinstitut die Zwischenfinan­
zierung übernommen hätte. Das neue Gesetz 
sieht nun vor, daß in Zukunft Garantien auch 
in fremden Währungen übernommen werden 
können. 

Hand in Hand mit der Novellierung des 
Ausfuhrförderungsgesetzes 1964 wird auch die 
auf dem Gesetz basierende Verordnung, BGBl. 

Nr. 248/1964, einer eingehenden Revision 
unterzogen. Hier wird das Schwergewicht 
auf der Schaffung einer Anzahl neuer Garantie­
arten liegen,zu denen das Gesetz nun die Hand­
habe bietet. Dazu gehört die Schaffung von 
Länder-Rahmengarantien, bei denen alle 
Exporte eines österreichischen Exporteurs an 
verschiedene Abnehmer in einem bestimmten 
Land laufend unter Garantie stehen. Es wird 
dies somit eine wesentliche Vereinfachung für 
manche Exporteure bei der Abwicklung von 
garantierten Geschäften sein. 

Aber auch Rückgarantien an ausländische 
Garantieinstitute für Zulieferungen österrei­
chischer Exporteure oder für Lieferungs- und 
Leistungsbeteiligungen an ausländischen 
Gesamtlieferungen werden dem österreichi­
schen Exporteur dann zur Verfügung stehen. 
überdies sind auch zahlreiche technische Ver. 
besserungen bei der Abwicklung von Garantie­
bewerbungen vorgesehen, zu denen auch 
gehört, daß Zensurkomitee und Beirat in 
kürzeren Zeitabständen zusammentreten wer­
den. So zum Beispiel werden die Sitzungen des 
Ausfuhrförderungsbeirates nunmehr einmal 
wöchentlich und die des Zensurkomitees der 
Oesterreichischen Nationalbank zweimal in der 
Woche stattfinden. 

Hohes Haus! Ihnen liegt auch die Regie­
rungsvorlage zu ·einem Ausfuhrfinanzierungs­
förderungsgesetz 1967 vor, das eine notwendi­
ge Ergänzung zu der von uns behandelten 
N ovellierung des Ausfuhrförderungsgesetzes 
1964 darstellt. Es hat die wichtige Aufgabe, 
die Bereitstellung von Mitteln zur Exportfinan­
zierung zu erleichtern, ja sie vielleicht sogar 
überhaupt erst zu ermöglichen. Es wird die für 
die Kapitalgüterexporte so notwendigen lang­
fristigen Mittel zur Verfügung stellen und außer­
dem jene Teile des Kreditapparates, für die die 
Mündelsicherheit von Kapitalmarkttitel Vor­
aussetzung für die Zeichnung ist, in den 
Zeichnerkreis einbeziehen. 

Der Herr Bundesminister für Finanzen wird 
durch dieses Gesetz nunmehr ermächtigt, 
Haftungen für Kreditoperationen der Öster­
reichischen Kontrollbank zu übernehmen, 
deren Erlös zur Refinanzierung von Export­
finanzierungen des Kreditapparates Verwen­
dung finden soll. Äußerst wichtig ist auch 
hier, daß die Garantie des Bundes auch auf 
Fremdwährungen lauten kann. Es werden 
nicht nur Exportanleihen im Inland aufgelegt 
werden können, wovon zweifellos bald Gebrauch 
gemacht werden wird, sondern es wird auch 
ausländisches Kapital leichter zur Export­
finanzierung herangezogen werden können. 

Die gewerbliche Wirtschaft glaubt, daß mit 
beiden dem Hohen Rause vorliegenden Maß­
nahmen ein wichtiger Schritt zur Fördenmg 
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Ing. Sallinger 
unseres Exportes und dam~t zur Verringer~g \ Fremdenverkehr - von 44 Milliarden Schilling 
unseres AußenhandelspassIvums getan WIrd. rund 17 Prozent des Bruttonationalprodukts 

Daß die österreichische Wirtschaft nicht erbrachte. Besonders bedeutungsvoll dabei 
alles Heil vom Staat erwartet, hat sie mit einer ist, daß fast jeder fünfte Arbeitnehmer. also 
Vielzahl von exportfördernden Aktivitäten ungefähr 500.000 Menschen, vom Export leben. 
bewiesen, die von der Handelskammerorgani. Daraus ist ersichtlich. wie sehr die Sicherung der 
satioll im eigenen Wirkungsbereich seit langem Arbeitsplätze von der Exportwirtschaft ab­
praktiziert werden. Ich darf in diesem Zu- hängt. Daher sind die Probleme des Exportes 
sammenhang zumindest auf die Außenhandels- für die österreichische Wirtschaft von außer­
organisation der Bundeswirtschaftskammer ordentlich entscheidender Bedeutung. 
verweisen und auf die Messen und Verkaufs­
ausstellungen, die wir in aller Welt abhalten 
und die allein schon überzeugend rechtfertigen, 
daß diese unermüdlich um Exporterfolge be­
mühte Wirtschaft alle zulässigen Förderungs­
maßnahmen der staatlichen Wirtschafts­
politik sehr wohl verdient. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber auch 
einen Appell an die österreichische Wirt­
schaft richten, diese AußenhandelsorO"anisa­
tion, um die uns die ganze \Velt be~eidet, 
noch mehr als bisher in Anspruch zu nehmen. 

Die Außenhandelsstellenleiter sind keine 
Firmenvertreter , sie stehen aber allen Firmen 
in gleichem Maße zur Verfügung. Sie sind an 
allen Stützpunkten in der Welt Pioniere, die 
Geschäftsmöglichkeiten amdindig machen, sie 
aufzeigen und die Vorbereitungen für ein 
konkretes Gespräch treffen. Die kommerzielle 
Auswertung und die detaillierten Besprechun­
gen aber können nur von den einzelnen Firmen 
selbst besorgt werden. Die Erfahrungen. die 
wir bei unseren Besuchen im Ausland gemacht 
haben, zeigen •. daß die einzelnen Firmen ent­
weder durch eigene Produktionsstätten an Ort 
und Stelle, durch ständige Vertreter oder. 
wenn dies nicht möglich ist, durch laufende 
Besuche Kontakt haben müssen das heißt 
daß sie immer an Ort und Stelie für solch~ 
Geschäfte präsent sein müssen. 

Im Interesse einer erfolgreichen Weiterent­
wicklung unserer Volkswirtschaft, aber auch in 
verantwortungsbewußter Sorge um Sicherung 
und weitere Erhöhung des Lebensstandards 
unserer Bevölkerung werden wir nun diese 
Gesetze beschließen. Gestatten Sie mir, meine 
Damen und Herren, Ihnen für dieses Ver­
ständnis im Namen der österreichischen Wirt­
schaft, aber auch im Namen ihrer vielen Mil­
lionen Beschäftigten herzlich zu danke11- (Bei­
fall bei der (j V P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs. Ich erteile es ihm. 

A~geordneter Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
(SPÖ): Hohes Haus! über eine notwendige 
Exportförderung braucht man, glaube ich, 
nicht viele Worte zu verlieren, wenn man be­
denkt, daß die österreichische Exportwirt­
schaft 1966 mit einem Export - ohne den 

Demnach müssen, um das Exportvolumen 
zu steigern, alle Anstrengungen dafür unter­
nommen werden. Eine Steigerung der Exporte 
gibt nämlich automatisch Impulse für ein ge­
steigertes Wirtschaftswachstum, welches gerade 
in der heutigen Zeit dringend notwendiO" ist 
um die Arbeitsplätze zu erhalten. ~, 

Nicht nur in Österreich, sondern in allen 
europäischen Ländern. die die Hauptkonkur­
renten der österreichischen Exportwirtschaft 
sind. werden ständig neue entscheidende Ver­
besserungen der Ausfuhrförderung durchge­
führt, und das in erster Linie, um die Vollbe­
schäftigung und damit die Arbeitsplätze zu 
sichern. . 

Hohes Haus! Das österreichische Handels­
bilanzpassivum hat sich in den letzten Jahren 
durch die starke Steigerung der Importe, und 
hier wiederum vorwiegend von industriellen 
Fertigerzeugnissen, stetig vergrößert und 
konnte im Jahre 1966 durch die Nettoerlöse des 
Fremdenverkehrs nur mehr zu zwei Dritteln 
gedeckt werden. Während im Jahre 1962 
das Handelsbilanzpassivum von 7,5 Milliarden 
Schilling durch die Fremdenverkehrsnetto­
einnahmen von 7,3 Milliarden Schilling fast 
zur Gänze gedeckt wurde und im Jahre 1964 
bei einem Passivum von 10,4 Milliarden 
Schilling durch den Fremdenverkehr noch 
10 Milliarden gedeckt werden konnten, war 
dies im Jahre 1966 wesentlich anders. Das 
Handelsbilanzpassivum hat über 16,5 Milliar­
den ausgemacht. und durch den Fremdenver­
kehr konnten lediglich 11 Milliarden gedeckt 
werden. 

Meine Damen und Herren! Die österreichi­
sche Wirtschaft hat sich heute auf den Welt­
märkten damit auseinanderzusetzen, daß 
unser Ausfuhrsortiment noch immer hohe 
Anteile an Rohstoffen und Halbfertigwaren 
aufweist. Es läßt sich allerdings ein allmäh­
licher Umschichtungsprozeß erkennen, doch 
bl~iben die österreichischen Neuprogramme. 
WIe neue Produktionen oder neue Produktions­
verf~hren, die für den Export besonders 
rentabel wären, gegenüber anderen Ländern 
noch weit zurück. Betrachtet man nämlich 
die Warenstruktur der Exporte, so zeigt sich, 
daß Nahrungs- und Genußmittel und Rohstoffe 
1960 26 Prozent der gesamten Ausfuhr aus-
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maohten, die Halbfertigwaren 29 Prozent, die 
Fertigwaren 45 Prozent. 1966 waren es 
20 Prozent an Nahrungs- und Genußmitteln 
und Rohstoffen, allerdings nur mehr 24 Pro­
zent an Halbfertigwaren, während der Fertig­
warenanteil auf 56 Prozent gestiegen ist. Das 
war gerade die Zeit, als große Kapitalgüter 
österreichischen Boden verlassen hatten. 

Aus der Warenstruktur des österreichischen 
Exportangebotes ergibt sich als weiteres 
Problem die regionale Begrenzung unserer 
Exporte. Über 60 Prozent der Exporte werden 
innerhalb einer 500-Kilometer-Grenze, nämlich 
in der Bundesrepublik Deutschland, in der 
Schweiz, in Italien, Jugoslawien, Ungarn, 
in der Tsohechoslowakei und so weiter abge­
setzt. Das heißt mit anderen Worten, 85 Pro­
zent unserer Exporte verbleiben in Europa 
und nur 15 Prozent unserer Exporte gehen 
nach Übersee. Als Folge dieser Tatsache 
müßte die Spezialisierung auf hochwertige, für 
das Ausland besonders interessante Produkte, 
die auch transportkostenunempfindlich sind, 
wesentlich mehr als bisher forciert werden. 

Andere Exportländer haben in dieser Hin­
sicht ihre Schwächen schon beseitigt, während 
Österreich erst am Anfang steht, wie dies der 
folgende Vergleich der Ausfuhranteile an zwei 
Beispielen verdeutlichen soll. Die Schweiz hat 
an Maschinen und Verkehrsmitteln 30 Prozent 
der Gesamtexporte und 24 Prozent sonstige 
Fertigwaren, insgesamt daher 54 Prozent von 
diesen Gruppen am Gesamtexport gehabt, 
das heißt mehr als die Hälfte ihrer Exporte. 
Die Tschechoslowakei hat 47 Prozent Maschinen 
und Verkehrsmittel exportiert, 17 Prozent 
sonstige Fertigwaren, insgesamt daher 64 Pro­
zent; beinahe zwei Drittel ihrer Exporte 
gingen allein auf dieses Konto. Österreich 
dagegen hat lediglich 20 Prozent an Maschinen 
und Verkehrsmitteln und 13 Prozent an sonsti­
gen Fertigwaren, insgesamt also nur 33 Prozent 
der Gesamtausfuhr in diesen beiden Gruppen 
exportiert. Das heißt also, nur ein Drittel seiner 
Exporte sind hochwertige Industriegüter . 

Soll die österreichische Wirtschaft mit den 
schwierigen Konkurrenzproblemen auf dem 
Weltmarkt auf die Dauer fertig werden, 
ist eine wirkungsvolle Ausfuhrförderung für 
jene industriellen Produkte erforderlich, die 
einen optimalen außenwirtschaftlichen Nutzen 
erwarten lassen. 

Hiezu zählen unter anderem insbesondere 
Erzeugnisse der Sparten Industrieanlagenbau, 
Maschinenbau und Stahlbau sowie hochqualifi­
zierte Industrieerzeugnisse, die in den nächsten 
12 bis 15 Jahren in den Entwicklungsländern 
überhaupt nicht erzeugt werden können. 

Meine Damen und Herren! Der österreichi­
schen Exportwirtschaft stehen derzeit vier 

begünstigte Exportfinanzierungsverfahren z'ur 
Verfügung: die Österreichische Export­
fonds Ges. lll. b. H., das Ausfuhr­
förderungskreditverfahren, mittelfristige Ex­
portfinanzierungen und schließlich die Kredit­
verfahren zur Förderung von Exporten nach 
Entwicklungsländern. 

Das Kreditvolumen all dieser Verfahren 
zusammengenommen beträgt insgesamt nur 
3,6 Milliarden Schilling. Im Hinblick auf den 
Exportumfang von 44 Milliarden Schilling im 
Jahre 1966 und die nunmehr eintretenden 
Schwankungen ist der Betrag für eine ent­
scheidende Ausfuhrförderung nicht nur zu 
gering, sondern vollkommen unwirksam. 

In Österreich besteht derzeit kein Institut 
für die Ausfuhrfinanzierung. Von den erwähn­
ten vier begünstigten Exportfinanzierungs­
verfahren sind die ersten zwei genannten nur 
für kurz-, höchstens mittelfristige Kredite 
möglich, die mittelfristige Exportfinanzierung 
ist derzeit überhaupt zum Erliegen gekommen, 
und das Entwicklungshilfe-Exportkredit­
verfahren ist mit einem Betrag von 300 Millio­
nen Schilling pro Jahr im internationalen 
Maßstab überhaupt nicht konkurrenzfähig. 

Die Bemühungen für eine Reform der öster­
reichischen Ausfuhrförderung mußten daher 
vor allem ein entsprechendes Instrument für 
die Kreditschöpfung vorsehen. 

International gesehen sind die Ausfuhrfinan­
zierungssysteme der Industrieländer in ihrer 
Mechanik einander ähnlich. Sie bestehen 
aus einem Institut oder einem Verfahren zur 
Übernahme der Staatsgarantie gegen die meist 
politischen Risken bei Einräumung von langen 
Zahlungszielen und aus einer oder mehreren 
Kreditlinien, die auf Grundlage der eben er­
wähnten staatlichen Garantie in Funktion 
treten. 

So werden für kurz- bis mittelfristige Export­
finanzierungen praktisch bevorzugte Redis­
kontlinien der jeweiligen Notenbanken zur 
Verfügung gestellt. 

Für die langfristige Ausfuhrfinanzierung, 
das heißt also für Zahlungsziele über 5 Jahre 
bis zu 12 Jahren, werden die erforderlichen 
Geldmittel in den westeuropäischen Industrie. 
ländern, aber auch in Skandinavien, in den 
USA und Japan von besonderen Finanzinsti­
tuten aufgebracht. 

Diese sind in der Mehrzahl der Fälle Zusam­
menschlüsse von Handelsbanken, Finanzie­
rungs- und Versicherungsgesellschaften mit 
fallweise mehr oder minder bedeutender Be­
teiligung des Staates und der Industrie. Diese 
Institute befassen sich hauptsächlich damit, 
dem ausländischen Kunden die erforderlichen 
Finanzmittel zur Bezahlung seiner Bezüge, 
also für seine Importe, zur Verfügung zu stellen, 
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und sie kreditieren den Betrag oft zu sehr 
extremen Bedingungen. Die Kreditdauer be­
trägt im DW'chschnitt 10 bis 12 Jahre, die 
Zinssätze schwanken zwischen 2 und 6 Prozent. 

Die Funktion solcher Exportfinanzierungs­
institute hat sich in den westlichen Ländern 
sehr bewährt. Die Exportwirtschaften Groß­
britanniens, Frankreichs, Italiens und der USA 
sind in der Lage, mit Exportfinanzierungen 
praktisch jeden Umfanges aufzutreten, und 
entscheiden in den meisten Fällen mit den 
gewährten Konditionen die Auftragsvergabe, 
sodaß die österreichische Exportwirtschaft 
größtenteils auf den Weltmärkten nicht mehr 
konkurrenzfähig ist. 

Die in Österreich zur wirkungsvollen Neu­
gestaltung der Ausfuhrförderung zu ergreifen­
den Maßnahmen, meine Damen und Herren, 
mußten daher als Mindestmaß eine Verbesse­
rung auf der Garantieseite und die Schaffung 
eines Finanzierungsinstitutes enthalten. 

Ich glaube deshalb, daß die vorliegende 
Novelle zum Ausfuhrförderungsgesetz und das 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967 den 
Bedürfnissen der österreichischen Export­
wirtschaft im weitestgehenden Ausmaß 
Rechnung tragen werden. 

Seit langem forderte nämlich die österreichi­
sche Exportwirtschaft eine wirksame Hilfe bei 
der Lösung des Problems der Finanzierung 
mittel- und langfristiger Kredite. Der Kredit­
apparat und selbst die großen verstaatlichten 
österreichischen Kommerzbanken sehen aber 
ihre Aufgabe keineswegs in der Finanzierung 
derartiger Geschäfte. Das Fehlen eines Sonder­
finanzierungsinstitutes, das sich dieser Auf­
gabe zu widmen hat; wurde daher immer 
deutlicher fühlbar. 

Durch das vorliegende Ausfuhrfinanzierungs­
förderungsgesetz wird nun der Österreichischen 
Kontrollbank AG. de facto die Funktion eines 
Exportfinanzierungsinstitutes übertragen und 
dieses Institut in die Lage versetzt; mittel­
und langfristige Kreditoperationen unter 
Haftung der Republik Österreich durchzufüh­
ren und die Kredite den Exportunternehmun­
gen direkt ZW' Verfügung zu stellen. 

Es ist zu erwarten, daß durch die jährlichen 
Emissionen von Exportanleihen und durch die 
Erschließung neuer Finanzierungsquellen 
sukzessive jenes Volumen erreicht wird, das 
notwendig ist, die österreichische Export­
industrie in ihrem schweren Konkurrenzkampf 
auf den internationalen Märkten mit den not­
wendigen Krediten auszustatten. 

Aber auch die Novelle zum Ausfuhrförde­
rungsgesetz 1964 bringt der österreichischen 
Exportwirtschaft wesentliche Verbesserungen. 
Der bisher mit 5 Milliarden Schilling festge­
setzte Haftungsrahmen für Garantien und der 

für wechselmäßige Haftungen festgelegte 
Rahmen von 1,5 Milliarden Schilling werden 
zusammengelegt und auf 13 Milliarden Schil­
ling erhöht. Durch die Verschmelzung der 
Rahmen wird in den Durchführungsbestim­
mungen eine klare Trennung zwischen Garan­
tie- und Finanzierungsverfahren gezogen 
werden können, sodaß nunmehr für jedes 
Exportgeschäft zuerst die risikomäßige Ab­
sicherung im Garantieverfahren erfolgt. 
Zusätzlich, ohne Anrechnung auf den Haftungs­
rahmen, kann gemäß § 2 zur Erleichterung der 
Finanzierung eine wechselmäßige Bürgschaft 
erteilt werden. Das Gesetz sieht eine betrags­
mäßige Begrenzung für solche Bürgschaften 
nicht mehr vor. Der Bundesminister für 
Finanzen ist daher rein theoretisch - ich 
betone nochmals: theoretisch - in der Lage, 
über den von der Oesterreichischen National­
bank festzulegenden Rediskontrahmen Wechsel­
bürgschaften bis zur Höhe von 13 Milliarden 
Schilling zu übernehmen. 

Durch Schaffung einer Ländergarantie wer­
den künftighin alle Exporte eines Unterneh­
mens an verschiedene Abnehmer in einem Ab­
nehmerland durch eine Garantie gedeckt 
werden können. Diese Haftungsart bedeutet 
für den Exporteur eine wesentlich vereinfachte 
Manipulation. 

Ein bedeutender Fortschritt der Ausfuhr­
förderung besteht auch darin, daß Haftungs­
übernahmen in fremder Währung möglich 
werden. Fremdwährungsgarantien sind näm­
lich die Voraussetzung, auch ausländische 
Finanzierungsquellen dem österreichischen 
Export zu erschließen, wovon hoffentlich die 
österreichische Exportwirtschaft sehr bald 
reichlich Gebrauch machen wird. 

Eine weitere Garantieart ist die Rückgaran­
tie, die es ermöglicht, den durch ausländische 
Versicherungsinstitutionen gedeckten öster­
reichischen Lieferanteil direkt durch diese 
Institutionen abzusichern. 

Meine Damen und Herren! Obwohl schon 
bisher die rasche Behandlung der Anträge all­
seits positiv vermerkt wW'de, wird durch die 
übertragung der banktechnischen Behandlung 
an die Österreichische Kontrollbank AG. eine 
weitere Verkürzung der Bearbeitungszeit 
möglich sein. 

überdies sieht die kommende Verordnung 
eine Besserstellung des Exporteurs im Schadens­
fall vor. Der Bund ist verpflichtet, sich im 
Falle eines Rechtsstreites mit dem ihm zu­
stehenden prozentuellen Anteil an den Kosten 
zu beteiligen. 

Was allerdings noch zur Erzielung eines für 
die österreichische Exportwirtschaft tragbaren 
konkurrenzfähigen Zinssatzes fehlt, wäre, daß 
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aus Budgetmitteln jährlich ein gewisser Betrag 
der Exportwirtschaft für Zinsstützungen zur 
Verfügung gestellt wird. 

Meine Damen und Herren! Der erste Ent­
wurf des Herrn Finanzministers hat wesentlich 
anders ausgesehen als die jetzt zu beschließen­
den gemeinsamen Initiativanträge. 

Ich darf hier mit besonderer Befriedigung 
feststellen, daß der Herr Finanzminister die 
sachlichen Vorschläge der Sozialisten vollin­
haltlich in das Gesetz aufgenommen hat. Dies 
scheint mir doch ein Beweis dafür zu sein, daß 
die Opposition sehr wohl in der Lage ist, 
konstruktive Vorschläge zu unterbreiten. Es 
ist sehr erfreulich, daß, wenn die Regierungs­
partei bereit ist, über solche Vorschläge zu 
diskutieren, diese dann Berücksichtigung 
finden, Vorschläge, die für die Allgemeinheit 
sehr nützlich und vorteilhaft sind. 

Wir haben mit der im § 2 des Ausfuhrfinan­
zierungsförderungsgesetzes festgelegten Deter­
minierung der Ermächtigung über Haftungs­
übernahmen durch den Finanzminister, wie ich 
glaube, weitestgehend dem Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes vom Dezember 1966 
Rechnung getragen. Wir Sozialisten sind der 
Meinung, daß vor allem die Formel über die 
prozentuelle Gesamtbelastung in Zukunft auch 
in alle anderen Haftungsgesetze des Bundes 
aufgenommen werden soll, wie dies der Herr 
Finanzminister bereits bei der Haftung für die 
Österreichischen Stickstoffwerke getan hat. 
In diesem Zusammenhang, Herr Finanz­
minister, möchte ich Sie neuerlich daran erin­
nern, daß Sie unserer Forderung nach der 
Vorlage eines neuen, modernen Haushalts­
rechts noch immer nicht nachgekommen sind, 
obwohl seit der letzten Mahnung bereits wieder 
ein Monat vergangen ist. 'ViI' werden Sie immer 
bei passender - vielleicht auch bei unpassen­
der - Gelegenheit ständig daran erinnern (Abg. 
Dr. W i t h alm: Bei passender Gelegenheit!) 
- heute ist die passende Gelegenheit -, daß 
dieses Haushaltsrecht doch letztlich dem Hohen 
Hause einmal vorgelegt wird. 

Meine Damen und Herren! Wegen der der­
zeit herrschenden Konkurrenzlage ist etwa' in 
den nächsten zwei bis drei Jahren mit starken 
Krisenerscheinungen in un serem Export zu 
rechnen, das heißt, daß es vielleicht zum Teil 
zu einem erheblichen Exportverfall kommen 
kann, wie das Institut für Wirtschaftsfor­
schung in seinem letzten Monatsbericht neuer­
lich zum Ausdruck brachte. Die Stagnations­
tendenzen, die sich bisher hauptsächlich auf 
Vorprodukte und Investitionsgüter beschrän­
ken, greifen bereits auch auf die Konsumgüter­
industrie über, woraus sich wieder Rückwir­
kungen auf die Investitionsgüterindustrie er­
geben, die dann wieder zusätzliche Schwie-

rigkeiten im Export hervorrufen. Es ist eine 
Tatsache, wie das Wirtschaftsforschungs­
institut feststellt, daß bereits 48 Prozent der am 
österreichischen Außenhandel beteiligten Wirt­
schaftszweige eine sehr starke rückläufige 
Tendenz aufweisen. 

Daher wäre es erforderlich, daß in Österreich 
ähnliche Instrumente geschaffen werden, wie sie 
in Italien, in Frankreich und England bereits 
bestehen, mit denen neben den normalen 
Maßnahmen in Sonderfällen wirtschaftlicher 
Schwäche nach einem sogenannten Stufenplan 
zur Ankurbelung der Ausfuhrwirtschaft sehr 
rasch gehandelt werden kann und nicht erst dann 
Maßnahmen ergriffen werden,wenn die Lage auf 
den Weltmärkten für die österreichische Ex­
portwirtschaft kritisch wird. 

Hohes Haus! Wir Sozialisten werden beiden 
Gesetzesvorlagen unsere Zustimmung geben 
und hoffen, daß damit Voraussetzungen ge­
schaffen werden, das Wirtschaftswachstum 
anzuregen und unseren Arbeitnehmern die 
Sicherheit zu geben, daß ihre Arbeitsplätze 
erhalten bleiben. (Beifall bei de1' SP().) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Hauser. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Hauser (ÖVP): Hohes 
Haus! Die Bedeutung und \Vichtigkeit der 
heute beschlossenen oder noch zu beschließen­
den Gesetze für die Wirtschaft hat Herr Abge­
ordneter Sallinger bereits unterstrichen. lch 
möchte nur auf einige Randfragen - die in 
anderen Bereichen aber auch wichtig sind -
zu sprechen kommen, die mir bis jetzt in der 
Debatte vielleicht noch nicht so herausgearbei­
tet erscheinen. 

Wir verabschieden heute zwei Gesetze: 
eine Novelle zum Ausfuhrförderungsgesetz 
1964, in dem zahlreiche Verfassungsbestim­
mungen enthalten sind, und das Ausfuhrfi­
nanzierungsförderungsgesetz als einfaches 
Bundesgesetz. Wir werden im Hauptausschuß 
noch im Laufe dieses Monats mit einer Novelle 
zur Ausfuhrförderungsverordnung zu tun 
haben, die ebenfalls Verbesserungen im Bereich 
unseres Exportregimes bringen soll. 

Der Entwurf des Finanzministeriums, der 
über Auftrag der Entschließung des National­
rates erstellt wurde, war bekanntlich der Ent­
wurf für ein einfaches Bundesgesetz. Wir be­
schließen heute in anderer Form das, was der 
Herr Finanzminister zunächst in seinem Ent­
wurfe der Form nach versucht hat. 

Ich möchte nun die Gründe aufzeigen, warum 
wir nicht in der Lage waren, zu der vielleicht 
doch als einfacher zu bezeichnenden Regelung 
aller dieser Fragen durch eine einzige gesetzliche 
Bestimmung zu kommen. Denn zweifellos 
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hätte es der Rechtsklarheit besser gedient, 
wenn wir in Form eines A usfuhrförderungs­
gesetzes in einfachgesetzlicher Art die Regelung 
der Exportförderung durchgeführt hätten. 

Ich glaube, es gibt keinen Staat der Welt, 
in dem die Fragen der Ausfuhrförderung - sie 
sind für jeden Industriestaat Lebensfragen -
Verfassungsprobleme darstellen. Nur bei uns 
ist das offensichtlich anders. ,\;Varum ist es so? 

Ich darf daran erinnern, daß wir im Jahr 
1963 ein Bundesverfassungsgesetz beschlossen 
haben, das vorläufige Bestimmungen unseres 
Haushaltsrechtes vorsah. Dieses Gesetz war 
bis zum Jahresende 1964 befristet und hat 
damals unter dem Eindruck des ersten Urteils 
des Verfassungsgerichtshofes, wodurch das 
Bundesfinanzgesetz 1962 aufgehoben wurde, 
den Versuch unternommen, die haushalts­
rechtlichen Vorschriften des Bundes neu zu 
regeln. 'Wir mußten sehr bald erkennen, daß 
dieses damalige vorläufige Haushaltsrecht sehr 
engherzig, um nicht zu sagen engstirnig, 
formuliert war. Denn schon als wir im Jahr 
1964, ebenfalls unter dem Druck der Zeit, die 
Ausfuhrförderung auf neue Beine stellen woll­
ten, stellte sich heraus, daß die Ausfuhrförde­
rung im Rahmen des vorläufigen Haushalts­
rechtes gar nicht möglich gewesen wäre. Wir 
waren damals, im Jahre 1964, gezwungen, 
vielen Bestimmungen des Ausfuhrförderungs­
gesetzes Verfassungsrang zu verleihen, um sie 
als Ausnahme von dem soeben beschlossenen 
Haushaltsrecht überhaupt gesetzlich möglich 
zu machen. So entstand der Verfassungs­
charakter zahlreicher Vorschriften des Aus­
fuhrförderungsgesetzes. 

Nun, Hohes Haus, standen wir bei der jetzt 
neuerlich sich ergebenden Notwendigkeit, 
unsere Ausfuhrförderung zu reformieren, plötz­
lich vor der Frage, ·wie und in welcher Form 
man das tun kann. Offensichtlich wieder nur 
durch verfassungsrechtliche Novellierung. Wir 
stehen aber vor der weiteren eigenartigen Situa­
tion, daß das 1963 beschlossene Haushaltsrecht 
des Bundes, dieses vorläufige Bundesverfassungs­
gesetz, schon im Jahre 1964 ablief, indessen 
aber das Ausfuhrförderungsgesetz 1964, das 
bis Ende 1969 befristet war, noch weiter gilt. 

An sich ist durch den Ablauf des vorläufigen 
Haushaltsrechtes unsere Verfassungsrechtslage 
wieder in die normalen Bahnen zurückgetreten. 
Wir könnten heute auf Grund unserer normalen 
Verfassungsvorschriften eigentlich ohne weiteres 
die Ausfuhrförderung einfachgesetzlich regeln. 
'Wir sind dazu nur deswegen nicht imstande, 
weil durch den Zugriff des Verfassungsgesetz. 
gebers im Jahre 1964 manche Ausfuhrförde. 
rungsmaterien zum "Katzengold" einer Ver­
fassungsbestimmung wurden. 

Bei unseren ersten Fühlungnahmen über die 
zu treffenden Maßnahmen ergab sich sehr bald 
die Problematik. Die Sozialistische Partei hat 
1ms vorgeschlagen, wir mögen uns doch gewis­
sermaßen mit der Reform in das alte Kleid 
begeben. Die wesentlichen Bestimmungen der 
Ausfuhrförderung seien nun einmal bis jetzt 
Verfassungsrecht gewesen, und in dieselbe 
Konstruktion möge man auch die neuen Ge­
danken einbauen. 

Wir vertraten dagegen die Forderung, daß 
es eigentlich viel natürlicher wäre, die abnorme 
Situation bis 1969, das sei alles Verfassungs­
problem, zu beseitigen und das, was wir durch­
aus gemeinsam beschHeßen wollen, in die Form 
eines einfachen Bundesgesetzes zu kleiden. 

Nun bestand die Frage: Kann man sich 
einigen? - Ich möchte, so wie Herr Abge­
ordneter Ing. Weihs es soeben ausgesprochen 
hat, sagen: Es war realistische Einsicht auf 
beiden Seiten notwendig, und wir haben sie 
wechselseitig bekundet. Die realistische Ein­
sicht auf unserer Seite bestand darin, zuzugeben, 
daß nun einmal das "Katzengold" bis 1969 
tatsächlich die Ausfuhrförderung partiell zu 
einer Verfassungsfrage gemacht hat. Wir baten 
aber die Sozialisten um Einsicht dafür, daß 
wir nicht bereit wären, die neuen Instrumente, 
die wir jetzt im Zuge der Reform unserem bis. 
herigen Ausfuhrregime hinzufügen wollen, 
ebenfalls zum "Katzengold" von Verfassungs­
fragen zu machen. 

In dieser Richtung stellte sich zunächst eine 
grundsätzliche Einigung heraus. DieSozialisten 
sagten zu, bereit zu sein, die neuen, im wesent­
lichen auf der Finanzierungsseite liegenden Ge­
danken in Form eines einfachen Bundesgesetzes 
zu beschließen. Den Rest, haben wir gemeint, 
könnten wir dem Verordnungswege über­
lassen; das würde keine Problematik für das 
Parlament sein, sofern wir von der Befassung 
durch den Hauptausschuß noch absehen. 

Ich darf noch einige weitere Beispiele dieser 
wechselseitigen Einsicht zitieren, Der Entwurf 
des Herrn Finanzministers sah zunächst vor, 
das sogenannte erweiterte Zensurkomitee bei 
der Nationalbank überhaupt aufzulassen. Die 
Sozialisten schlugen vor, es dabei bewenden zu 
lassen. 'ViI' haben uns in der übereinstimmung 
gefunden, daß nunmehr dieses Zensurkomitee 
zwar nicht beseitigt, aber doch auf die Begut­
achtung der Haftungsübernahmen in seiner 
Funktion beschränkt wird, während die 
Kontrollbank selbst die banktechnische Be­
handlung der Ansuchen durchführen wird. 

Im Zusammenhang mit dieser banktech­
nischen Abwicklung durch die Kontrollbank 
sei noch festgestellt, daß in Hinkunft tatsächlich, 
wie auch schon Herr Dipl.-Illg. Weihs gesagt 
hat, eine Verbesserung insofern eintritt, daß 
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diese Bank die direkte Abwicklung von mittel- Wir haben aber auch Einsicht bekundet, 
und langfristigen Exportfinanzierungen wird und ich möchte nicht nur von Einsichten auf 
übernehmen können, was sie nach ihrer Satzung Ihrer Seite reden. 
an sich schon tun konnte. Es wird in Hinkunft Eine der entscheidenden Verbesserungen 
sohin einem Exporteur möglich sein, mit der unserer Exportförderung stellt nunmehr die 
Kontrollbank als Vertragspartner die ent- Verabschiedung unseres Ausfuhrfinanzierungs­
sprechenden Kredite direkt eingeräumt zu be- förderungsgesetzes dar. Ich glaube, das Gesetz 
kommen, und er wird so der Notwendigkeit ist besser, als sein Titel klingt. Der Herr 
enthoben, mitunter mit mehreren Banken wegen Nationalrat Weihs hat soeben die Begründung 
einer Konsortialfinanzierung bei Großgeschäften für dieses Gesetz geliefert. In Hinkunft sollen 
verhandeln zu müssen. wir auch Exportanleihen über die Kontroll-

Ein weiteres Beispiel für die Einsicht ist bei bank finanzieren und den Staat in die Lage ver­
den Bestimmungen über die Berichtspflicht setzen, dafür Haftungen zu übernehmen. Da 
des Hernl Bundesministers für Finanzen fest- wir im Sinne der Grundeinigung übereinge­
zustellen. Die Sozialisten meinten, es wäre kommen waren, dieses Gesetz als einfaches 
zweckmäßig, im Bericht die Verpflichtung des Bundesgesetz zu beschließen, weil wir nirgends 
Finanzministers festzuhalten, daß er auch über in unserer Verfassung sonstwo eine Verpflich­
di e Einzelgeschäfte zu berichten hätte. Ich tung hätten, Anleihegesetze als Verfassungs­
darf daran erinnern, daß wir beide gemeinsam gesetze zu konstruieren - wir haben schon des 
im Jahre 1964 der Auffassung waren, daß im öfteren und auch in den letzten Monaten solche 
Bericht im Interesse der Wahrung des Ge- Gesetze beschlossen -, ist es durchaus natür­
schäfts- und Betriebsgeheimnisses keine An- lieh, daß wir in der einfachgesetzlichen Rege­
führung von Einzelgeschäften enthalten sein lung verbleiben'. 
solle. An diesem natürlichen Interesse der Aber in diesem Bemühen hat uns zunächst 
Betriebe hat sich nichts geändert, und wir wieder ein anderer Punkt getrennt, nämlich 
mußten daher diesen Wunsch der Sozialisten die so oft hier diskutierte Frage: Wie formu­
ablehnen. Aber auch hier haben wir Einsicht lieren wir die Ermächtigungen des Finanz­
bewiesen. Wir haben nichts dagegen, wenn der ministers für die Haftungsübernahme ~ Wie 
Bericht in Hinkunft wenigstens die Anzahl der sollen wir sie im Sinne der Judikatur des Ver­
Fälle nennt, bei denen Haftungsübernahmen fassungsgerichtshofes determinieren ~ Da darf 
über einen gewissen größeren Betrag hinaus ich nun doch wieder die wechselseitige Einsicht 
erfolgt sind. aufzeigen. 

Schließlich noch ein Fall von Einsicht. Sie erinnern sich vielleicht, meine Damen 
(Abg. Steininger: Lauter Einsicht!) Die und Herren, daß ich von dieser Stelle aus, als 
Sozialisten, die bezüglich des Beirates; der ja wir das Finanzgesetz 1967 hier diskutiert 
schon bis jetzt im Gesetz enthalten war, die haben - noch vor Weilmachten -, an Sie die 
Forderung aufgestellt hatten, in Hinkunft Bitte gerichtet habe: Wenn Sie der Meinung 
mögen auch drei Vertreter der im Parlament sind, daß unsere Formulierungsvorschläge für 
vertretenen Parteien diesem Beirat angehören, die Ermächtigungen noch immer nicht als ge­
haben diese Forderung schließlich fallenge- nügend genau, klar, im Sinne der Judikatur 
lassen. Wir konnten uns einem solchen Wunsche ausreichend zu bezeichnen wären, dann seien 
nicht beugen. Ich darf auch sagen, warum. Sie doch eingeladen, Gegenvorschläge für solche 
Wenn eine Pl1rtei im Zuge der Regierungsver- Formulierungen zu machen; selbst dann, 
handlungen den freien Entschluß faßt, in die wenn Sie das Budget ablehnen. Warum sei 
Opposition zu gehen, nimmt sie damit wohl in es einer konstruktiven Opposition nicht mög­
Kauf, nicht nur aus den Regierungsämtern, lieh, wenigstens Hilfestellung zu bieten bei 
sondern eben, der Rechtslage entsprechend, jener Formulierung, die Sie bei uns kritisiert 
mitunter auch aus anderen begutachtenden haben ~ Ich habe diese Einladung ausgespro­
Stellen auszuscheiden. Man kann diesen Nach- ehen, aber bei der Bundesfinanzgesetznovelle 
teil eines frei gewählten Oppositionsentschlus- haben Sie von ihr noch keinen Gebrauch ge­
ses sicherlich nicht dadurch wettmachen, daß macht. Sie blieben in Ihrer Kritik verhaftet, 
man nun die Forderung erhebt, auf dem Umweg das sei Ihrer Meinung nach noch immer ni~ht 
über die Nominierung von Klubmandataren in genügend deutlich. 
solche Organe nun doch in jene Situation zu Ich habe damals gesagt: Durch die Funktion 
kommen, die die Mitbeteiligung an der Regie- des Verfassungsgerichtshofes als bloß kassa­
rung sonst bietet. Ich möchte anerkennend tori scher Instanz kommen wir nur sehr schwer 
feststellen, daß die sozialistischen Unterhänd- in die Lage, zu hören, wie man denn eigentlich 
ler auf diesem Punkt nur eine Zeitlang insistiert richtig und juristisch einwandfrei die Fornm­
haben, aber die Einigung über das Gesetz lierung zu wählen hat. Vom Verfassungs­
davon schließlich doch nicht abhängig ge- ger!chtshof hören wir nur: So Wllr es nicht 
macht haben. I richtig. 
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Ich möchte vergleichend fortsetzen: Es ge­

nügt mir für eine konstruktive Opposition 
eben nicht, daß Sie gleichsam nur kassatorische 
Kritik übt, uns zu sagen: Das stimmt nicht!, 
ohne zu begründen, warum, und nicht zu 
sagen, wie es Ihrer Meinung nach richtig lauten 
sollte. (Abg. Dr. Henha Firnberg : Wie wit· 
Opposition machen, werden Sie doch gefälligst 
uns überlassen!) Ich finde es als ein erfreuliches 
Zeichen (Zwischenruf der Abg. Gertrude W on­
drac1c), Frau Kollegin, als sehr erfreuliches 
Zeichen, daß Sie diesmal bei dieser Gesetzes­
materie diesen meiner Meinung nach noch 
fehlenden Schritt zur konstruktiven Opposition 
doch einmal getan haben. Sie haben 
diesmal - das hat Herr Ing. Weihs gerade 
vorgetragen - einen Gegenvorschlag gemacht, 
nachdem wir unsere Formulierungsvorschläge 
gebracht hatten. (Zwischenruf des Abg. Dok­
tor Kleiner. - Abg. Dr. Hertha Firnberg: 
Sie werden uns doch nicht unseren Oppositions­
stil vorscMeiben!) Ich weiß nicht, warum Sie 
Grund haben, Zwischenrufe zu machen! Ich 
bin im Begriffe, Ihnen ein I~ob auszusprechen 
(Abg. Dr. Hertha Firnberg : Das m(jchte uns 
noch fehlen!), Frau Kollegin! (Abg. Probst: 
Er meint: sein Lob auszusprechen!) 

Ich bin also der Meinung: Dadurch, daß Sie 
jetzt diese Wendung gemacht haben, daß Sie 
erklärt haben: Wir wollen Ihnen beweisen, 
wie die Formulierung richtig lautet (Abg. 
Pro b s t : Er ist dabei, sein Lob auszusprechen!), 
ist das ein eindeutiger Beweis konstruktiver 
Opposition. Meine Herren! Es war unsere 
Einsicht, die wir beigesteuert haben, daß wir 
akzeptiert haben: Schön, wenn Sie der Mei­
nung sind, unsere Formulierungen wären 
nicht so hinreichend, überlegen wir uns die von 
TImen vorgeschlagene; und wir haben sie ak­
zeptiert, Ich glaube, daß das ein durchaus 
positives Zeichen ist. (Zwischenruf des Abg. 
Libal. - Abg. Dr. Kleiner: Nur was Sie 
akzeptieren! - Abg. Dr. Hertha Firnberg : 
"Konstruktiv" ist, was Sie akzeptieren!) Ich 
glaube, das ist konstruktiv. (Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.j Entschuldigen Sie, 
wenn Sie uns einen Vorschlag machen, den 
wir als tauglich und richtig empfinden, so 
möchte ich doch sagen, daß das ein Beweis 
normaler demokratischer Abwicklung eines Ge­
setzes ist! (Zwischenrufe bei der (j V P.) 

Ich sage also: Wir haben uns in diesem 
sehr entscheidenden Punkte gefunden, und als 
Nebenprodukt dieser unserer Einigung -
Herr Abgeordneter Dr. Weihs hat das fest­
gestellt - müssen wir doch alle miteinander 
durchaus erfreut feststellen, daß diese unsere 
Einigung ja nicht nur zu diesem Gesetzeszweck 
erfolgte, sondern daß wir uns jetzt auch wohl 
verstanden haben, daß man im Paradigma 
dieser Formulierung auch bei künftigen Ge-

setzen - Anleihegesetzen oder Ermächti­
gungsformulierungen im Budget - operieren 
kann. Ich glaube, wenn wir einen so wesent­
lichen, für unsere Verfassungslage doch nicht 
unerheblichen Streit auf diesem Gebiet be­
graben konnten, so ist das ein durchaus fort­
schrittlicher und erfreulicher Zustand. (Abg. 
Libal: Sie haben sich gebessert!) Ich habe 
mich gebessert ~ Ich weiß nicht, Herr Kollege, 
ob Sie meinen, daß ich auch eine Fortentwick­
lung mitgemacht habe. Ich scheue mich nie, 
eine solche Entwicklung zu versuchen. (Abg. 
Sekanina: Auch wenn es Ihnen, schwerfällt!) 
Wenn Sie die bisherigen Anleihegesetze unter 
Hinweis auf schlechte Formulierungen, aber 
ohne Gegenvorschläge (Abg. Dr. Henna Firn­
be r g : Das ist doch nicht unsere Aufgabe, alles zu 
formulieren!) ablehnen mußten und es diesmal 
nicht mehr tun, so, muß ich sagen, haben Sie 
sich eben auch zu einem neuen Gesichtspunkt 
durchgerungen. (Abg. Dr. Hertha Firnberg : 
Ihr seid Regierungspartei!) 

Warum sollen wir uns gegenseitig vorwerfen, 
daß wir heute nicht mehr dort stehen, wo wir 
vielleicht vor drei Monaten standen 1 Das ist 
doch der Sinn einer geistigen Auseinander­
setzung, und ich appelliere an uns alle auf 
dieser und auf jener Seite, daß wir einem sol­
chen Bemühen verhaftet bleiben. Meine Da­
men und Herren! Die Exportförderung 
braucht weder die ÖVP noch die SPÖ, sondern 
es brauchen sie die Wirtschaft und alle Dienst­
nehmer in diesem Lande. Wenn es uns ge­
lungen ist, dieses sehr wichtige Problem ge­
meinsam zu lösen, so sollten wir in der Diskus­
sion nicht nervös werden, sondern wir sollten 
uns gemeinsam freuen. Es waren auch alle Dis­
kussionen, da wir ja Gesetze gemeinsam be­
schließen wollen, durchaus in der Richtung. 

Ich wollte nur aufzeigen, daß es durchaus 
gelingt, wenn man eine offenbar - aber leider 
nur dann - sehr wichtige, lebensdrängende 
Frage vor sich hat, auch in einer neuen Situa­
tion mit Regierung und Opposition Gemein­
sames zu beschließen. Wir haben es in man­
chen Dingen auch schon in der Vergangenheit 
getan. Hier schien es so, da die Verfassungs­
vorfragen uns bedrängt haben, als ob das 
besonders schwierig sei. Aber siehe da: 
Es wachsen weder die Bäume der Regierung 
noch die der Opposition in den Himmel. Es 
gelingt die Einigung unter dem Druck der 
Notwendigkeit. (Abg. Probst: Alle wollen 
in den Himmel kommen, nur nicht so schnell!) 

Ich meine also, wir können, da wir beide 
einsichtig waren, ruhig sagen: Die Verab­
schiedung dieser beiden Gesetze ist ein Erfolg 
der Regierungspartei, aber genau der gleiche 
Erfolg der Opposition. Wir haben es gemein­
sam getan. Worauf ich hinaus will, ist -
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und das war der Grund meiner Wortmeldung - I Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
ein Appell an Sie, solche Beispiele zu mehren. den Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
( Abg. Se k an i na .' Herr Kollege H aU8er, 8agen neuerliche Abänderung des Ausfuhrförderungs­
Sie kurz und bündig, daß wir gut 8ind 1 Das gesetzes 1964 in der Fassung des Bundes­
hätte uns genügt I) Wir sollen diese Beispiele verfassungsgesetzes vom 1. April 1965, BGBI. 
mehren; ich glaube nämlich, wir haben noch Nr. 90. 
etliche andere solche Lebensgebiete vor uns. Da der vorliegende Gesetzentwurf Ver­
Wenn wir heute, am Freitag, bei diesem Punkt fassungsbestimmungen enthält, stelle ich die 
so friedlich auseinandergehen, so denke ich gemäß § 61 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz für 
schon an die nächste Woche und möchte die Abstimmung erforderliche Anwesenheit 
Ihnen zurufen: Vielleicht können wir nächste der Hälfte der Mitglieder fest. 
Woche eine ähnliche Gesprächsatmosphäre Bei der getrennt durchgeführten Abstim­
wie bei diesem Gesetz entwickeln! (Abg. mung werden die beiden Gesetzentwürfe jeweils 
W eikhart: Das hängt von Ihnen ab I) Wir in der Fass~tng des Ausschußberichtes in 
werden uns nicht scheuen, meine Damen und zweiter und dritter Lesung einstimmig _ 
Herren, wenn Sie dort auch gute Vorschläge das Bundesgesetz über die neuerliche Abände­
machen, sie zu akzeptieren. Vielleicht sind rung des Ausfuhrförderungsgesetzes 1964 somit 
wir in der Lage, ein. wichtiges Lebensgebiet, mit der für eine Ve1jas8ung8be8timmung er­
das genauso bedeutungsvoll wie die Export- forderlichen Zweidrittelmehrheit _ zum B e­
förderung ist, ebenfalls positiv zu verabschie- schluß erhoben. 
den. (Beifall bei der ÖV P. - Abg. Weik­
hart: Also das "auch gute" gilt auch für Sie I) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung, 
die ich über jeden der beiden Anträge getrennt 
vornehme. 

Präsident Wallner: Die Tagesordnung ist 
erschöpft. 

Die nächste Sitzung berufe ich für :Mitt­
woch, den 21. Juni, 11 Uhr, mit folgender 
Tagesordnung ein: 

Wahl der Vertreter Österreichs in die Be· 
ratende Versammlung· des Europarates. 

Diese Sitzung beginnt mit einer Fragestunde. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

SchluD der Sitzung: 14 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei 2259 67 
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